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Die Landeszentrale für politische Bildung

• ist die zentrale staatliche Einrichtung für die 
politische Bildung in Baden-Württemberg;

• ist überparteilich und nicht wertneutral,
sondern wirbt für die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung des Grundgesetzes;

• wendet sich mit ihren Angeboten an alle Men-
schen im Land, besonders an Lehrende und 
Lernende;

• möchte für Politik interessieren, für Demokra-
tie werben und zur Teilhabe ermuntern;

• veranstaltet im Jahr über tausend Seminare 
und Vorträge, Tagungen und Workshops, Bil-
dungsreisen und Exkursionen, Aktionen, Aus-
stellungen und Wettbewerbe;

• veröffentlicht Broschüren, Zeitschriften, 
Bücher sowie Lernmedien und -spiele und 
vertreibt sie in ihrem Webshop
www.lpb-bw.de/shop;

• unterhält ein breites, aktuelles Internetange-
bot (www.lpb-bw.de), das jährlich über vier 
Millionen Nutzer/-innen hat;

• betreut den Schülerwettbewerb des Landtags 
von Baden-Württemberg zur Förderung der 
politischen Bildung, das Freiwillige Ökologi-
sche Jahr sowie die Gedenkstättenarbeit;

• hat ihren Hauptsitz in Stuttgart, Außenstellen 
in Freiburg und Heidelberg, baut aktuell in 
Ludwigsburg und Tübingen zwei weitere 
Außenstellen auf und unterhält das Tagungs-
zentrum „Haus auf der Alb“ in Bad Urach.

Neugierig geworden? 
Bestellen Sie unseren Newsletter: 
www.lpb-bw.de/newsletter 

oder werden Sie Premium-Mitglied.  
Anmeldung unter: 
www.lpb-bw.de/veranstaltungen
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Planspiel 4 – Vorwort

Die Planspielreihe zum Landtag von 
Baden-Württemberg

Die vom Fachbereich Politische Tage der Landeszent-
rale für politische Bildung entwickelte Planspielreihe 
zum Landtag von Baden-Württemberg konzentriert 
sich auf den oft vernachlässigten Themenbereich der 
Landespolitik. Die thematisch aufeinander aufbauen-
den Planspiele ermöglichen einen intensiven Blick auf 
die verschiedenen politischen Ablauf- und Arbeits-
prozesse in den Parteien und im Parlament. Dadurch 
ist es möglich, den Weg von der Kandidatur innerhalb 
einer Partei im Wahlkreis über die Wahl in den Land-
tag bis hin zur Beschlussfassung eines Gesetzes im 
Landtag zu simulieren und nachzuerleben.

Insgesamt besteht die Reihe aus vier Planspielen, 
die in zwei Phasen unterteilt sind. Die ersten beiden 
Planspiele simulieren die politischen Meinungs- und 
Willensbildungsprozesse auf dem Weg in den Land-
tag bis zur Wahl, die beiden anderen stellen die Ar-
beit im Landtag nach der Wahl in den Mittelpunkt. Der 
modulare Aufbau ermöglicht es, dass die Planspiele 
je nach Themenauswahl einzeln, nacheinander oder 
als Kombination durchgeführt werden können. Sie 
sind ab Klasse 9 in allen Schularten einsetzbar. Das 
vorliegende Szenario zum Freiwilligen Polizeidienst 
ist am besten für die gymnasiale Oberstufe, Studie-
rende und die offene Erwachsenenbildung geeignet. 
Für die Durchführung sind ca. sechs Schulstunden 
bzw. fünf Zeitstunden einzuplanen.

Das vorliegende Heft „Die Gesetzgebung im Landtag“ 
ist das Planspiel 4 der Reihe und beschließt diese. 
Unter dem Themenfeld „Wie läuft’s?“ steht der Ge-
setzgebungsprozess auf Landesebene am Beispiel 
von Baden-Württemberg im Mittelpunkt. 

Anhand des Szenarios „Die Zukunft des Freiwilligen 
Polizeidienstes“ wird der Ablauf der Gesetzgebung 
im Landtag simuliert. Dafür übernehmen die Teil-
nehmenden die Rollen von Abgeordneten und stim-
men über einen Gesetzentwurf ab.

Vorwort

Die Teilnehmenden erfahren im Planspiel den Ablauf
der Gesetzgebung mit Fraktionssitzungen, Beratun-
gen im Plenum, Ausschusssitzungen und Abstim-
mungen. Sie können sich argumentativ und kontro-
vers mit den Fragestellungen zum Gesetzentwurf 
beschäftigen und vertreten dabei die Standpunkte 
ihrer Fraktion und Rolle. Sie lernen aus ihren Rol-
len als Abgeordnete heraus die verschiedenen Par-
teipositionen und Fraktionsinteressen kennen und 
können sie miteinander vergleichen. Die Vorlage des 
Planspiels bilden dabei die Anzahl und Art der in der 
17. Legislaturperiode im Landtag von Baden-Würt-
temberg vertretenen Parteien.

Das Planspiel ist so konzipiert, dass die Teilnehmen-
den eigeninitiativ handeln und damit sowohl den 
Verlauf als auch den Ausgang des Planspiels selbst-
bestimmt gestalten. Die Anleitenden nehmen dabei 
eine begleitende und gegebenenfalls unterstützende
Funktion ein. Im Vorfeld des Planspiels findet eine 
kurze Einführung (Briefing) in die Thematik statt. Im 
Anschluss an die Spielphase wird in einem Auswer-
tungsgespräch (Debriefing) mit den Teilnehmenden 
über das Planspiel reflektiert.

Überblick über die Planspielreihe zum Landtag 
von Baden-Württemberg

Themenfeld: Wer macht’s? Der Weg in den Landtag
Planspiel 1: „Die Nominierung im Wahlkreis“
(erschienen im Januar 2016)
Planspiel 2: „Parteien stellen sich zur Wahl“
(erschienen im Sommer 2019)
Themenfeld: Wie läuft’s? Die Arbeit im Landtag
Planspiel 3: „Die Konstituierung des Landtags“
(erschienen im Januar 2021)
Planspiel 4: „Die Gesetzgebung im Landtag“
(mit Szenario 1 und 2, erschienen im Februar 2021)
Planspiel 4: „Die Gesetzgebung im Landtag“
(mit Szenario 3, erschienen im November 2022)

November 2022   Thomas Franke
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Planspiel 4 – Fact-Sheet Baden-Württemberg

Fact-Sheet Baden-Württemberg

Das Bundesland Baden-Württemberg entstand im 
Jahr 1952. Damals schlossen sich die drei Länder 
Württemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern 
und (Süd-)Baden zu einer Einheit zusammen. Heu-
te noch gilt der Zusammenschluss der drei Terri-
torien als wahrer Glücksfall, denn es gelang ihnen, 
zu einer Gemeinschaft zusammenzuwachsen und 
dennoch die kulturelle und regionale Vielfalt zu 
bewahren. Der Trennungsstrich im Namen Baden-
Württemberg wurde so mit der Zeit zum echten 
Bindestrich. 

Wahlsystem und Parteienlandschaft in Baden-
Württemberg
In Baden-Württemberg finden seit 1996 alle fünf 
Jahre Landtagswahlen statt (davor alle vier Jahre). 
Anders als bei der Bundestagswahl dürfen bei der 
Landtagswahl in Baden-Württemberg die Bürgerin-
nen und Bürger schon ab 16 Jahren wählen. Das 
wurde im April 2022 in der Reform des Wahlrechts 
für die Landtagswahlen in Baden-Württemberg be-
schlossen. Im Zuge dieser Reform wurde auch das 
Zwei-Stimmen-Wahlrecht eingeführt, analog zur 
Bundestagswahl. Künftig werden Wählerinnen und 
Wähler des baden-württembergischen Landtags mit 
der Erststimme direkt eine Kandidatin bzw. einen 
Kandidaten des Wahlkreises wählen. Die Zweitstim-
me geht an eine Partei bzw. an die Landesliste der 
Partei. Die Sitzverteilung im Landtag wird nach den 
Zweitstimmenanteilen der Parteien festgelegt.

Die Politik in Baden-Württemberg war lange stark 
von der CDU geprägt. Von 1953 bis 2011 stellte sie 
ununterbrochen den Ministerpräsidenten und re-
gierte dabei meist entweder mit der FDP/DVP oder 
der SPD, 1972–1991 dank absoluter Mehrheiten so-
gar allein. Insbesondere im ländlichen Raum ist die 
CDU tief verwurzelt. Seit 2011 konkurriert sie aber 
auch dort immer stärker mit dem in Baden-Würt-
temberg außerordentlich starken Bündnis 90/Die 
Grünen, das 2016 sogar stärkste Kraft wurde und 
zahlreiche Direktmandate im ländlichen Raum er-
rang. Die Grünen stellen mit Winfried Kretschmann 
seit 2011 den ersten grünen Ministerpräsidenten 
in Deutschland. 2011–2016 koalierte die Partei mit 

der SPD, seit 2016 mit der CDU. Eine grün-schwar-
ze Koalition ist in Baden-Württemberg eher we-
nig überraschend, da die Grünen im „Ländle“ ver-
gleichsweise wertkonservativ auftreten. Der in den 
2000er Jahren beginnende Aufstieg der Grünen zu 
einer Volkspartei im Südwesten ging einher mit 
einer Schwächung der SPD. Anders als beispiels-
weise im benachbarten Rheinland-Pfalz oder im 
Nordwesten Deutschlands schnitten die Sozialde-
mokraten in Baden-Württemberg traditionell eher 
schwach ab und erzielten außerhalb von industriell 
geprägten Großstädten wie Mannheim selten hohe 
Ergebnisse oder gar Direktmandate. Das traditio-
nelle SPD-Direktmandat in Mannheim I ging 2016 
an die AfD, die erstmals mit landesweit 15,1% in 
den Landtag einzog. Das für westdeutsche Verhält-
nisse ungewöhnlich starke Abschneiden der AfD 
in Baden-Württemberg ist aber historisch gesehen 
keine Neuheit: Parteien rechts der CDU erzielten im 
Südweststaat auch schon 1968 (NPD), 1992 sowie 
1996 (Die Republikaner) Stimmanteile von etwa  
10 %. Neben der CDU betrachtet auch die FDP 
Baden-Württemberg als ihr Stammland. Nur hier 
scheiterte sie noch nie an der Fünf-Prozent-Hürde, 
und die FDP/DVP-Fraktion stellte mit Reinhold Mai-
er 1952–1953 sogar den ersten Ministerpräsiden-
ten des Landes. 

Baden-Württembergs Herausforderungen 
in der Zukunft
Neben den Dauerthemen Bildung, Stärkung des 
ländlichen Raums und Innere Sicherheit ist die In-
tegration von Menschen aus vielen verschiedenen 
Herkunftsstaaten eine Herausforderung, deren 
Bewältigung wichtig für die Zukunft des Landes 
sein wird. Der beschleunigte technologische Wan-
del weg von Verbrenner- hin zu Elektromotoren 
im Fahrzeugbau wird im „Autoland“ Baden-Würt-
temberg einen Strukturwandel bewirken, der in 
den nächsten Jahren auch die Landespolitik stär-
ker beschäftigen wird. Auch der fortschreitende 
demografische Wandel, die Reaktion auf den Kli-
mawandel mittels erneuerbarer Energien und der 
Ausbau der Infrastruktur in die Fläche werden 
in politischen Debatten nicht nur heute, sondern 
auch morgen maßgeblich sein.
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Planspiel 4 – Fact-Sheet Baden-Württemberg

Baden-Württemberg in Zahlen*

Einwohner/-innen 11.124.642 (Stand 31.12.2021)

davon Kinder/Jugendliche unter 18 Jahren 1.902.275 (Stand 31.12.2021)

davon 65-Jährige und Ältere 2.317.957 (Stand 31.12.2021) 

davon Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit 1.821.847 (Stand 31.12.2021) 

Arbeitslosenquote 3,9 % (Jahresdurchschnittswert 2021)

Fläche 35.751,46 Quadratkilometer

Bevölkerungsdichte
312 Einwohner/-innen pro Quadratkilometer 
(Stand 15.2.2022)

Regierungsbezirke 4 (Freiburg, Karlsruhe, Stuttgart, Tübingen)

Landkreise 35

Stadtkreise 9

Baden-Württemberg politisch und historisch**

Landeshauptstadt Stuttgart

Gründung 25. April 1952

entstanden aus Baden, Württemberg-Hohenzollern, Württemberg-
Baden

Regierung Koalition von Bündnis 90/Die Grünen und CDU 
Regierungschef (Stand November 2022):  
Winfried Kretschmann (Ministerpräsident) 
6 Ministerinnen und 5 Minister in 11 Fachministerien,
6 Staatssekretärinnen und 8 Staatssekretäre,  
1 Staatsminister und 1 Staatsrätin 

Abgeordnete im Landtag mindestens 120  
17. Legislaturperiode: 154

Regierungen seit 1952 1952–1953: SPD, FDP/DVP, BHE
1953–1960: CDU, SPD, FDP/DVP, BHE
1960–1964: CDU, FDP/DVP, BHE
1964–1966: CDU, FDP/DVP
1966–1972: CDU, SPD
1972–1992: CDU
1992–1996: CDU, SPD
1996–2011: CDU, FDP/DVP
2011–2016: Bündnis 90/Die Grünen, SPD
Seit 2016: Bündnis 90/Die Grünen, CDU

Wahlperiode 5 Jahre

Quellen: * Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, siehe Quellenverzeichnis

  ** Landesregierung von Baden-Württemberg, siehe Quellenverzeichnis
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Planspiel 4 „Wie läuft’s?“ – Die Gesetzgebung im Landtag 

Didaktische und methodische Hinweise
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Seit 1963 gibt es in Baden-Württemberg den 
Freiwilligen Polizeidienst (FPolD). Neben Baden-
Württemberg gibt es einen freiwilligen Polizei-
dienst auch in Bayern, Hessen und Sachsen. Die-
ser freiwillige Dienst ist ein Ehrenamt, das Bürger/ 
-innen ausüben können, um die Polizei bei ihren 
Tätigkeiten zu unterstützen. Dafür erhalten sie 
eine Aufwandsentschädigung. 

In den 1970er Jahren gab es in Baden-Würt-
temberg noch fast 4.000 Freiwillige, während es 
2018 nur noch 673 Freiwillige waren. Grund da-
für ist, dass die grün-rote Landesregierung 2011 
ein Auslaufen des Freiwilligen Polizeidienstes 
beschloss. Dies geschah maßgeblich auf Drängen 
der SPD, die die Freiwilligen für zu schlecht aus-
gebildet hielt. Andere Parteien wie die CDU und 
FDP würden den FPolD jedoch gerne erhalten und 
sehen darin eine Entlastung der Polizei sowie ei-
nen Ausdruck gelebten Bürgersinns. 

Laut Gesetz dürfen die Freiwilligen zur Über-
wachung von Gebäuden und des Straßenverkehrs 
sowie auch im Streifendienst eingesetzt werden. 
Gerade Letzteres wird von einigen Parteien kri-
tisch gesehen, da die Ausbildung der Freiwilligen 
im Vergleich zu regulären Polizistinnen und Poli-
zisten recht kurz ist. Nach aktueller Gesetzeslage 
umfasst die Freiwilligenausbildung eine Grund-
ausbildung sowie Fortbildungen. Kritiker/-innen 
argumentieren, dass in Zeiten von zunehmender 
Gewalt gegenüber der Polizei die Arbeit der Frei-
willigen zu gefährlich werde. Befürworter/-innen 
sehen im FPolD eine wesentliche Entlastung für 
die Polizei, der es in Baden-Württemberg ohnehin 
an Personal mangelt. 

Optisch unterscheiden sich die Freiwilligen von 
regulären Polizistinnen und Polizisten nur in den 
Schulterklappen: Reguläre Polizistinnen und Poli-
zisten haben Sterne, die Freiwilligen Streifen auf 
den Schultern. Ansonsten tragen die Freiwilligen 

die gleiche Uniform und Ausstattung. Diese be-
inhaltet auch eine Schusswaffe. In ihren Rechten 
sind die Freiwilligen der Polizei gleichgestellt. Sie 
dürfen Durchsuchungen und Festnahmen vorneh-
men und sind in ihrer Tätigkeit nicht von haupt-
amtlichen Polizeibeamtinnen und -beamten zu 
unterscheiden. 

Der Freiwillige Polizeidienst in  
Baden-Württemberg

Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise
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Kurzüberblick

›  Zielgruppe: gymnasiale Oberstufe, Studierende, 
(junge) Erwachsene

› Zeitdauer: ca. 6 Schulstunden
›  Teilnahmezahl: mindestens 18 Personen, 

 maximal 34 Personen
›  Organisatorisches: Für dieses Planspiel werden 

mindestens 2 Räume benötigt; gegebenenfalls 
kann es auch über ein Online-Konferenztool 
durchgeführt werden

›  Geeignet zur Vermittlung folgender Themenfelder: 
Grundlagen des politischen Systems, politischer 
Willensbildungs- und Entscheidungsprozess auf 
landespolitischer Ebene in Baden-Württemberg

Die Methode Planspiel

Ein Planspiel stellt eine geeignete Methode 
dar, um politische Entscheidungs- und Willensbil-
dungsprozesse erlebbar zu machen. In Planspie-
len der politischen Bildung geht es darum, politics 
(politische Entscheidungsprozesse) zu erleben, 
indem eine policy (Politikfeld) in einer polity (Insti-
tution oder Gremium) simuliert wird. Die Methode 
ist erstrangig prozessorientiert, da eine Entschei-
dung, die auf einem Konflikt beruht, herbeigeführt 
werden muss.

Das Wort Planspiel ist aus den Bestandteilen 
„Plan“ und „Spiel“ zusammengesetzt. Der sich da-
rin spiegelnde Doppelcharakter von Plan-Spielen 
ermöglicht aktivierendes, spielerisches Lernen. 
Das heißt, einerseits ist die Methode durch star-
ke Formalisierung geprägt. Mit dem vorliegen-
den Planspiel wird die Möglichkeit eröffnet, den  
Gesetzgebungsprozess des baden-württembergi-
schen Landtags so realitätsgetreu wie möglich zu 
simulieren. Andererseits soll der spielerische As-
pekt bei Planspielen nicht zu kurz kommen. Durch 
eine didaktische Reduktion ist das Szenario so ge-
staltet, dass der Ausgang des Spiels offen bleibt. 

Die Teilnehmenden (TN) von Planspielen überneh-
men Rollen, in diesem Fall von Landtagsabgeord-
neten, durch die sie unter Entscheidungszwang 
das Spielgeschehen direkt mitgestalten. Somit 
werden die Teilnehmenden zu den elementaren 
Akteuren und Akteurinnen und sind durch ihr von 
Kreativität und Eigeninitiative geprägtes Handeln 
in zentraler Weise für die Dynamik und den Aus-
gang des Planspiels verantwortlich.

Die Phasen eines Planspiels
Üblicherweise besteht ein Planspiel aus drei 

Phasen: der Vorbereitungs-, der Simulations- und 
der Auswertungsphase. Diesem Schema folgt 
auch der Ablauf des hier vorliegenden Planspiels.

In der Vorbereitungsphase werden die Teil-
nehmenden auf die Methode und den Ablauf des 
Planspiels eingestimmt und mit dem notwendigen 
Vorwissen ausgestattet. Anschließend sind sie mit 
dem Szenario, den teilnehmenden Akteurinnen 
und Akteuren und dem zugrunde liegenden Kon-
flikt vertraut. In dieser ersten Phase ist viel Anlei-
tung durch die Spielleitung nötig.

Das Kernstück eines Planspiels stellt die Simu-
lationsphase dar, in der die Teilnehmenden in ihre 
Rolle schlüpfen und in dieser agieren. Während 
der Simulation ist bestenfalls keine Anleitung, 
sondern eher Begleitung und Beobachtung durch 
die Spielleitung gefragt.

Als die wichtigste Phase eines Planspiels gilt 
die Auswertungsphase. Durch sie werden die Teil-
nehmenden in die Lage versetzt, das Gelernte zu 
reflektieren, auf die simulierte Realität zu transfe-
rieren und schließlich zu verinnerlichen. Zuvor ist 
das Ablegen der Rolle ein essenzielles Kriterium 
für das Gelingen dieser Phase.

Die Gesetzgebung im Landtag

Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise
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Zielsetzung des Planspiels

In diesem Planspiel steht der Gesetzgebungs-
prozess auf Landesebene am Beispiel von Baden-
Württemberg im Mittelpunkt. Dafür übernehmen 
die Teilnehmenden die Rollen von Abgeordneten 
und stimmen über einen Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Gesetzes über den Freiwilligen Polizei-
dienst in Baden-Württemberg ab. Die Vorlage des 
Planspiels bilden dabei die Anzahl und Art der in 
der 17. Legislaturperiode im baden-württember-
gischen Landtag vertretenen Parteien. Ziel des 
Planspiels ist, dass die Teilnehmenden aus ihren 
Rollen als Abgeordnete heraus die verschiedenen 
Parteipositionen und Fraktionsinteressen ken-
nenlernen und miteinander vergleichen können. 
Auf dieser Basis stimmen sie anschließend über 
den Gesetzentwurf ab und erleben so im Rahmen 
einer Simulation den Gesetzgebungsprozess des 
baden-württembergischen Landtags als formalen 
politischen Prozess auf Landesebene.

Die Teilnehmenden können nach dem Planspiel ...
›  Grundbegriffe des politischen Systems auf Lan-

desebene in Baden-Württemberg beschreiben;
›  den Ablauf des Gesetzgebungsprozesses des 

baden-württembergischen Landtags sowie  
die Aufgaben von Regierung und Opposition 
darlegen;

›  die unterschiedlichen Partei- und Fraktionsinter-
essen einordnen und die Positionen vergleichen;

›  innerhalb ihrer Rolle politische Entscheidungs-
prozesse gestalten und Handlungsoptionen 
entwickeln;

›  die Herausforderungen der parlamentarischen 
Arbeit bewerten.

Zeitlosigkeit des Planspiels

Das vorliegende Planspielheft wurde im Jahr 
2021 entwickelt. Die Mehrheitsverhältnisse (siehe 
Szenarien und Profile, Rollenverteilungsschlüs-
sel) sind entsprechend der Situation nach der 
Landtagswahl vom 14.3.2021, also gemäß der 17. 
Legislaturperiode angelegt. Dies äußert sich unter 
anderem darin, dass die zwei zu diesem Zeitpunkt 

größten Fraktionen (hier: PÖD und PCD) die Aus-
schussvorsitzenden im Planspiel stellen und dass 
der Landtagspräsident bzw. die Landtagspräsi-
dentin aus den Reihen der PÖD kommt. Auch der 
Rollenverteilungsschlüssel orientiert sich an den 
Wahlergebnissen der Landtagswahl 2021.

Dennoch wurde das Spiel mit dem Ziel konzipiert, 
unabhängig von den aktuell vorherrschenden Mehr-
heitsverhältnissen im Landtag und den tagesaktu-
ellen Diskursen spielbar zu sein. Um entsprechend 
flexibel bleiben zu können, wurden zusätzliche 
Rollen erarbeitet, die im Zweifelsfall hinzugezo-
gen werden können. Wichtig ist jedoch, dass der 
Rollenverteilungsschlüssel gegebenenfalls ange-
passt wird und dass tagespolitische Diskurse oder 
Abweichungen des Planspiels von den realen Ge-
gebenheiten in der Reflektion (Auswertungsphase) 
aufgegriffen und besprochen werden (siehe Hand-
reichung zum Debriefing).

Vorbereitung des Planspiels

Das Planspiel setzt kein Vorwissen aufseiten der 
Teilnehmenden voraus. Die Erläuterung der Aufga-
ben, der verschiedenen Gremien und der Abläufe 
des Landtags ist im Rahmen der thematischen Ein-
führung möglich. Wenn Zeit zur Verfügung steht, ist 
es aber durchaus hilfreich, wenn schon vor Beginn 
des Planspiels grundlegendes Wissen über den 
Landtag vermittelt wird. Sinnvoll ist dann, dass sich 
die Teilnehmenden vor dem Planspiel mit den Struk-
turen und Aufgaben des Landtags beschäftigen.

Zur Durchführung des Planspiels sind mindes-
tens zwei (besser drei) möglichst nebeneinander-
liegende Räume notwendig. 

Für den Realitätsbezug wird empfohlen, einen 
großen Raum als Plenarsaal zu nutzen und auch 
die Sitzordnung entsprechend vorzubereiten. 
Weiterhin werden ein bis zwei Ausschusssäle ge-
braucht. Der Plenarsaal kann aber auch zu einem 
Ausschusssaal umgebaut werden, sodass ein wei-
terer Raum ausreicht. Die Ausschusssäle sollten 
unbedingt so ausgestaltet sein, dass die Teilneh-



12 Die Gesetzgebung im Landtag

menden einander zugewandt sind und bei Diskus-
sionen Blickkontakt haben können. Da hier mit und 
an schriftlichen Materialien gearbeitet wird, sind 
Tische von Vorteil. Ideal ist eine Anordnung der Ti-
sche in Hufeisenform.

Alle Materialien, die im Vorfeld kopiert werden 
müssen, sind in diesem Heft als Kopiervorlagen 
enthalten. Der Kopierleitfaden enthält alle wich-
tigen Hinweise zur Zusammenstellung der erfor-
derlichen Unterlagen. Da die Materialien auf Lang-
lebigkeit ausgerichtet sind, muss die Spielleitung 
vorab auf einigen Materialien eintragen, ob der Ge-
setzentwurf von der Regierung oder aber von einer 
bzw. mehreren Fraktionen, die auch Teil der Oppo-
sition sein können, eingebracht wird. Die Materia-
lien sind so angelegt, dass sowohl eine Regierung 
bestehend aus PÖD und PCD den Gesetzentwurf 
einbringen könnte als auch die Fraktion der PCD als 
Teil der Opposition, sollte die Regierung aus PÖD 
und PSD bestehen. Eintragungen müssen auf fol-
genden Materialien vorgenommen werden:
› Szenario
› Gesetzentwurf 
›  Redemanuskripte Landtagspräsident/-in

Zudem muss vorab bei allen Parteiprofilen an-
gekreuzt werden, ob die jeweilige Fraktion Teil 
der Regierung oder der Opposition ist. Außerdem 
müssen gegebenenfalls die Koalitionspartner no-
tiert werden. 

Die Teilnehmenden brauchen außer einem Stift 
und Schreibunterlagen keine weiteren Materia-
lien. Sonstige bereitzustellende Materialien, wie 
zum Beispiel eine Glocke, sind im Ablaufplan an 
den entsprechenden Stellen aufgelistet.

Das Planspiel ist mit 18 bis zu 34 Personen 
spielbar. Innerhalb dieses Spektrums wurde bei 
der Konzeption des Formats darauf geachtet, dass 
bei jeder Anzahl an Teilnehmenden die Kräftever-
hältnisse, wie sie gegenwärtig in der 17. Legislatur-
periode des baden-württembergischen Landtags 
vorzufinden sind, ungefähr berücksichtigt werden.

Szenarien und Profile

Ausgangspunkt des Planspiels sind die ver-
tretenen Parteien und die jeweils aktuellen Mehr-
heitsverhältnisse im baden-württembergischen 
Landtag. Bei der Konzeption wurde jedoch davon 
abgesehen, die Benennung der Parteien aus der 
Realität zu übernehmen. Das hat insbesondere 
pragmatische Gründe; schließlich sind die Partei-
programme in ihrer Ausgestaltung sehr komplex 
und umfangreich, weshalb sie zum Zwecke der di-
daktischen Reduktion abgewandelt werden muss-
ten. Dennoch dienen die real existierenden Parteien 
und deren Positionen als Vorbild für die im Plan-
spiel vertretenen fünf Parteien, gelistet nach Frak-
tionsstärke in der 17. Legislaturperiode des baden-
württembergischen Landtags:

›  Partei für Ökologie und Demokratie (PÖD)
›  Partei der Christlichen Demokratie (PCD)
›  Partei der Sozialen Demokratie (PSD)
›  Partei der Liberalen Demokratie (PLD)
›  Partei für Andere Demokratie (PAD)

Die Materialien beinhalten Profile und Rollen-
beschreibungen von Abgeordneten der Parteien, die 
aus unterschiedlichen Wahlkreisen kommen. Das 
vorliegende Szenario thematisiert einen Gesetzent-
wurf zur Änderung des Gesetzes über den Freiwil-
ligen Polizeidienst (FPolDG) in Baden-Württemberg. 
Dabei soll diskutiert werden, ob, in welcher Form 
und mit welchen Kompetenzen der aktuell vorhan-
dene Freiwillige Polizeidienst künftig weitergeführt 
werden soll.

Der Gesetzentwurf beinhaltet zahlreiche un-
terschiedliche Konfliktlinien. Je nach individueller 
Zielsetzung der Durchführung, zur Verfügung ste-
hender Zeit, Gruppengröße und Niveau der Teilneh-
menden besteht die Möglichkeit, die Konfliktlinien 
und damit auch die Komplexität des Planspiels 
zu reduzieren. Dafür kann die Spielleitung vorab 
ausgewählte Paragrafen und/oder Sätze aus dem 
Gesetzentwurf streichen. Eine Übersicht über die 
Konfliktlinien sowie geeignete Konfliktlinien, die 
gegebenenfalls gestrichen werden können, finden 
sich auf S. 16.

Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise
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Ablauf des Planspiels – 
die Phasen im Überblick

1. Vorbereitungsphase
Warm-up und Einführung in die Methode Planspiel

Nach der Begrüßung ist die Durchführung der 
Methode Stuhlspiel vorgesehen (Spielanleitung und 
Materialien siehe S. 27 und 28). Das Stuhlspiel hat 
zum einen die Funktion eines Warm-ups, zum an-
deren lernen die Teilnehmenden so spielerisch die 
Besonderheiten der Methode Planspiel kennen und 
erhalten wichtige Anregungen bzw. Tipps für ihr ei-
genes Verhalten im weiteren Verlauf.

Für das Spiel werden die Teilnehmenden in zwei 
Gruppen (A und B) eingeteilt, mit je sich auf den 
ersten Blick gegenseitig ausschließenden Grup-
penaufgaben („Bringe innerhalb einer Minute alle 
Stühle zu A“ bzw. „Bringe innerhalb einer Minute 
alle Stühle zu B“). Diese Aufgaben symbolisieren in 
reduzierter Form die unterschiedlichen Interessen 
in politischen Entscheidungssituationen. Obwohl 
die Aufgaben im ersten Moment gegensätzlich wir-
ken und eine gemeinsame Lösung nicht möglich 
erscheint, kann sie doch erreicht werden, zum Bei-
spiel indem man erst alle Stühle zu A und danach 
alle Stühle zu B bringt (oder andersherum) oder 
indem man alle Stühle auf eine Seite stellt und die 
Schilder nebeneinanderhängt. Dadurch wird für die 
Teilnehmenden ersichtlich, dass trotz unterschied-
licher Interessen und Positionen die Möglichkeit 
besteht, Kompromisse zu finden. Thematisiert wer-
den sollte dabei die Frage, wie es möglich ist, solche 
Lösungen zu finden (Stichwort: Kommunikation). 

Darüber hinaus kann in der obligatorischen Re-
flexion der Methode die Parallele gezogen werden, 
dass es ähnlich wie beim Stuhlspiel auch in einem 
Planspiel einerseits Regeln und rollenspezifische 
Aufgaben gibt, nach deren Vorgabe gehandelt wer-
den soll; andererseits gibt es jedoch auch umfang-
reiche Handlungsspielräume, in denen das Verhalten 
der Teilnehmenden die Dynamik des Spiels sowie 
dessen Ausgang in zentraler Weise beeinflusst.

Spielerische Hinführung
Die Teilnehmenden erhalten einen Überblick 

über die Grundbegriffe des politischen Systems auf 
Landesebene sowie eine Einführung in den Ablauf 
des Gesetzgebungsprozesses, den sie in der Simu-
lationsphase nachspielen werden. Dafür werden 
die Teilnehmenden in Gruppen à vier Personen auf-
geteilt und bringen gemeinsam die Blätter mit den 
einzelnen Stationen des Gesetzgebungsverfahrens 
in die richtige Reihenfolge. (Die Erklärungen der 
einzelnen Stationen stehen jeweils auf der Rück-
seite.) Die schnellste Gruppe hängt ihr Schema gut 
sichtbar an der Wand auf, wo es als Vorlage für den 
Ablauf der Simulationsphase dient.

Hierbei ist besonders wichtig, dass alle Teilneh-
menden mit den Begriffen (Plenum, Fraktion, Aus-
schuss etc.) vertraut sind. Deshalb soll an dieser 
Stelle Raum für Nachfragen sein. Außerdem sollte 
besprochen werden, welche Fraktionen aktuell Teil 
der Regierung bzw. der Opposition sind. Das kann 
durch Hinzufügen der Parteilogos zum Ablaufsche-
ma des Gesetzgebungsprozesses geschehen.

Vorstellen des Szenarios
Bevor es in die eigentliche Simulation geht, wer-

den das Szenario und der Gesetzentwurf an alle 
Teilnehmenden ausgeteilt. Damit alle genau wis-
sen, um was es in der Simulation geht, empfiehlt 
es sich, Szenario und Gesetzentwurf gemeinsam zu 
lesen. Anschließend werden Fragen dazu geklärt.

2. Simulationsphase
Die Simulationsphase ist in mehrere Abschnit-

te gegliedert, die in drei verschiedenen Modi ge-
spielt werden:
›  im Plenum (alle Teilnehmenden in einem Raum)
›  in Ausschüssen (jeweils die Hälfte der Teilneh-

menden in einem Raum)  
›  in Fraktionen (jeweils alle Mitglieder einer Frak-

tion an einem Tisch)

Die Spielleitung übernimmt ab sofort die Rolle 
der Landtagsverwaltung und steht den Teilneh-
menden unterstützend beiseite. Besonders gut 
erlebbar wird die Simulation, wenn sich die Teil-
nehmenden als Mitglieder des baden-württem-
bergischen Landtags formal siezen. 
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Einarbeitung in die Rollen und Positionen
Die Teilnehmenden erhalten ihre Rollenkar-

ten mit dazugehörigem Namensschild. Sie bege-
ben sich an den für ihre Fraktion vorgesehenen 
Ort. Anschließend denken sie sich in Einzelarbeit 
einen Rollennamen aus und machen sich mit der 
eigenen Rolle und der allgemeinen Parteiposition 
vertraut.

Dabei gibt es drei Sonderrollen, die gezielt an 
besonders aktive Teilnehmende vergeben werden 
sollten:
›  Die Landtagspräsidentin/der Landtagspräsident 

(Mitglied der größten Fraktion; hier: PÖD) berei-
tet sich auf die Leitung der Beratungen vor.

›  Die beiden Ausschussvorsitzenden (Mitglieder 
der beiden größten Fraktionen, hier: PÖD und 
PCD) bereiten sich auf die Leitung der Aus-
schusssitzungen vor. 

Anhand des Arbeitsblatts „Arbeitsauftrag für  
Abgeordnete des baden-württembergischen Land- 
tags“ können sich die Teilnehmenden jederzeit ori-
entieren und wissen stets, was in der jeweiligen 
Phase zu erledigen ist.

Erste Fraktionssitzung
Die Teilnehmenden (ab hier in ihrer Rolle als 

Abgeordnete) treffen sich innerhalb ihrer Fraktion 
mit den Fraktionskolleginnen und -kollegen. Dort 
haben sie sich auf ihr gemeinsames Vorgehen im 
Plenum und in den Ausschüssen vorzubereiten. 
Wichtig ist, dass sich die Fraktionen intern gut 
absprechen. Besonders bei den großen Fraktio-
nen ist hier Unterstützung durch die Spielleitung 
gefragt, denn die Abgeordneten haben einiges zu 
besprechen (kurze Vorstellungsrunde, Wahl des 
Fraktionsvorsitzes, Position zum Gesetzentwurf, 
Verfassen einer Stellungnahme, Aufteilung auf 
die Ausschüsse, gegebenenfalls Wahl des Aus-
schussvorsitzes). In den Arbeitsaufträgen von Ab-
geordneten, Landtagspräsident/-in und Fraktions-
vorsitzenden ist nun auch der Name des jeweils 
gewählten Ausschusses anzukreuzen.

Es empfiehlt sich, dass die beiden größten 
Fraktionen zur Vorbereitung in die Ausschusssä-

le gehen und die kleineren Fraktionen im großen 
Raum bleiben, der als Plenarsaal genutzt wird. 
Jede Fraktion braucht einen gemeinsamen Tisch 
zum Arbeiten. Er kann mit dem jeweiligen Partei-
logo markiert werden.

Erste Beratung
In der ersten Beratung treffen sich alle Abge-

ordneten im Plenum. Die Sitzordnung soll sich 
dabei an der Sitzordnung im Landtag orientieren. 
Das heißt, alle sitzen auf Stühlen, nur das Präsidi-
um hat einen Tisch vor sich. Die Fraktionen sitzen 
in folgender Reihenfolge (aus Sicht der Präsiden-
tin/des Präsidenten von links nach rechts): PSD, 
PÖD, PLD, PCD, PAD. Die Sitzung wird von der 
Landtagspräsidentin bzw. dem Landtagspräsi-
denten geleitet. Dabei braucht sie bzw. er Unter-
stützung von der Spielleitung. Jede Fraktion trägt 
ihre erste Stellungnahme vor. Danach werden die 
Abgeordneten von der/dem Präsidierenden in die 
Ausschüsse verwiesen.

Ausschussarbeit
Es gibt zwei Ausschüsse: den mitberatenden 

Ausschuss und den federführenden Ausschuss. Sie 
bestehen jeweils aus der Hälfte aller Abgeordneten 
und fokussieren sich auf ihre spezifischen Themen 
(siehe Szenario). Beide Ausschüsse tagen zeitver-
setzt. Der mitberatende Ausschuss beginnt, die 
anderen Abgeordneten haben derweil Pause. Der 
mitberatende Ausschuss hat im Szenario „Die Zu-
kunft des Freiwilligen Polizeidienstes“ weniger um-
fassende und kontroverse Themen zu diskutieren. 
Daher ist es möglich, dass dieser Ausschuss et-
was weniger Zeit als der federführende Ausschuss 
braucht, was durch das zeitversetzte Arbeiten den 
Spielfluss jedoch nicht behindert. In den Ausschüs-
sen sitzen die Fraktionen alle an einem Tisch, aber 
jeweils in derselben Reihenfolge wie im Plenum, 
das heißt aus Sicht des Ausschussvorsitzes von 
links nach rechts: PSD, PÖD, PLD, PCD, PAD. Geleitet 
werden die Ausschüsse vom jeweiligen Ausschuss-
vorsitz; auch hier ist Unterstützung durch die Spiel-
leitung hilfreich, beispielsweise durch Protokollie-
ren der Fraktionspositionen und der Beschlüsse. 
Nachdem der mitberatende Ausschuss dem feder-
führenden Ausschuss eine Empfehlung übergeben 
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hat, haben diese Abgeordneten Pause. Der feder-
führende Ausschuss erarbeitet auf dieser Grundla-
ge eine Beschlussempfehlung für das Plenum. 

Zweite Fraktionssitzung
Auf Basis der Beschlussempfehlung des feder-

führenden Ausschusses geht es nun darum, letzte 
Änderungen am Gesetzentwurf einzubringen. Die 
Fraktionen verfassen dazu eine erneute Stellung-
nahme und reichen gegebenenfalls Änderungsanträ-
ge ein. Absprachen unter den Fraktionen (informell!) 
sind möglich bzw. sogar erwünscht. Hier könnten 
beispielsweise die Regierungs- und Oppositions-
fraktionen ihr gemeinsames Vorgehen absprechen.

Zweite Beratung
Im Plenum liest der bzw. die Vorsitzende des 

federführenden Ausschusses die Beschlussemp-
fehlung vor. Die Fraktionen tragen ihre Stellung-
nahmen vor und stimmen mehrheitlich über die 
einzelnen Änderungsanträge ab. Die Spielleitung 
hält die angenommenen Änderungsanträge in der 
Vorlage Liste der angenommenen Änderungen fest.

Schlussabstimmung
Schließlich wird im Plenum über den Gesetz-

entwurf als Ganzes abgestimmt. Der Landtagsprä-
sident bzw. die Landtagspräsidentin liest den vor-
liegenden Entwurf samt Änderungsanträgen vor 
und bittet alle Abgeordneten um Stimmabgabe. 
Wenn es eine einfache Mehrheit für den Gesetz-
entwurf gibt, ist das Gesetz beschlossen.

Danach schließt der Landtagspräsident bzw. 
die Landtagspräsidentin den Gesetzgebungspro-
zess ab und die Simulationsphase ist beendet.

3. Auswertungsphase
Nach der Schlussabstimmung sollte eine kurze 

Pause gemacht werden. Der Raum kann gelüftet 
werden, die Sitzordnung aufgelöst (beispielsweise 
in einen Stuhlkreis) und die Teilnehmenden kön-
nen nach den Verhandlungen kurz verschnaufen.

Die Auswertungsphase, insbesondere das De-
briefing, gilt als der wichtigste Teil eines Plan-
spiels. Sie wird in der Handreichung zum Debrie-
fing (siehe S. 122) detailliert erläutert.

Rollenablegen
Mit dem Ablegen der Rollen soll verdeutlicht 

werden, dass die Simulationsphase nun beendet 
ist und die Teilnehmenden nicht mehr in ihren Rol-
len als Politikerinnen und Politiker agieren. Zudem 
sollte hier nochmals für alle Teilnehmenden ver-
deutlicht werden, zu welchem Ergebnis das Plan-
spiel geführt hat.

Debriefing
Es gibt unterschiedliche Methoden, um das 

Debriefing eines Planspiels zu gestalten. Wichtig 
ist dabei, dass die Teilnehmenden Gelegenheit 
bekommen, ihre Gefühle während der Simulati-
onsphase zu teilen; dass das Planspiel analysiert 
und reflektiert wird; dass ein Transfer zur Realität 
im baden-württembergischen Landtag hergestellt 
wird; dass der Lerneffekt aus Sicht der Teilneh-
menden dargestellt wird.

Rückmeldung
Abschließend empfiehlt es sich, eine Rückmel-

dung der Teilnehmenden einzuholen. Dadurch 
kann nicht angesprochenen Aspekten Raum ge-
geben werden und der Lerneffekt ist besser zu 
ermitteln. Die Rückmeldung kann anonym (zum 
Beispiel durch einen Fragebogen) oder offen (bei-
spielsweise durch die Blitzlicht-Methode) durch-
geführt werden.
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Übersicht der Konfliktlinien

Das vorliegende Planspiel enthält mehrere Kon-
fliktlinien. Jede einzelne dieser Konfliktlinien kann 
in den Ausschüssen diskutiert werden. Je nach 
Zielgruppe und zur Verfügung stehender Zeit kön-
nen Konfliktlinien vorab aus dem Planspiel her-
ausgenommen werden. Dadurch wird das Plan-
spiel weniger komplex. Sollte die Spielleitung sich 
dazu entscheiden, die Komplexität des Planspiels 

KONFLIKTLINIEN DAFÜR DAGEGEN OFFEN
BETREFFENDE 

STELLE IM 
GESETZENTWURF

Soll der Freiwillige Polizeidienst umbenannt 
werden?

PÖD PCD, 
PAD

PSD, 
PLD

Nicht enthalten

       Streifendienst PCD, PAD Teile PÖD, Teile 
PSD, Teile PLD

Teile PÖD, 
PSD, PLD

Nicht enthalten

       Verkehrssicherung PÖD, PCD,  
Teile PLD, PAD

PSD Teile PLD § 1, Abs. 3, Satz 2

       Objektschutz PCD, PAD, 
PLD

Teile PÖD, 
PSD

Teile PÖD § 1, Abs. 3, Satz 1

       Verwaltung Teile PÖD, 
PCD, Teile PLD

PSD PAD § 1, Abs. 3, Satz 3

Sollen Bewerber/-innen vom FPolD ausgeschlossen 
werden, wenn sie einer Gruppierung angehören 
oder öffentlich Sympathie bekundet haben, die vom 
Landesamt für Verfassungsschutz als Verdachtsfall 
eingestuft wird?

PÖD, PCD, PSD Einzelfall PAD 
(Ausschlüsse 
müssen gut 
begründet sein, 
Verdachtsfall 
allein reicht 
nicht aus),  
Einzelfall PLD

§ 2, Abs. 2, Satz 1

Sollen Menschen ohne deutsche Staatsangehörig-
keit vom FPolD ausgeschlossen werden?

PAD Alle außer 
PAD

Nicht enthalten

Soll die Ausbildung umfangreicher werden? PÖD, 
Teile PCD

Teile PCD, 
PAD

PSD, 
PLD

§ 4, Abs. 1

Müssen alle zwei Jahre Antidiskriminierungs-
trainings absolviert werden?

PÖD, PSD Teile PCD, 
PAD

Teile PCD, 
PLD

§ 4, Abs. 1

Sollen Polizeifreiwillige den Polizeibeamtinnen 
und -beamten rechtlich gleichgestellt sein (u. a. 
Festnahmen und Durchsuchungen durchführen 
dürfen)?

PCD, PLD, 
PAD

PÖD, PSD § 6, Abs. 1, Satz 1

Sollen Polizeifreiwillige sich äußerlich von 
Polizeibeamtinnen und -beamten unterscheiden?

PÖD, PSD PCD, PAD PLD § 6, Abs. 1, Satz 2

Sollen Polizeifreiwillige Schusswaffen tragen 
können?

PCD, Teile 
PLD, PAD

PÖD, PSD Teile PLD § 6, Abs. 1, Satz 3

Welche Aufgaben  
sollen Polizeifrei- 
willige haben?

zu reduzieren, können einige der hier in normaler 
Schrift dargestellten Konfliktlinien entfallen. Da-
für müssen vor Beginn des Planspiels die entspre-
chenden Sätze oder Paragrafen aus dem Gesetz-
entwurf gestrichen werden.
Die fettgedruckten Konfliktlinien stellen dagegen 
die grundlegenden Kontroversen dar. Sie sollten 
nicht gestrichen werden.
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Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise

Rollenverteilungsschlüssel

ANZAHL 
TN

GESAMT
PÖD PCD PSD PLD PAD

ANZAHL TN  
FEDERFÜHRENDER 

AUSSCHUSS*

ANZAHL TN 
MITBERATENDER 

AUSSCHUSS*

18 6 5 3 2 2 10 8

19 7 5 3 2 2 11 8

20 7 5 3 3 2 12 8

21 7 5 3 3 3 13 8

22 7 6 3 3 3 13 9

23 8 6 3 3 3 13 10

24 8 6 4 3 3 13 11

25 9 6 4 3 3 14 11

26 10 6 4 3 3 14 12

27 10 7 4 3 3 15 12

28 10 7 4 4 3 15 13

29 10 7 4 4 4 15 14

30 11 7 4 4 4 16 14

31 11 7 5 4 4 17 14

32 11 8 5 4 4 17 15

33 11 9 5 4 4 18 15

34 12 9 5 4 4 18 16

35 12 9 5 5 4 19 16

Beispiel eines möglichen Rollenverteilungsschlüssels (Grundlage: Offizielles Endergebnis der 
Landtagswahl 2021)

*  Die Mitglieder einer Fraktion verteilen sich gleichmäßig auf die beiden Ausschüsse. Für den Fall, dass eine Fraktion aus einer 

ungeraden Anzahl an Mitgliedern besteht, geht der größere Teil in den federführenden Ausschuss.
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Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise

Kopierleitfaden

MATERIALBEZEICHNUNG ANZAHL AN KOPIEN BESONDERHEITEN

Ablaufplan 1x Nur für die Spielleitung
Zusammentackern

Stuhlspiel 1x Aufgabenzettel
Je 1x Positionen A und B

A4-Format
Rollenzettel zuschneiden (1 pro TN)

Übersicht Gesetzgebungsprozess 1x  Nur für die Spielleitung; A4-Format

Spielerische Hinführung: 
Stationen Gesetzgebungsverfahren

Je 1x pro Vierergruppe A4-Format 
Mittig falten

Rollenverteilungsschlüssel 1x Nur für die Spielleitung; A4-Format

Szenario 1x pro TN A4-Format
Wenn möglich Szenario + Gesetzentwurf 
auf Vorder- und Rückseite kopieren

Gesetzentwurf 1x pro TN A4-Format 
Wenn möglich Szenario + Gesetzentwurf 
auf Vorder- und Rückseite kopieren

Parteiprofile 1 Parteiprofil pro TN
(gemäß Rollenverteilungsschlüssel)

A4-Format

Rollenprofile 1 individuelles Rollenprofil pro TN
(gemäß Rollenverteilungsschlüssel)

A5-Format
Einseitig auf A4 ausdrucken und mittig 
durchschneiden

Parteilogos 1 Logo pro Fraktion A5-Format
Einseitig auf A4 ausdrucken und mittig 
durchschneiden

Namensschilder 1 Namensschild pro TN
(gemäß Rollenverteilungsschlüssel) 

A4-Format
Gemäß Rollenverteilungsschlüssel je 1 
Namensschild pro TN zuschneiden

Arbeitsauftrag Abgeordnete 1x pro TN
(außer Landtagspräsident/-in)

A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Arbeitsauftrag Landtagspräsident/-in 1x A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Redemanuskripte  
Landtagspräsident/-in

je 1x A4-Format
Manuskript 1. Beratung einseitig, 2. Bera-
tung vorder- u. rücks. Druck

Arbeitsauftrag Fraktionsvorsitzende 1 Auftrag pro Fraktion 
(PÖD, PCD, PSD, PLD, PAD)

A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Vorlage Notizen Ausschussvorsitzende/-r 2x (1 Vorlage pro Vorsitzender) A4-Format

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des  
mitberatenden Ausschusses

1x A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des 
federführenden Ausschusses

1x A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Vorlage Empfehlung des mitberatenden  
Ausschusses

1x A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Vorlage Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses

1x A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Vorlage Änderungsantrag 5x (1 Vorlage pro Fraktion) A4-Format

Vorlage Liste angenomm. Änderungen 1x A4-Format

Handreichung zum Debriefing 1x Nur für die Spielleitung
A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Glossar 1x pro TN oder 1x pro Fraktion A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Fact-Sheet Baden-Württemberg 1x pro TN oder 1x pro Fraktion A4-Format, vorder- u. rücks. Druck
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Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise

Hinweise zum Kopierleitfaden

›  Vor dem Kopieren der Unterlagen sollte in fol-
genden Materialien eingetragen werden, ob der 
Gesetzentwurf von der Regierung oder von der 
PCD-Fraktion als Teil der Opposition eingebracht 
wird: 
· Szenario  
· Gesetzentwurf 
· Redemanuskripte Landtagspräsident/-in 

›  Entsprechend den aktuellen Mehrheitsverhält-
nissen muss vorab bei allen Parteiprofilen ange-
kreuzt werden, ob die jeweilige Fraktion Teil der 
Regierung (gegebenenfalls müssen dann auch 
die Koalitionspartner notiert werden) oder der 
Opposition ist. Auch das sollte vor dem Kopieren 
der Unterlagen erfolgen.

›  Für eine bessere Übersicht sollten möglichst 
viele Materialien auf einer Doppelseite bzw. auf 
Vorder- und Rückseite kopiert werden (siehe 
Hinweise in der rechten Spalte). Das reduziert 
die Anzahl an Arbeitsblättern für die Teilneh-
menden zu Beginn des Planspiels und ist wichtig 
im Hinblick auf die Motivation und den Spaßfak-
tor.

›  Im Rollenverteilungsschlüssel lässt sich für jede 
Teilnahmezahl die Anzahl der jeweiligen Rollen 
in den Fraktionen und Ausschüssen ablesen.

›  Die Arbeitsaufträge für die Abgeordneten 
müssen nicht zwingend ausgedruckt werden, 
sondern können in der jeweiligen Phase zum 
Beispiel auch durch einen Beamer visualisiert 
werden.

›  Glossar und Fact-Sheet können für jede Fraktion 
einmal ausgedruckt werden. Beide Materialien 
sind allerdings nicht zwingend erforderlich.
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PHASE ZIEL INHALT/AUFGABEN METHODE/BEMERKUNG ZEIT

A VORBEREITUNGSPHASE

Begrüßung und Vorstellung TN wissen, was auf sie zukommt. Der geplante Ablauf des Tages wird erläutert.

Vortrag
Tipp: Ablauf auf Tafel/Flipchart auf-
zeichnen

5 min

Warm-up
(Stuhlspiel)

TN sind auf den Tag eingestimmt.

TN kennen Charakter und Regeln der Methode Planspiel.

TN werden in zwei Gruppen aufgeteilt und bekommen einen Zettel, auf dem die 
Aufgabe steht, die zu erledigen ist.  
Wichtig: Während des Spiels ist Kommunikation jeglicher Art verboten.
Anschließend werden Ausgang und Verlauf reflektiert und Parallelen zur Plan-
spielmethode gezogen.

Stuhlspiel
Unterrichtsgespräch

Material:
Stuhlspiel
Tipp: Das Stuhlspiel kann bereits in 
einem anderen Raum vorbereitet 
werden.

10 min

Spielerische Hinführung 

TN kennen den Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens in Grundzügen und  
können die wichtigsten Begriffe und Funktionen des Landtags, die im weiteren  
Verlauf des Planspiels relevant sind, erläutern. 
Sie kennen die Sitzverteilung der Fraktionen im Landtag.

TN werden in Gruppen von ca. vier Personen aufgeteilt und bringen gemeinsam 
die einzelnen Stationen des Gesetzgebungsverfahrens in die richtige Reihenfolge.
Die schnellste Gruppe hängt ihr Ablaufschema gut sichtbar an der Wand auf.
Anschließend sollen die TN zentrale Begriffe in eigenen Worten erklären und 
besprechen (z. B. Plenum, Fraktion, Ausschuss).
An dieser Stelle sollte auch besprochen werden, welche Fraktionen aktuell Teil 
der Regierung bzw. der Opposition sind, eventuell unterstützt durch Hinzufügen 
der Parteilogos zum Ablaufschema des Gesetzgebungsprozesses.

Spiel
Unterrichtsgespräch

Material:
Übersicht Gesetzgebungsprozess
Spielerische Hinführung: Stationen 
des Gesetzgebungsverfahrens
Parteilogos

20 min

Einführung in das Thema
TN kennen das Szenario und wissen, über welches Thema später verhandelt  
wird und dass dies ein landespolitisches Thema ist.

Szenario und Gesetzentwurf werden an alle TN ausgeteilt und gemeinsam ge-
lesen. Das Szenario soll kurz in eigenen Worten wiedergegeben werden. Fragen 
dazu werden geklärt.

Unterrichtsgespräch

Material: Szenario, Gesetzentwurf 15 min

Überleitung zum Planspiel
TN wissen, dass sie nach der Pause in die Rolle von Abgeordneten des Landtags 
schlüpfen.

Nun erfolgt die Überleitung ins Planspiel. Dafür soll nochmal verdeutlicht wer-
den, dass die TN gleich in Rollen schlüpfen und dann aus diesen Rollen heraus 
eigeninitiativ den weiteren Verlauf gestalten sollen.

Vortrag

5 min

1. Pause TN machen Pause und sind danach wieder konzentriert.

Während die TN Pause machen, die Rollenprofile mit dazugehörigen Namensschil-
dern und Parteiprofilen verdeckt auf den Plätzen bzw. auf dem Boden auslegen, 
außer die Rolle Landtagspräsident/-in. Diese Rolle sollte einer Person zugeteilt 
werden, die sich die Moderation der Beratungen zutraut.

Material:
Rollenprofile, Parteiprofile, Namens-
schilder 10 min

Ablaufplan in Tabellenform 

Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise

Hinweis: Vor dem Beginn der Durchführung 
muss die Spielleitung überprüfen, dass alle Kopi-
en bereitliegen. 

Die Spielleitung muss außerdem vorab auf fol-
genden Materialien Eintragungen vornehmen:

› Szenario (Wer bringt Gesetzentwurf ein?)
› Gesetzentwurf (Wer bringt Gesetzentwurf ein?)
›  alle Parteiprofile (Je nach aktueller Situation: Ist 

die Fraktion Teil der Opposition oder der Regie-
rung? Wer sind die Koalitionspartner?)

›  Redemanuskript Landtagspräsident/-in (Wer 
bringt den Gesetzentwurf ein?)
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PHASE ZIEL INHALT/AUFGABEN METHODE/BEMERKUNG ZEIT

A VORBEREITUNGSPHASE

Begrüßung und Vorstellung TN wissen, was auf sie zukommt. Der geplante Ablauf des Tages wird erläutert.

Vortrag
Tipp: Ablauf auf Tafel/Flipchart auf-
zeichnen

5 min

Warm-up
(Stuhlspiel)

TN sind auf den Tag eingestimmt.

TN kennen Charakter und Regeln der Methode Planspiel.

TN werden in zwei Gruppen aufgeteilt und bekommen einen Zettel, auf dem die 
Aufgabe steht, die zu erledigen ist.  
Wichtig: Während des Spiels ist Kommunikation jeglicher Art verboten.
Anschließend werden Ausgang und Verlauf reflektiert und Parallelen zur Plan-
spielmethode gezogen.

Stuhlspiel
Unterrichtsgespräch

Material:
Stuhlspiel
Tipp: Das Stuhlspiel kann bereits in 
einem anderen Raum vorbereitet 
werden.

10 min

Spielerische Hinführung 

TN kennen den Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens in Grundzügen und  
können die wichtigsten Begriffe und Funktionen des Landtags, die im weiteren  
Verlauf des Planspiels relevant sind, erläutern. 
Sie kennen die Sitzverteilung der Fraktionen im Landtag.

TN werden in Gruppen von ca. vier Personen aufgeteilt und bringen gemeinsam 
die einzelnen Stationen des Gesetzgebungsverfahrens in die richtige Reihenfolge.
Die schnellste Gruppe hängt ihr Ablaufschema gut sichtbar an der Wand auf.
Anschließend sollen die TN zentrale Begriffe in eigenen Worten erklären und 
besprechen (z. B. Plenum, Fraktion, Ausschuss).
An dieser Stelle sollte auch besprochen werden, welche Fraktionen aktuell Teil 
der Regierung bzw. der Opposition sind, eventuell unterstützt durch Hinzufügen 
der Parteilogos zum Ablaufschema des Gesetzgebungsprozesses.

Spiel
Unterrichtsgespräch

Material:
Übersicht Gesetzgebungsprozess
Spielerische Hinführung: Stationen 
des Gesetzgebungsverfahrens
Parteilogos

20 min

Einführung in das Thema
TN kennen das Szenario und wissen, über welches Thema später verhandelt  
wird und dass dies ein landespolitisches Thema ist.

Szenario und Gesetzentwurf werden an alle TN ausgeteilt und gemeinsam ge-
lesen. Das Szenario soll kurz in eigenen Worten wiedergegeben werden. Fragen 
dazu werden geklärt.

Unterrichtsgespräch

Material: Szenario, Gesetzentwurf 15 min

Überleitung zum Planspiel
TN wissen, dass sie nach der Pause in die Rolle von Abgeordneten des Landtags 
schlüpfen.

Nun erfolgt die Überleitung ins Planspiel. Dafür soll nochmal verdeutlicht wer-
den, dass die TN gleich in Rollen schlüpfen und dann aus diesen Rollen heraus 
eigeninitiativ den weiteren Verlauf gestalten sollen.

Vortrag

5 min

1. Pause TN machen Pause und sind danach wieder konzentriert.

Während die TN Pause machen, die Rollenprofile mit dazugehörigen Namensschil-
dern und Parteiprofilen verdeckt auf den Plätzen bzw. auf dem Boden auslegen, 
außer die Rolle Landtagspräsident/-in. Diese Rolle sollte einer Person zugeteilt 
werden, die sich die Moderation der Beratungen zutraut.

Material:
Rollenprofile, Parteiprofile, Namens-
schilder 10 min

Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise

Ausführliche Informationen zur Vorbereitung 
der Spielleitung bzw. des Planspiels finden sich 
in den methodisch-didaktischen Hinweisen (S. 
11–13).
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PHASE ZIEL INHALT/AUFGABEN METHODE/BEMERKUNG ZEIT

B SIMULATIONSPHASE

Einarbeitung in Rollen Alle TN kennen ihre Rolle und Parteiposition.

TN nehmen sich eines der ausgelegten Rollenprofile mit dazugehörigem Blanko-
Namensschild und Parteiprofil. Anschließend sollen sie sich in Einzelarbeit einen 
Rollennamen ausdenken und sich mit der eigenen Rolle und der allgemeinen 
Parteiposition vertraut machen.
Die Spielleitung übernimmt ab sofort die Rolle der Landtagsverwaltung.
Die TN erhalten die Arbeitsaufträge für Abgeordnete und können sich jederzeit 
daran orientieren.
1 TN ist die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident und bereitet sich auf 
die Leitung der Beratungen vor. Diese Rolle wird von der Spielleitung an 1 TN aus 
der größten Fraktion vergeben. 

Einzelarbeit

Material:
Rollenprofile
Namensschilder 
Arbeitsauftrag Abgeordnete
Arbeitsauftrag + Redemanuskripte 
Landtagspräsident/-in

15 min

1. Fraktionssitzung

TN legen die Aufgabenverteilung in der Fraktion und die gemeinsame Position  
zum Gesetzentwurf fest. 
Sie können eine schriftliche Stellungnahme zum Gesetzentwurf aus der Position  
ihrer Fraktion vortragen.

TN treffen sich innerhalb ihrer Fraktion mit den Fraktionskollegen/-kolleginnen. 
Jeder Tisch kann mit einem Parteilogo gekennzeichnet werden. 
Dort haben die Abgeordneten folgende Aufgaben:
1. Kurze Vorstellungsrunde mit Nennung des fiktiven Namens
2. Wahl einer/eines Fraktionsvorsitzenden 
3. Diskussion über den Standpunkt der Fraktion zum Gesetzentwurf
4.  Verfassen einer Stellungnahme für die erste Beratung und Einigung auf  

einen Abgeordneten/eine Abgeordnete zum Vortragen der Stellungnahme
5.  Aufteilung auf die Ausschüsse; Ankreuzen des jeweiligen Ausschusses in den 

Arbeitsaufträgen; ggf. Wahl der Ausschussvorsitzenden (gilt nur für die Frakti-
on der PÖD und PCD)

6.  Die Fraktionsvorsitzenden geben den Namen der/des Abgeordneten, die/der 
die erste Stellungnahme vortragen wird, sowie bei PÖD und PCD den Namen 
des Ausschussvorsitzenden an die Landtagsverwaltung weiter.

7. Inhaltliche Vorbereitung der Ausschussarbeit

Währenddessen kann der Plenarsaal (ein Tisch für das Präsidium und ggf. ein 
Redepult, ansonsten nur Stühle für die Abgeordneten) für die erste Beratung 
vorbereitet werden. Die Fraktionen sitzen in folgender Reihenfolge (aus Sicht des 
Präsidiums von links nach rechts): PSD, PÖD, PLD, PCD, PAD.

Gruppenarbeit

Material:
Parteilogos
Arbeitsaufträge Fraktionsvorsitzende
Arbeitsaufträge Ausschussvorsitzende

40 min

1. Beratung
TN sind mit den Verhaltensregeln im Landtag vertraut.
TN kennen die Positionen aller Fraktionen zum Gesetzentwurf.

Der Landtagspräsident bzw. die Landtagspräsidentin eröffnet die Sitzung (ggf. mit 
einer Glocke).
Die Fraktion/-en, die den Gesetzentwurf eingebracht hat/haben, trägt/tragen als 
erste ihre Stellungnahme vor, danach folgen die anderen Fraktionen. Mit einer 
Sanduhr kann die Redezeit kontrolliert werden.
Die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident erklärt das weitere Verfah-
ren und übergibt den Gesetzentwurf an die Ausschüsse.

Plenum 

Material:
Redemanuskript Landtagspräsident/ 
-in 1. Beratung (vorab fiktive Namen 
der jeweiligen Redner/-innen der 
Fraktionen eintragen)
Ggf. Glocke, Sanduhr

20 min

Ausschüsse

TN lernen durch ein moderiertes Gespräch, Gemeinsamkeiten und Unter- 
schiede zu ermitteln und sich argumentativ aufeinander zu beziehen. Durch  
Diskussion und Mehrheitsentscheid bearbeiten sie den Gesetzentwurf und  
formulieren eine Beschlussempfehlung.

Die Ausschüsse beginnen zeitversetzt: erst der mitberatende, 15 min später der 
federführende Ausschuss.
Hier gilt die gleiche Sitzordnung wie im Plenarsaal. Allerdings sitzen die Abge-
ordneten und der Ausschussvorsitz alle gemeinsam an einem großen Tisch.
Unter Leitung des Ausschussvorsitzes setzen sich die Ausschussmitglieder 
inhaltlich mit den Positionen der Fraktionen auseinander und suchen nach mög-
lichen Kompromissen. Jeder Ausschuss befasst sich mit spezifischen Frage-
stellungen und Perspektiven zum Gesetzentwurf. Der mitberatende Ausschuss 
übergibt schließlich eine Empfehlung an den federführenden Ausschuss, der 
wiederum eine Beschlussempfehlung für die zweite Beratung erarbeitet. Die 
Beschlussempfehlung muss anschließend 1–2x pro Fraktion kopiert und an die 
Fraktionen ausgeteilt werden.

Ausschussarbeit

Material:
Vorlage Notizen Ausschussvorsitz
Vorlage Empfehlung mitberatender 
Ausschuss
Vorlage Beschlussempfehlung fe-
derführender Ausschuss

50 min
gesamt

35 min 
Verhand-

lung, 
15 min
Pause 

(Pause für 
die Aus-
schüsse 
ist zeit-

versetzt)

2. Fraktionssitzung
TN können die Beschlussempfehlung der Ausschussarbeit aus Sicht ihrer  
Fraktion beurteilen. Sie verfassen eine zweite Stellungnahme und ggf.  
Änderungsanträge.

TN tauschen sich innerhalb ihrer Fraktion über die Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses aus. Sie verfassen eine zweite Stellungnahme für das 
abschließende Plenum, bestimmen, welches Fraktionsmitglied sie dort vortragen 
soll, und geben dessen Namen an die Landtagsverwaltung weiter. Ggf. bringen sie 
Änderungsanträge zum Gesetzentwurf ein.

Gruppenarbeit

Material:
Vorlage Änderungsantrag 25 min

Ablaufplan in Tabellenform 

Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise
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PHASE ZIEL INHALT/AUFGABEN METHODE/BEMERKUNG ZEIT

B SIMULATIONSPHASE

Einarbeitung in Rollen Alle TN kennen ihre Rolle und Parteiposition.

TN nehmen sich eines der ausgelegten Rollenprofile mit dazugehörigem Blanko-
Namensschild und Parteiprofil. Anschließend sollen sie sich in Einzelarbeit einen 
Rollennamen ausdenken und sich mit der eigenen Rolle und der allgemeinen 
Parteiposition vertraut machen.
Die Spielleitung übernimmt ab sofort die Rolle der Landtagsverwaltung.
Die TN erhalten die Arbeitsaufträge für Abgeordnete und können sich jederzeit 
daran orientieren.
1 TN ist die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident und bereitet sich auf 
die Leitung der Beratungen vor. Diese Rolle wird von der Spielleitung an 1 TN aus 
der größten Fraktion vergeben. 

Einzelarbeit

Material:
Rollenprofile
Namensschilder 
Arbeitsauftrag Abgeordnete
Arbeitsauftrag + Redemanuskripte 
Landtagspräsident/-in

15 min

1. Fraktionssitzung

TN legen die Aufgabenverteilung in der Fraktion und die gemeinsame Position  
zum Gesetzentwurf fest. 
Sie können eine schriftliche Stellungnahme zum Gesetzentwurf aus der Position  
ihrer Fraktion vortragen.

TN treffen sich innerhalb ihrer Fraktion mit den Fraktionskollegen/-kolleginnen. 
Jeder Tisch kann mit einem Parteilogo gekennzeichnet werden. 
Dort haben die Abgeordneten folgende Aufgaben:
1. Kurze Vorstellungsrunde mit Nennung des fiktiven Namens
2. Wahl einer/eines Fraktionsvorsitzenden 
3. Diskussion über den Standpunkt der Fraktion zum Gesetzentwurf
4.  Verfassen einer Stellungnahme für die erste Beratung und Einigung auf  

einen Abgeordneten/eine Abgeordnete zum Vortragen der Stellungnahme
5.  Aufteilung auf die Ausschüsse; Ankreuzen des jeweiligen Ausschusses in den 

Arbeitsaufträgen; ggf. Wahl der Ausschussvorsitzenden (gilt nur für die Frakti-
on der PÖD und PCD)

6.  Die Fraktionsvorsitzenden geben den Namen der/des Abgeordneten, die/der 
die erste Stellungnahme vortragen wird, sowie bei PÖD und PCD den Namen 
des Ausschussvorsitzenden an die Landtagsverwaltung weiter.

7. Inhaltliche Vorbereitung der Ausschussarbeit

Währenddessen kann der Plenarsaal (ein Tisch für das Präsidium und ggf. ein 
Redepult, ansonsten nur Stühle für die Abgeordneten) für die erste Beratung 
vorbereitet werden. Die Fraktionen sitzen in folgender Reihenfolge (aus Sicht des 
Präsidiums von links nach rechts): PSD, PÖD, PLD, PCD, PAD.

Gruppenarbeit

Material:
Parteilogos
Arbeitsaufträge Fraktionsvorsitzende
Arbeitsaufträge Ausschussvorsitzende

40 min

1. Beratung
TN sind mit den Verhaltensregeln im Landtag vertraut.
TN kennen die Positionen aller Fraktionen zum Gesetzentwurf.

Der Landtagspräsident bzw. die Landtagspräsidentin eröffnet die Sitzung (ggf. mit 
einer Glocke).
Die Fraktion/-en, die den Gesetzentwurf eingebracht hat/haben, trägt/tragen als 
erste ihre Stellungnahme vor, danach folgen die anderen Fraktionen. Mit einer 
Sanduhr kann die Redezeit kontrolliert werden.
Die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident erklärt das weitere Verfah-
ren und übergibt den Gesetzentwurf an die Ausschüsse.

Plenum 

Material:
Redemanuskript Landtagspräsident/ 
-in 1. Beratung (vorab fiktive Namen 
der jeweiligen Redner/-innen der 
Fraktionen eintragen)
Ggf. Glocke, Sanduhr

20 min

Ausschüsse

TN lernen durch ein moderiertes Gespräch, Gemeinsamkeiten und Unter- 
schiede zu ermitteln und sich argumentativ aufeinander zu beziehen. Durch  
Diskussion und Mehrheitsentscheid bearbeiten sie den Gesetzentwurf und  
formulieren eine Beschlussempfehlung.

Die Ausschüsse beginnen zeitversetzt: erst der mitberatende, 15 min später der 
federführende Ausschuss.
Hier gilt die gleiche Sitzordnung wie im Plenarsaal. Allerdings sitzen die Abge-
ordneten und der Ausschussvorsitz alle gemeinsam an einem großen Tisch.
Unter Leitung des Ausschussvorsitzes setzen sich die Ausschussmitglieder 
inhaltlich mit den Positionen der Fraktionen auseinander und suchen nach mög-
lichen Kompromissen. Jeder Ausschuss befasst sich mit spezifischen Frage-
stellungen und Perspektiven zum Gesetzentwurf. Der mitberatende Ausschuss 
übergibt schließlich eine Empfehlung an den federführenden Ausschuss, der 
wiederum eine Beschlussempfehlung für die zweite Beratung erarbeitet. Die 
Beschlussempfehlung muss anschließend 1–2x pro Fraktion kopiert und an die 
Fraktionen ausgeteilt werden.

Ausschussarbeit

Material:
Vorlage Notizen Ausschussvorsitz
Vorlage Empfehlung mitberatender 
Ausschuss
Vorlage Beschlussempfehlung fe-
derführender Ausschuss

50 min
gesamt

35 min 
Verhand-

lung, 
15 min
Pause 

(Pause für 
die Aus-
schüsse 
ist zeit-

versetzt)

2. Fraktionssitzung
TN können die Beschlussempfehlung der Ausschussarbeit aus Sicht ihrer  
Fraktion beurteilen. Sie verfassen eine zweite Stellungnahme und ggf.  
Änderungsanträge.

TN tauschen sich innerhalb ihrer Fraktion über die Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses aus. Sie verfassen eine zweite Stellungnahme für das 
abschließende Plenum, bestimmen, welches Fraktionsmitglied sie dort vortragen 
soll, und geben dessen Namen an die Landtagsverwaltung weiter. Ggf. bringen sie 
Änderungsanträge zum Gesetzentwurf ein.

Gruppenarbeit

Material:
Vorlage Änderungsantrag 25 min

Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise
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Ablaufplan in Tabellenform 

Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise

PHASE ZIEL INHALT/AUFGABEN METHODE/BEMERKUNG ZEIT

B SIMULATIONSPHASE (FORTS.)

2. Beratung TN kennen die Stellungnahmen der anderen Fraktionen zur Beschlussvorlage. 

Der Vorsitz des federführenden Ausschusses liest die Beschlussempfehlung vor. 
Die Fraktionen tragen ihre Stellungnahmen vor und diskutieren die Positionen 
der anderen Fraktionen. Sie stimmen per Handzeichen mehrheitlich über die 
einzelnen Änderungsanträge ab. Die Spielleitung hält die angenommenen Ände-
rungsanträge in der Vorlage Liste der angenommenen Änderungen fest.

Plenum
Material:  
Redemanuskript Landtagspräsident/ 
-in 2. Beratung (vorab fiktive Namen 
der jeweiligen Redner/-innen der Frak-
tionen eintragen) 
Vorlage Liste angenommene  
Änderungen

15 min

Schlussabstimmung Mehrheitlich beschließen die TN das Gesetz oder lehnen es ab.

Die TN stimmen per Handzeichen mehrheitlich über den Gesetzentwurf als  
Ganzes ab. 
Die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident schließt den Gesetzge-
bungsprozess ab.

Plenum 

Material:
Vorlage Liste angenommene  
Änderungen

5 min

2. Pause TN machen Pause und sind wieder konzentriert. 10 min

C AUSWERTUNGSPHASE

Debriefing

TN verlassen ihre Rollen und empfinden das Planspiel als abgeschlossen  
und beendet.

TN kennen die Parallelen zwischen Planspiel und Realität und können die 
Ergebnisse des Planspiels in einen Bezug zur Realität setzen.

TN nehmen ihre Namensschilder ab und geben sie zurück. Die Spielleitung ver-
deutlicht, dass das Planspiel beendet ist und die TN nun nicht mehr Politiker/ 
-innen, sondern wieder sie selbst sind. Das wird auch durch eine neue Sitzord-
nung (Stuhlkreis) unterstrichen.
Nun erfolgt die Spielanalyse (mithilfe von Blitzlicht, Unterrichtsgespräch, Positi-
onslinie etc.). Folgende Fragen bieten Anhaltspunkte dafür:

Wie geht es euch?
Wie gut konntet ihr euch mit eurer Rolle identifizieren?
Wie zufrieden seid ihr mit dem Verlauf?
Wie zufrieden seid ihr mit dem Ergebnis?
Für wie realistisch haltet ihr das Ergebnis des Planspiels? (= Überleitung zum 
inhaltlichen Transfer)

Inhaltlicher Transfer:
Welche Koalition haben wir tatsächlich?
Wer ist Ministerpräsident/-in?
Wer ist Landtagspräsident/-in?
Wer hätte tatsächlich verhandelt?
Welche Rolle spielt die Opposition?
Wie ist das Verhältnis Bund/Länder bei Entscheidungen?

Stuhlkreis
Blitzlicht, Unterrichtsgespräch, Positi-
onslinie etc.

Material:
Handreichung zum Debriefing

30 min

Rückmeldung TN geben ein ehrliches Feedback zum Planspiel.

TN füllen einen Auswertungsbogen aus und geben dadurch eine anonyme Rück-
meldung zum Planspiel.

Einzelarbeit

Material:
Auswertungsbogen (nicht in den Vor-
lagen enthalten)

10 min

Gesamtzeit 280  min
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Planspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise

PHASE ZIEL INHALT/AUFGABEN METHODE/BEMERKUNG ZEIT

B SIMULATIONSPHASE (FORTS.)

2. Beratung TN kennen die Stellungnahmen der anderen Fraktionen zur Beschlussvorlage. 

Der Vorsitz des federführenden Ausschusses liest die Beschlussempfehlung vor. 
Die Fraktionen tragen ihre Stellungnahmen vor und diskutieren die Positionen 
der anderen Fraktionen. Sie stimmen per Handzeichen mehrheitlich über die 
einzelnen Änderungsanträge ab. Die Spielleitung hält die angenommenen Ände-
rungsanträge in der Vorlage Liste der angenommenen Änderungen fest.

Plenum
Material:  
Redemanuskript Landtagspräsident/ 
-in 2. Beratung (vorab fiktive Namen 
der jeweiligen Redner/-innen der Frak-
tionen eintragen) 
Vorlage Liste angenommene  
Änderungen

15 min

Schlussabstimmung Mehrheitlich beschließen die TN das Gesetz oder lehnen es ab.

Die TN stimmen per Handzeichen mehrheitlich über den Gesetzentwurf als  
Ganzes ab. 
Die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident schließt den Gesetzge-
bungsprozess ab.

Plenum 

Material:
Vorlage Liste angenommene  
Änderungen

5 min

2. Pause TN machen Pause und sind wieder konzentriert. 10 min

C AUSWERTUNGSPHASE

Debriefing

TN verlassen ihre Rollen und empfinden das Planspiel als abgeschlossen  
und beendet.

TN kennen die Parallelen zwischen Planspiel und Realität und können die 
Ergebnisse des Planspiels in einen Bezug zur Realität setzen.

TN nehmen ihre Namensschilder ab und geben sie zurück. Die Spielleitung ver-
deutlicht, dass das Planspiel beendet ist und die TN nun nicht mehr Politiker/ 
-innen, sondern wieder sie selbst sind. Das wird auch durch eine neue Sitzord-
nung (Stuhlkreis) unterstrichen.
Nun erfolgt die Spielanalyse (mithilfe von Blitzlicht, Unterrichtsgespräch, Positi-
onslinie etc.). Folgende Fragen bieten Anhaltspunkte dafür:

Wie geht es euch?
Wie gut konntet ihr euch mit eurer Rolle identifizieren?
Wie zufrieden seid ihr mit dem Verlauf?
Wie zufrieden seid ihr mit dem Ergebnis?
Für wie realistisch haltet ihr das Ergebnis des Planspiels? (= Überleitung zum 
inhaltlichen Transfer)

Inhaltlicher Transfer:
Welche Koalition haben wir tatsächlich?
Wer ist Ministerpräsident/-in?
Wer ist Landtagspräsident/-in?
Wer hätte tatsächlich verhandelt?
Welche Rolle spielt die Opposition?
Wie ist das Verhältnis Bund/Länder bei Entscheidungen?

Stuhlkreis
Blitzlicht, Unterrichtsgespräch, Positi-
onslinie etc.

Material:
Handreichung zum Debriefing

30 min

Rückmeldung TN geben ein ehrliches Feedback zum Planspiel.

TN füllen einen Auswertungsbogen aus und geben dadurch eine anonyme Rück-
meldung zum Planspiel.

Einzelarbeit

Material:
Auswertungsbogen (nicht in den Vor-
lagen enthalten)

10 min

Gesamtzeit 280  min
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase

Planspiel 4 „Wie läuft’s?“ – Die Gesetzgebung im Landtag 

A Vorbereitungsphase
A1 Stuhlspiel .......................................................................................................................... 27
A2 Übersicht Gesetzgebungsprozess ............................................................................... 29
A3 Spielerische Hinführung: Stationen des Gesetzgebungsverfahrens .................... 30
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A1 Stuhlspiel

A1 Stuhlspiel

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

In einem separaten Raum werden die Schilder 
A und B an jeweils einem Ende des Raumes ange-
bracht. Außerdem werden mehrere Stühle genau 
mittig zwischen diesen Schildern platziert.

Die Anzahl der Stühle sollte etwa einem Drittel 
der Teilnahmezahl entsprechen (30 TN = 10 Stühle). 
Für das Spiel selbst müssen alle Teilnehmenden 
einen der Aufgabenzettel ziehen, die gemäß der 

Anzahl an Teilnehmenden im Verhältnis 50:50  
zuvor ausgeschnitten wurden. Zuerst muss jedoch 
eine Ansage der Spielleitung erfolgen, dass nach 
Erhalt des Zettels nicht mehr kommuniziert wer-
den darf. Auf Kommando dürfen die Teilnehmen-
den beginnen die Aufgabe zu erfüllen. Nach einer 
Minute wird das Spiel abgebrochen. Anschließend 
erfolgt eine gemeinsame Reflexion des Verlaufs 
(siehe S. 13).
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A1 Stuhlspiel

B

A
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A2 Übersicht Gesetzgebungsprozess

A2 Übersicht Gesetzgebungsprozess

Landesregierung

Ausfertigung durch 
Ministerpräsidenten/
Ministerpräsidentin

Gesetzentwurf

Erste Beratung
Diskussion über die 

Grundsätze des 
Gesetzentwurfs

Zweite Beratung
Beratung und 

Abstimmung über
Änderungsanträge

Dritte Beratung
Nur bei wichtigen 

Gesetzentwürfen wie 
Verfassungsänderungen

Schlussabstimmung
über den Gesetzentwurf 

mit allen Änderungen

Kein Gesetz

Ausschüsse
Setzen sich fachlich mit

dem Entwurf auseinander

Das nachfolgende Schaubild stellt den Gesetz-
gebungsprozess im Landtag dar. Mit Gesetzen 
schafft der Landtag die rechtliche Grundlage für 
das Handeln der Regierung. Das Recht, Gesetzent-
würfe einzubringen – das sogenannte Gesetzes-
initiativrecht – steht dabei der Regierung und den 

Landtag
Acht Abgeordnete oder

eine Fraktion können einen
Gesetzentwurf einbringen

Abgeordneten zu. Der eingebrachte Gesetzentwurf 
wird nach der ersten Beratung an die zuständigen 
Ausschüsse überwiesen. Auf die zweite und ge-
gebenenfalls dritte Beratung folgt die Schlussab-
stimmung über den Gesetzentwurf mit allen Än-
derungen.

Wird eingebracht

Annahme des 
Gesetzentwurfs

Ablehnung des 
Gesetzentwurfs

Überweisung

Empfehlung
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

A3 Spielerische Hinführung: Stationen des Gesetzgebungsverfahrens

Landesregierung
Kann einen Gesetzentwurf einbringen

Die Landesregierung von Baden-Württemberg (die Ministerpräsidentin oder der 
Ministerpräsident und die Landesminister/-innen) können einen Gesetzentwurf 

zur Abstimmung in den Landtag einzubringen.

Das nennt man Initiativrecht.



Die Gesetzgebung im Landtag 31

Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Landtag
Mindestens acht Abgeordnete oder eine Fraktion 

können einen Gesetzentwurf einbringen

Nicht nur die Landesregierung hat ein Initiativrecht, 
sondern auch der Landtag:

Eine Fraktion oder mindestens acht Abgeordnete können 
einen Gesetzentwurf in den Landtag einbringen.

/
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Gesetzentwurf
Vorschlag für ein 

neues Gesetz

Wenn ein Gesetzentwurf vorliegt, 
erhält jede Fraktion den Entwurf.
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Erste Fraktionssitzung
Absprache über 

das gemeinsame Vorgehen

In der ersten Fraktionssitzung diskutiert jede Fraktion für sich, 
wie sie zu dem Gesetzentwurf steht, und spricht das gemeinsame Vorgehen ab.
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Erste Beratung
Besprechung der Grundsätze 

des Gesetzentwurfs

Die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident eröffnet in 
der ersten Beratung das Gesetzgebungsverfahren. Anschließend 

überweist er oder sie den Gesetzentwurf an die zuständigen Ausschüsse.
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Mitberatender 
Ausschuss

Setzt sich fachlich mit dem Gesetzentwurf auseinander

Zunächst trifft sich der mitberatende Ausschuss, der aus 
Mitgliedern aller Fraktionen besteht. Er setzt sich fachlich mit dem 

Gesetzentwurf auseinander und gibt eine Empfehlung an 
den federführenden Ausschuss.
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Federführender 
Ausschuss

Setzt sich fachlich mit dem Gesetzentwurf auseinander

Der federführende Ausschuss, der aus Mitgliedern aller 
Fraktionen besteht, hat die Hauptzuständigkeit für den Gesetzentwurf. 

Er schreibt eine Beschlussempfehlung, die jede Fraktion erhält.
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Zweite Fraktionssitzung
Möglichkeit, Änderungsanträge 

zu formulieren

In der zweiten Fraktionssitzung berichten die Ausschussmitglieder ihrer Fraktion über 
die Arbeit in den Ausschüssen. Die Fraktion diskutiert die Beschlussempfehlung. 

Die Fraktion kann Änderungsanträge für die zweite Beratung formulieren. 
Eine Rede für die zweite Beratung wird geschrieben.
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Zweite Beratung
Beratung und Abstimmung über die

Beschlussempfehlung und evtl. Änderungsanträge

In der zweiten Beratung wird die Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses vorgestellt. Falls es Änderungsanträge der 

Fraktionen gibt, werden auch diese vorgestellt. Über beides wird abgestimmt.
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Dritte Beratung
Nur bei besonders bedeutsamen Gesetzentwürfen  

wie zum Beispiel Verfassungsänderungen

Die dritte Beratung gibt es nur bei besonders bedeutsamen 
Gesetzentwürfen wie zum Beispiel Verfassungsänderungen. 
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Schlussabstimmung
über den Gesetzentwurf mit 

allen Änderungen

Nach der zweiten (und ggf. dritten) Beratung wird in der Schlussabstimmung 
über den Gesetzentwurf mit allen Änderungen abgestimmt.
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Mehrheit für 
Gesetzentwurf

Gesetz tritt in Kraft 

Stimmt die Mehrheit im Plenum für den Gesetzentwurf, 
ist das Gesetz beschlossen und tritt in Kraft.

Für Verfassungsänderungen ist 
eine Zweidrittelmehrheit nötig.
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

Keine Mehrheit 
für Gesetzentwurf

Gesetz tritt nicht in Kraft

Gibt es keine Mehrheit im Plenum für den Gesetzentwurf, 
ist das Gesetz abgelehnt und tritt nicht in Kraft.
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Planspiel 4 – B Simulationsphase

Planspiel 4 „Wie läuft’s?“ – Die Gesetzgebung im Landtag 

B Simulationsphase – Szenario und Gesetzentwurf
B1.1 Szenario „Die Zukunft des Freiwilligen Polizeidienstes“ ...................................... 44
B1.2 Gesetzentwurf zur Reform des Freiwilligen Polizeidienstes  ............................. 46
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B1.1 Szenario

Szenario „Die Zukunft des Freiwilligen 
Polizeidienstes“ 

Die _________________________ hat/haben einen 
Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes über den 
Freiwilligen Polizeidienst in Baden-Württemberg in 
den Landtag eingebracht. 

Die politische Diskussion über Polizeifreiwillige 
und eine Wachpolizei

Den Freiwilligen Polizeidienst (FPolD) gibt es in 
Baden-Württemberg seit 1963. Während es in den 
frühen 1970ern noch über 4.000 freiwillige Polizei-
dienstleistende waren, gab es Mitte 2018 nur noch 
6731 dieser Ehrenamtlichen. In der Regel tragen sie 
eine Uniform und sind bewaffnet. Von Polizistinnen 
und Polizisten unterscheiden kann man sie nur, weil 
sich Streifen statt Sterne auf ihren Schulterklappen 
befinden. Die Freiwilligen bekommen eine viel kür-
zere Ausbildung als hauptamtliche Polizistinnen und 
Polizisten und keinen Lohn, sondern lediglich eine 
Aufwandsentschädigung für ihr Ehrenamt. 2011 be-
schloss die damalige PÖD-PSD-Regierungskoalition 
das Ende des FPolDs durch Auslaufenlassen, sodass 
die verbliebenen Freiwilligen seit 2013 nicht mehr 
am Streifendienst teilnehmen dürfen. 

Baden-Württemberg gilt zwar als eines der si-
chersten Bundesländer,2 dennoch befindet sich die 
Polizei an ihrer Belastungsgrenze. Die Tatsache, 
dass die rund 24.000 Polizistinnen und Polizisten im 
Land allein 2017 knapp zwei Millionen Überstunden3 
ansammelten und im Bundesvergleich einen der ge-
ringsten Anteile an der Bevölkerung darstellen, sind 
deutliche Anzeichen dafür: In Baden-Württemberg 
kommen auf eine Polizistin oder einen Polizisten 
453 Bürgerinnen bzw. Bürger, in Bayern sind es 392 
und in Berlin sogar nur 209.4 Zudem kommen immer 
wieder neue Aufgaben für die Polizei hinzu, wie zum 
Beispiel bei der Terrorismusabwehr. Die Arbeitsbe-
lastung der Polizei wurde auch durch die zahlrei-
chen kommerziellen Großveranstaltungen wie Fuß-
ballspiele und Volksfeste im Land erhöht. 

Damit das staatliche Gewaltmonopol aufrecht-
erhalten werden kann und um zu verhindern, dass 

private Bürgerwehren für Sicherheit sorgen, muss 
die Polizei wieder mehr Zeit für ihre Kernaufgabe 
haben: die öffentliche Sicherheit. Dazu soll vor allem 
mehr Personal bei der Polizei eingestellt werden. In 
diesem Punkt sind sich die Parteien im Landtag ei-
nig. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die reguläre 
Polizei zusätzlich wieder stärker durch Freiwillige 
im Rahmen eines reformierten FPolDs unterstützt 
werden soll. Ob und mit welchen Aufgaben und Be-
fugnissen der Freiwillige Polizeidienst weitergeführt 
werden soll, ist in der Öffentlichkeit und im Landtag 
jedoch umstritten.

Im Gesetzentwurf wird eine Umorientierung und 
der Ausbau des Freiwilligen Polizeidienstes vorge-
schlagen. Objektschutz und Verkehrssicherung wür-
den beibehalten, der Streifendienst aber entfallen. 
Freiwillige, die die körperlichen Voraussetzungen 
für den Polizeivollzugsdienst nicht erfüllen, könnten 
die Polizei künftig in der Verwaltung unterstützen; 
hauptamtliche Polizistinnen und Polizisten sollen 
so mehr Zeit in der Öffentlichkeit und weniger am 
Schreibtisch verbringen. Auch sollen die Freiwilligen 
künftig zur polizeilichen Präventionsarbeit einge-
setzt werden.

Da in den letzten Jahren Rechtsextremisten und 
Rechtsextremistinnen im Polizeidienst für Schlag-
zeilen sorgten und der Polizei immer wieder dis-
kriminierendes Verhalten vorgeworfen wird, bei-
spielsweise sogenanntes Racial Profiling, möchte 
der Gesetzentwurf Derartigem im FPolD vorbeugen: 
So sollen Anhängerinnen und Anhänger bzw. Sym-
pathisantinnen und Sympathisanten extremistischer 
Gruppierungen explizit ausgeschlossen werden, 
auch wenn nur ein Verdachtsfall vorliegt oder dies 
weit in der Vergangenheit liegt. Zusätzlich sollen  
Antidiskriminierungstrainings die Ehrenamtlichen 
sensibilisieren.

Die Sicherheit der freiwillig Polizeidienstleisten-
den ist besonders wichtig, da Gewalt gegen Unifor-
mierte in den letzten Jahren zugenommen hat. Dem 
Gesetzentwurf nach sollen Freiwillige im Polizei-
dienst zu ihrem Schutz nicht von anderen Polizistin-
nen und Polizisten zu unterscheiden sein und daher 
weiter Uniform tragen. Um sie vor sogenannten ge-
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Die zuständigen Ausschüsse im Landtag

fahrengeneigten Tätigkeiten fernzuhalten, sollen sie 
Deeskalationstrainings durchlaufen, im Dienst kei-
ne Durchsuchungen oder Festnahmen durchführen 
dürfen und normalerweise keine Schusswaffen füh-
ren. In Notlagen sollten sie aber auf Anordnung des 
Innenministeriums bewaffnet werden können, um 
sich und andere zu schützen. 

Die aktuelle Rechtslage
Laut § 1 des Gesetzes über den Freiwilligen Po-

lizeidienst (FPolDG) hat der Freiwillige Polizeidienst 
die Aufgabe, Gebäude und den Straßenverkehr zu 

sichern und zu überwachen. Außerdem wird er zum 
Streifendienst eingesetzt. In § 2 werden in Absatz 1 
Aufnahmekriterien und in Absatz 2 Ausschlusskri-
terien für den Freiwilligen Polizeidienst definiert; 
beispielsweise müssen gemäß § 2 Absatz 2 Satz 1 
Bewerberinnen und Bewerber, an deren Haltung 
zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
begründete Zweifel bestehen, abgelehnt werden. In 
§ 4 wird die Ausbildung geregelt. In § 6 ist festge-
schrieben, dass Polizeifreiwillige hauptamtlichen 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in Rechten 
und Ausstattung gleichgestellt sind.

AUSSCHUSS DES INNEREN, FÜR DIGITALISIE-
RUNG UND KOMMUNEN (FEDERFÜHREND)

AUSSCHUSS FÜR SOZIALES, GESUNDHEIT 
UND INTEGRATION (MITBERATEND) 

Der Ausschuss des Inneren, für Digitalisierung 
und Kommunen (federführend) beschäftigt sich 
mit folgenden Fragen: 

›  Welche Ausrüstung sollen Freiwillige innerhalb 
des Dienstes haben?

›  Sollen Extremismusverdachtsfälle pauschal aus 
dem FPolD ausgeschlossen werden?

›  Sollen Polizeifreiwillige die gleiche Uniform wie 
die reguläre Polizei tragen?

›  Welche Aufgabenfelder soll der Freiwillige  
Polizeidienst übernehmen? 

Der Ausschuss legt dabei den Fokus auf die 
Gewährleistung der Sicherheit von Polizeifreiwil-
ligen und damit auf Aspekte, die unter den §§ 1, 2 
und 4 behandelt werden.

Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und 
Integration (mitberatend) beschäftigt sich mit 
folgenden Fragen: 

›  Welche Inhalte müssen während der Ausbildung 
vermittelt werden?

›  Soll die Ausbildungsdauer verlängert oder ver-
kürzt werden oder gleich bleiben?

›  Findet innerhalb des Freiwilligen Polizeidiens-
tes ein Deeskalationstraining und Antidiskrimi-
nierungstraining statt?

›  Soll die deutsche Staatsangehörigkeit als 
Voraussetzung für eine Aufnahme in den FPolD 
gelten?

›  Inwiefern soll der Dienst als Integrationsmaß-
nahme gesehen werden?

Alle Quellenangaben zu S. 44 siehe S. 131.
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Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes 
über den Freiwilligen Polizeidienst (FPolDG) in Baden-Württemberg

Antragstellende: 
Die _______________________________ schlägt/schlagen eine Reform des Freiwilligen Polizeidienstes 

vor, der Hauptamtliche im Polizeidienst entlasten und deren Konzentration auf Kernaufgaben der öffent-
lichen Sicherheit fördern soll.

BISHERIGE GESETZESLAGE ENTWURF DER ANTRAGSTELLENDEN

§ 1 Begriff und Aufgabe

(3) Der Freiwillige Polizeidienst verstärkt bei 
Aufruf den örtlichen Polizeivollzugsdienst. Er soll 
in der Regel nur eingesetzt werden

1.   zur Sicherung von Gebäuden und Anlagen,
2.  zur Sicherung und Überwachung des Straßen-

verkehrs,
3. zum Streifendienst, 
[...].

§ 1 Begriff und Aufgabe

(3) Der Freiwillige Polizeidienst verstärkt den 
örtlichen Polizeivollzugsdienst. Er soll nur  
eingesetzt werden

1.  zur Sicherung von Gebäuden und Anlagen,
2.  zur Sicherung und Überwachung des Straßen-

verkehrs,
3. zu Tätigkeiten in der Polizeiverwaltung,
4.  zur Präventionsarbeit bei Veranstaltungen und 

an Schulen.

§ 2 Aufnahme in den Freiwilligen Polizeidienst

(2) Die Aufnahme in den Freiwilligen Polizeidienst 
ist nicht zulässig, wenn

1.  begründete Zweifel daran bestehen, dass der 
Bewerber auf dem Boden der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung steht,

[…]

§ 2 Aufnahme in den Freiwilligen Polizeidienst 

(2) Die Aufnahme in den Freiwilligen Polizeidienst 
ist nicht zulässig, wenn

1.  der Bewerber/die Bewerberin einer vom Lan-
desamt für Verfassungsschutz beobachteten 
oder als Verdachtsfall eingestuften Gruppie-
rung angehört oder angehört hat oder öffent-
lich Sympathie für betreffende Gruppierungen 
bekundet hat, 

[…]

§ 4 Ausbildung und Verpflichtung

(1) Die Ausbildung umfasst die Grundausbildung, 
die Fortbildung und erforderlichenfalls eine tech-
nische Sonderausbildung.

§ 4 Ausbildung und Verpflichtung

(1) Die Ausbildung umfasst die Grundausbildung, 
die Fortbildung und erforderlichenfalls eine tech-
nische Sonderausbildung. Alle zwei Jahre muss 
entweder ein Antidiskriminierungs- oder Deeska-
lationstraining absolviert werden.
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BISHERIGE GESETZESLAGE ENTWURF DER ANTRAGSTELLENDEN

§ 6 Rechte und Ausstattung

(1) Die Angehörigen des Freiwilligen Polizei-
dienstes haben bei der Erledigung ihrer polizeili-
chen Dienstverrichtungen Dritten gegenüber die 
Stellung von Polizeibeamten im Sinne des Poli-
zeigesetzes. […] Das Innenministerium erlässt 
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
nähere Bestimmungen über Art, Umfang und 
Ausführung der Dienstkleidung.

§ 6 Rechte und Ausstattung

(1) Freiwillig Polizeidienstleistende haben zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Rechte und 
Ausstattung:

1.  Freiwillig Polizeidienstleistende sind Polizei-
beamtinnen und -beamten in ihren Rechten 
nicht gleichgestellt. Sie dürfen Platzverweise 
aussprechen und Personalien aufnehmen, aber 
generell keine Durchsuchungen und Festnah-
men, außer im Rahmen des Jedermannsrechts, 
durchführen.

2.  Freiwillig Polizeidienstleistende tragen die 
reguläre Uniform, verfügen aber nicht über 
die gleiche Ausstattung wie Polizeibeamte und 
-beamtinnen. Sie dürfen nur Reizgas, Taschen-
lampe und Funkgerät tragen.

3.  Bei Notlagen wie terroristischen Angriffen 
können Angehörige des Freiwilligen Polizei-
dienstes auf Anordnung des Innenministeriums 
mit Schusswaffen und ballistischen Westen 
ausgestattet werden.

Ziel: 
Die Polizei in Baden-Württemberg ist an der Belastungsgrenze. Das liegt vor allem an zu wenig Perso-

nal und neu hinzukommenden Aufgaben. Um die öffentliche Sicherheit trotzdem weiterhin gewährleisten 
zu können, soll der Freiwillige Polizeidienst wieder ausgebaut werden.
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Partei für Ökologie und Demokratie (PÖD)

Grundsätze
Die Partei für Ökologie und Demokratie (PÖD) 

entstand in Baden-Württemberg Ende der 1970er 
Jahre. Sie ist aus verschiedenen Gruppierungen 
wie der Umwelt- und Antiatomkraftbewegung, der 
Frauenrechtsbewegung und anderen Bürgerbewe-
gungen hervorgegangen. Als Partei für Ökologie und 
Demokratie tritt sie für ökologische Nachhaltigkeit, 
Geschlechtergerechtigkeit und Basisdemokratie ein. Eine Besonderheit der PÖD in Baden-Württemberg im 
Vergleich zu vielen anderen PÖD-Landesverbänden ist ihr relativ wertkonservatives Profil.

Position zum Freiwilligen Polizeidienst (FPolD)
Auf Drängen des ehemaligen Koalitionspartners PSD hat die PÖD-Fraktion die Abschaffung der Poli-

zeifreiwilligen mitgetragen. Deren Ausbildung war relativ kurz, der regulären Polizei waren sie dennoch fast 
gleichgestellt. Dadurch übernahmen sie teilweise Aufgaben, für die sie aus Sicht der PÖD nicht ausreichend 
ausgebildet waren. Eine Wiedereinführung des FPolDs in der ursprünglichen Form möchte die PÖD-Fraktion 
deshalb auf keinen Fall. Prinzipiell kann sie sich allerdings inzwischen eine andere Form des FPolDs vorstel-
len und ist mit einigen Punkten des Gesetzentwurfs einverstanden.

Die PÖD-Fraktion hat schon lange erkannt, dass die Polizei in Baden-Württemberg gestärkt werden muss, 
und sich deshalb für die Schaffung neuer Stellen eingesetzt. Neben dem Stellenaufbau möchte sie die Polizei 
von „vollzugsfremden“ Aufgaben entlasten. Beispiele dafür sind Verwaltungstätigkeiten, die Durchführung von 
Verkehrskontrollen sowie präventive Aufgaben auf Dorffesten oder in Schulen. Diese könnten auch von Ehren-
amtlichen im Rahmen des FPolDs ausgeführt werden. 

Auch wenn dieses Aufgabenprofil die Polizeifreiwilligen in der Regel von Gefahren fernhält, könnten sie ge-
gebenenfalls trotzdem in brenzlige Situationen kommen. Entsprechend sollte aus Sicht der PÖD-Fraktion die 
Ausbildung erweitert werden. Besonders wichtig sind ihr dabei die Schwerpunkte Deeskalation und Sensibilisie-
rung für Diskriminierung. Um potenziellen Eskalationen zusätzlich vorzubeugen, sollten Polizeifreiwillige nicht 
wie reguläre Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte aussehen und ausgerüstet werden. Außerdem dürfen sie 
keine Schusswaffen führen. Auch sollten sie keine Durchsuchungen ausführen sowie außerhalb von Notsituati-
onen keine Festnahmen durchführen dürfen. Um Verwechslungen zu vermeiden und um die ehrenamtliche und 
zivile Natur des FPolDs hervorzuheben, sollte der Freiwilligendienst nach Ansicht der PÖD-Fraktion umbenannt 
werden; diskutiert werden Vorschläge wie „Ehrenamtlicher Polizeidienst“, „Staatliche Bürgerpolizei“ oder „Zivil-
gesellschaftlicher Polizeidienst“.

Die PÖD sieht sich als Verfechterin der offenen Gesellschaft. Schon beim leisesten Verdacht menschen-
feindlicher Einstellungen sollen deshalb potenzielle Extremisten oder Extremistinnen vom FPolD ausge-
schlossen werden. 

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen oder es fundamentalkritisch anzuprangern. Profilieren Sie sich in 
jedem Fall für die nächste Wahl!

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Partei der Christlichen Demokratie (PCD)

Grundsätze
Die Partei der Christlichen Demokratie (PCD) 

kann in Baden-Württemberg auf eine lange Regie-
rungstradition zurückblicken. Gerade in den ländli-
chen Gegenden ist sie so stark und tief verwurzelt 
wie in kaum einem anderen Bundesland. Geleitet 
von einem christlichen Menschenbild setzt sie sich 
für Wohlstand, Sicherheit und den Schutz der Familie ein. Dabei möchte sie Tradition und Moderne verknüpfen, 
um den Herausforderungen der Zukunft erfolgreich begegnen zu können. 

Position zum Freiwilligen Polizeidienst (FPolD)
Innere Sicherheit ist das Kernthema der PCD: Die Menschen in Baden-Württemberg sollen sich auf den Stra-

ßen und zu Hause sicher fühlen. Dafür braucht es eine personell gut aufgestellte und handlungsfähige Polizei. 
Die in Baden-Württemberg seit 1963 bestehenden Polizeifreiwilligen sind eine Erfolgsgeschichte und haben die 
Beamtinnen und Beamten in ihrer Arbeit tatkräftig unterstützt. Die PCD hält es für einen großen Fehler, dass eine 
frühere PÖD-PSD-Regierung angefangen hat, die Polizeifreiwilligen abzuschaffen. Deshalb befürwortet die PCD-
Fraktion den Gesetzentwurf zur Wiedereinführung des Freiwilligen Polizeidienstes. Der Entwurf ist allerdings ein 
Kompromiss, weshalb Teile der PCD-Fraktion nicht mit allen Punkten einverstanden sind. Die Fraktion hofft aber, 
dass eine Mehrheit im Landtag für einen gestärkten Freiwilligen Polizeidienst stimmt.

Polizeifreiwillige sollten zusammen mit Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten auf Streife gehen sowie Per-
sonen festnehmen und durchsuchen dürfen, wenn das notwendig ist. Dabei hält die PCD es für wichtig, dass Po-
lizeifreiwillige von der Bevölkerung ernst genommen werden und sich im Notfall auch verteidigen können. Des-
halb sollten sie sowohl reguläre Uniformen als auch Waffen tragen dürfen. Die PCD weiß allerdings, dass andere 
Fraktionen, insbesondere die PÖD, das kritisch sehen, weshalb es im Gesetzentwurf abgeschwächt wurde. Sollte 
sich jedoch eine Mehrheit für den Streifendienst und die Bewaffnung finden, wäre das ein großer Erfolg für die 
PCD-Fraktion. Kritik, die die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten sowie -freiwilligen pauschal des Rassismus 
bezichtigt, weist die PCD-Fraktion entschieden zurück. Gleichzeitig möchte sie niemanden im FPolD haben, an 
dessen freiheitlich-demokratischer Grundhaltung auch nur die geringsten Zweifel bestehen. 

Neben der Unterstützung in Streifendienst, Objektschutz und bei Verkehrskontrollen sollen Polizeifreiwillige 
auch Verwaltungstätigkeiten ausüben dürfen, um Polizeibeamten und Polizeibeamtinnen die lästige Schreib- 
tischarbeit abzunehmen. Letzteres soll auch körperlich weniger fitten Bürgerinnen und Bürgern ein Engagement 
bei der Polizei ermöglichen. Die PCD-Fraktion will den Aufwand der Polizeifreiwilligen für Schulungen und Ausbil-
dung niedrig halten, um den Dienst attraktiv zu machen. Einige in der Fraktion sind aber für eine längere Ausbil-
dung offen, wenn diese dann auch tatsächlich zum Streifendienst befähigt.

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, eine 
Mehrheit für Ihren Gesetzentwurf zu bekommen. Andernfalls können Sie sich damit für die nächste Wahl 
profilieren.

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Partei der Sozialen Demokratie (PSD)

Grundsätze
Die aus der Arbeiterbewegung hervorgegangene 

Partei der Sozialen Demokratie (PSD) ist traditionell 
arbeitnehmer- und gewerkschaftsnah. Solidarität 
mit den Schwachen ist einer ihrer Grundwerte. Da-
her sieht sie die soziale und gesundheitliche Absi-
cherung der Bürgerinnen und Bürger als eine zen-
trale Aufgabe des Staates. Gute Arbeit, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie Bildungsgerechtigkeit 
sind weitere Leitprinzipien der Partei.

Position zum Freiwilligen Polizeidienst (FPolD)
Für die PSD in Baden-Württemberg ist Innere Sicherheit ein überaus wichtiges Thema. Mit ihrem damali-

gen Koalitionspartner PÖD hatte die PSD ab 2012 eine umfangreiche Polizeistrukturreform durchgeführt, die 
sie bis heute als Erfolg ansieht. Im Rahmen der damaligen Maßnahmen wurde auch der Freiwillige Polizei-
dienst abgeschafft – insbesondere auf Betreiben der PSD. Es wurde argumentiert, dass angesichts von Ter-
rorismus, Cyberkriminalität und steigender Aggressivität gegenüber Uniformierten die Polizeiarbeit heute zu 
anspruchsvoll und gefährlich sei, um von schlecht ausgebildeten, aber bewaffneten Ehrenamtlichen ausgeübt 
zu werden. Nur gut ausgebildete Profis würden diesen Aufgaben gerecht und seien dazu fähig, in kritischen 
Situationen die richtigen Entscheidungen zu treffen. Dazu steht die PSD-Fraktion noch heute. Die vorliegenden 
Pläne zur Stärkung bzw. Neuauflage des FPolDs hält die Fraktion daher für grundlegend falsch. Statt Ehren-
amtliche zu überfordern oder sogar in Gefahr zu bringen, sollte das Land besser mehr Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamte ausbilden und einstellen. Die PSD-Fraktion lehnt die Pläne zur dauerhaften Neuauflage und 
Stärkungen des FPolDs daher ab. 

Sollte sich die Wiederauflage des FPolDs nicht verhindern lassen, so wäre die PSD-Fraktion nur unter 
drei Bedingungen kompromissbereit: Erstens müsste die Wiederauflage des FPolDs als zeitlich begrenzte 
Übergangslösung beschlossen werden, die der aktuellen Belastungssituation der Polizistinnen und Polizisten 
entgegenwirkt. Zweitens müssten Polizeifreiwillige durch ihr Aufgabenspektrum von gefahrengeneigten Auf-
gaben ferngehalten werden, und drittens dürften sie weder Waffen noch reguläre Uniform tragen. 

In diesen Fall wäre es der PSD-Fraktion wichtig, dass Polizeifreiwillige gut ausgebildet werden und poten-
zielle Extremistinnen oder Extremisten schon im Verdachtsfall vom FPolD ausgeschlossen werden. 

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen oder es fundamentalkritisch anzuprangern. Profilieren Sie sich in 
jedem Fall für die nächste Wahl.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B2.1 Parteiprofile

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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PLD
Partei der Liberalen Demokratie

Partei der Liberalen Demokratie (PLD)

Grundsätze
Baden-Württemberg galt einst als das Stamm-

land der Partei der Liberalen Demokratie (PLD). Als 
demokratische Kraft der Freiheit setzt sich die PLD 
für Rechtsstaatlichkeit und eine freiheitliche Gesell-
schafts- und Wirtschaftsordnung ein. Die Freiheit, 
aber gleichzeitig auch die Verantwortung des Einzel-
nen sind für die Partei die Ausgangspunkte im politischen Gestaltungsprozess.

Position zum Freiwilligen Polizeidienst (FPolD)
Die Polizei der Länder übernimmt wichtige Aufgaben bei der Vorbeugung und Bekämpfung von Straftaten. 

Auch hier in Baden-Württemberg ist sie ein wichtiger Bestandteil für ein Leben ohne Angst vor Bedrohun-
gen und Kriminalität. Die Polizeistrukturreform, die 2012 von der PÖD-PSD-Koalition beschlossen wurde, hat 
aus Sicht der PLD-Fraktion keine bemerkbare Verbesserung für die Polizistinnen und Polizisten in Baden-
Württemberg bewirkt. Ganz im Gegenteil: Unzählige Überstunden zeigen deutlich, dass die Polizei in Baden-
Württemberg unterbesetzt und überlastet ist. 

Die polizeiliche Arbeit kann nur dann sinnvoll und effektiv erledigt werden, wenn die Polizei nicht in jedem 
unwichtigen Fall zu Hilfe gerufen wird. Außerdem muss die Polizei in Baden-Württemberg von „vollzugsfrem-
den“ Aufgaben befreit werden. Hierzu zählen nach Meinung der PLD-Fraktion unter anderem der Einsatz bei 
Stadtfesten oder sportlichen Veranstaltungen. Die PLD-Fraktion setzt sich für die Fortführung des Freiwilligen 
Polizeidienstes ein, sofern „vollzugsfremde“ Aufgaben von ihm übernommen werden. Streifendienst sollte 
allerdings nur von regulären Polizeibeamtinnen und -beamten durchgeführt werden; Freiwilligen fehle dafür 
schlicht die nötige Ausbildung. Qualifizierte und erfahrene Freiwillige sollten aber in Einzelfällen bewaffnet 
werden können, sofern es einen Mehrwert für die konkrete Aufgabe darstellt. 

Wichtig ist es sicherzustellen, dass dem Freiwilligen Polizeidienst keine Extremistinnen und Extremisten 
angehören; jedoch sollte hier im jeweiligen Einzelfall entschieden werden. 

Kernanliegen der PLD-Fraktion bleibt es, die Polizei effektiv zu entlasten. Der FPolD ist hierfür ein geeig-
netes Mittel, wenn man ihn entsprechend stärkt. Entscheidend ist für die PLD-Fraktion, dass die Polizei sich 
wieder auf ihre eigentliche Aufgabe konzentrieren kann: die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit. Als 
weitere sinnvolle Maßnahme befürwortet die PLD-Fraktion die Stärkung der kommunalen Vollzugsdienste. 
Diese könnten ebenso bestimmte Aufgaben der Polizei übernehmen und notfalls bewaffnet werden. 

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen oder es fundamentalkritisch anzuprangern. Profilieren Sie sich in 
jedem Fall für die nächste Wahl.
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Partei für Andere Demokratie (PAD)

Grundsätze
Inhaltlich beruft sich die PAD auf nationalkon-

servative und christliche Werte. Der Schutz der In-
teressen Deutschlands und seiner Bürgerinnen und 
Bürger steht dabei im Vordergrund. Sie sieht sich als 
Gegenentwurf zu den anderen im Landtag sitzenden 
Parteien. Aufgrund vieler ihrer inhaltlichen Positio-
nen ist die PAD im Parlament isoliert und der Kritik aller anderen Fraktionen ausgesetzt. Sie ist jedoch davon 
überzeugt, sich mit ihrer Meinung klar abgrenzen zu müssen, um von den Bürgerinnen und Bürgern des Lan-
des als prinzipientreue und unbequeme Opposition wahrgenommen zu werden.

Position zum Freiwilligen Polizeidienst (FPolD)
Innere Sicherheit ist eines der Kernanliegen der PAD, denn es sollen Recht und Ordnung herrschen. Aus Sicht 

der PAD ist die mangelhafte Sicherheitslage neben der wahrgenommenen unkontrollierten Massenimmigration 
mit der Grund dafür, dass sich viele Bürger/-innen in den letzten Jahren zunehmend unsicher fühlen. Laut der 
PAD-Fraktion muss die Polizei im Land daher personell massiv aufgestockt werden. Der Gesetzentwurf, der auf 
die Stärkung des Freiwilligen Polizeidienstes abzielt, ist aus Sicht der Fraktion daher nur eine faule Ausrede für 
den schleppenden und halbherzigen Personalausbau bei den Sicherheitsorganen.

Trotz dieser Kritik sieht die PAD-Fraktion im FPolD eine sinnvolle Ergänzung zur Polizeiarbeit. Der FPolD er-
möglicht Bürgerinnen und Bürgern, ihren Teil zur Sicherheit im Land beizutragen. Um wirklich attraktiv und von 
tatsächlichem Nutzen zu sein, muss der FPolD im Ausbildungsaufwand gering gehalten werden und echte Poli-
zeiarbeit ermöglichen. Polizeifreiwillige sollen auf ihren Wunsch hin natürlich auch auf Streife gehen können. Hier 
ist man sich in der Fraktion einig.

Der Vorschlag zu § 2 Absatz 2 Satz 1 wird eher kritisch gesehen. Jeder Verdacht auf Verfassungsfeindlichkeit 
oder Extremismus muss im Einzelfall geprüft werden. Ein reiner Verdacht darf kein Ausschlussgrund sein, son-
dern muss sehr gut begründet werden. 

Seit 1993 ist die deutsche Staatsangehörigkeit für Polizeibewerber/-innen keine Grundvoraussetzung mehr, 
so auch beim FPolD; große Teile der PAD-Fraktion sehen aber die Ausübung hoheitlicher Aufgaben durch Nicht-
deutsche sehr kritisch.

Um der steigenden Gewaltbereitschaft gegenüber Polizeibeamten und Polizeibeamtinnen Rechnung zu tragen 
und von vornherein abschreckend zu wirken, sollten Polizeifreiwillige natürlich auch mit Schusswaffen bewaffnet 
sein. Generell sollten sie dieselben Rechte und Ausrüstung wie reguläre Polizistinnen und Polizisten haben; nur so 
können sie diese in ihrer Arbeit entlasten.

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen oder es fundamentalkritisch anzuprangern. Profilieren Sie sich in 
jedem Fall für die nächste Wahl.
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Sie sind seit zwei Legislaturperioden Abge-
ordnete/-r der PÖD für den Wahlkreis Baden-Baden. 
Bevor Sie in den Landtag eingezogen sind, waren Sie 
Polizeihauptkommissar/-in in Baden-Baden, wes-
halb Ihnen das Thema Innere Sicherheit besonders 
am Herzen liegt. Sie wissen genau, dass die Polizei 
aktuell an ihrer Belastungsgrenze ist. Der Freiwil-
lige Polizeidienst könnte hier Entlastung schaffen, 

Vor Ihrer Wahl in den Landtag waren Sie als 
freie Architektin/freier Architekt tätig. Sie sind 
verheiratet, haben zwei erwachsene Kinder und 
leben schon seit vielen Jahren in Sinsheim. Der 
Umweltschutz ist Ihr Herzensthema, weshalb Sie 
vor 17 Jahren in die PÖD eingetreten sind. Auch 
wenn das Thema Innere Sicherheit nicht zu den 
Kernthemen der PÖD gehört, erachten Sie es 
ebenfalls als enorm wichtig. Der Freiwillige Poli-

indem die Freiwilligen „einfache“ Dienste wie zum 
Beispiel Aufgaben auf Stadtfesten übernehmen. Sie 
wissen aber aus eigener Erfahrung, dass die Frei-
willigen für viele potenziell gefährliche Situationen 
nicht ausgebildet sind. Der Wiedereinführung des 
Dienstes können Sie daher nur dann zustimmen, 
wenn die Freiwilligen keinen Streifendienst über-
nehmen dürfen.

zeidienst ist aus Ihrer Sicht eine Möglichkeit, um 
die Polizei ein wenig zu entlasten. Sie möchten die 
Freiwilligen aber nicht im Streifendienst einset-
zen, sondern eher auf Stadtfesten oder in der Ver-
waltung. Viel wichtiger finden Sie jedoch, dass die 
Freiwilligen eine ausreichende und gute Ausbil-
dung erhalten. Die jetzige Ausbildung bereitet sie 
nicht gut genug auf ihre vielseitigen Aufgaben vor. 

PÖD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Baden-Baden

Alter: 46

Beruf: Polizist/-in

PÖD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Sinsheim

Alter: 57

Beruf: Architekt/-in

Rollenprofile PÖD

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Seit über 25 Jahren sind Sie Mitglied der PÖD. 
Als ehemalige Lehrerin/ehemaliger Lehrer wissen 
Sie sehr gut, dass extremistisches Gedankengut 
weiter verbreitet ist als häufig angenommen. Gera-
de Polizistinnen und Polizisten, aber auch freiwil-
lig Polizeidienstleistende müssen hier genau unter 
die Lupe genommen werden. Bereits bei einem 
Verdacht auf Extremismus sollte die Person vom 

Sie sind schon lange Mitglied der PÖD, allerdings 
erst seit dieser Legislaturperiode Abgeordnete/-r  
im Landtag. Zuvor haben Sie jahrelang für ein 
mittelständisches Unternehmen in der Buchhal-
tung gearbeitet. Trotz Ihrer kurzen Tätigkeit als 
Abgeordnete/-r ist es Ihnen sehr wichtig, nicht 
einfach nur nach Parteilinie abzustimmen, son-
dern Ihre eigene Meinung einzubringen. Sie sehen 

Freiwilligen Polizeidienst ausgeschlossen werden. 
Ebenso halten Sie es für unverantwortlich, Freiwil-
ligen Schusswaffen auszuhändigen. Des Weiteren 
lehnen Sie eine Zusammenarbeit mit der PAD kon-
sequent ab. Sollte eine Mehrheit nur mit den Stim-
men der PAD möglich sein, lehnen Sie den Gesetz-
vorschlag lieber ab, als mit den radikalen Kräften 
innerhalb der PAD zusammenzuarbeiten. 

die Fortführung des Freiwilligen Polizeidienstes 
skeptisch, auch wenn das nicht der Parteipositi-
on entspricht. Sollte eine Fortführung jedoch nicht 
zu vermeiden sein, so geht das für Sie nur unter 
der Voraussetzung, dass die Freiwilligen keine 
Schusswaffen tragen dürfen und sichergestellt ist, 
dass Extremistinnen und Extremisten konsequent 
ausgeschlossen werden. 

PÖD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Göppingen

Alter: 51

Beruf: Realschullehrer/-in

PÖD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Sigmaringen

Alter: 64

Beruf: Bürofachangestellte/-r

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Nach Ihrem Studium sind Sie wieder in Ihre Hei-
mat nahe der französischen und schweizerischen 
Grenze gezogen, um dort Richter/-in am Amts-
gericht zu werden. Die Arbeit der Polizei ist Ihnen 
dadurch gut bekannt. Sie wissen um deren Kom-
plexität und sehen den Freiwilligen Polizeidienst 
ähnlich wie Ihre Partei als sinnvolle Ergänzung an, 
solange die Freiwilligen nur „vollzugsfremde“ Auf-

Sie gehören mit Ihren 38 Jahren zu den jüngs-
ten Abgeordneten der PÖD. Schon früh haben Sie 
sich in der PÖD engagiert und konnten schließlich 
bei der letzten Landtagswahl das Direktmandat 
in Ihrem Wahlkreis gewinnen. Mit dem Thema des 
Freiwilligen Polizeidienstes haben Sie sich in letz-
ter Zeit verstärkt auseinandergesetzt. Eine Wieder-
einführung können Sie sich nur dann vorstellen, 
wenn die Freiwilligen gut ausgebildet sind und nur 

gaben übernehmen. Eine bloße Wiedereinführung 
des Freiwilligen Polizeidienstes wollen Sie aber un-
bedingt verhindern. Freiwillige wären auf viele po-
tenziell gefährliche Situationen einfach zu schlecht 
vorbereitet. Insbesondere sollten sich die Freiwilli-
gen optisch klar von regulären Polizistinnen und Po-
lizisten unterscheiden und auf keinen Fall Schuss-
waffen tragen dürfen. 

für „vollzugsfremde“ Aufgaben eingesetzt werden. 
Streifendienst sollte nur von regulären Polizistin-
nen und Polizisten durchgeführt werden dürfen. 
Um den neuen, eher zivilen Charakter des Frei-
willigen Polizeidienstes hervorzuheben, sollte er  
umbenannt werden. Ihnen gefällt der Vorschlag 
„Ehrenamtlicher Polizeidienst“, aber Sie können 
auch andere Bezeichnungen akzeptieren – Haupt-
sache, es findet überhaupt eine Umbenennung statt.

PÖD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Lörrach

Alter: 49

Beruf: Richter/-in

PÖD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Karlsruhe II

Alter: 38

Beruf: Unternehmensberater/-in

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B2.2 Rollenprofile



Die Gesetzgebung im Landtag 57

Sie sind langjähriges Mitglied der PÖD und ge-
hören seit der letzten Legislaturperiode dem Land-
tag an. Normalerweise können Sie sich mit den 
Zielen der PÖD gut identifizieren, haben jedoch kein 
Verständnis dafür, dass sie nun den Freiwilligen 
Polizeidienst wiedereinführen möchte, den sie einst 
selbst abgeschafft hat. Sie sehen die Glaubwürdig-
keit der Partei in Gefahr und halten den Vorschlag 

Sie haben sich vor einigen Jahren Ihren Traum 
erfüllt und eine eigene Praxis für Naturheilkun-
de eröffnet. Neben Ihrer Selbständigkeit haben 
Sie sich weiter in der PÖD engagiert und wurden 
bei der letzten Wahl auf Anhieb in den Landtag ge-
wählt. Schon länger ist der Freiwillige Polizeidienst 
Thema Ihrer Fraktionssitzungen. Sie sind sich ei-
nig, den Dienst nicht in seiner ursprünglichen Form 
wiedereinführen zu wollen. Insbesondere würde 

auch inhaltlich für wenig überzeugend. Eine so ge-
fährliche und wichtige Arbeit sollte nur von gut aus-
gebildeten Polizistinnen und Polizisten ausgeführt 
werden. Sollte sich die Wiedereinführung jedoch 
nicht verhindern lassen, so sollten die Freiwilligen 
deutlich länger ausgebildet werden und weniger 
Befugnisse haben als bisher. Prinzipiell sind Sie 
aber gegen eine Wiedereinführung.

das die Glaubwürdigkeit der PÖD beschädigen. 
Wichtig bei einer Wiedereinführung ist Ihnen, dass 
die Freiwilligen nur für „vollzugsfremde“ Aufgaben 
eingesetzt werden und eine bessere Ausbildung 
erhalten. Nur so sind sie eine spürbare Entlastung 
für die Polizei. Um den neuen Charakter des Frei-
willigen Polizeidienstes zu unterstreichen, halten 
Sie eine Umbenennung in „Ehrenamtlicher Polizei-
dienst“ für sinnvoll. 

PÖD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Stuttgart III  

Alter: 60

Beruf: Rechtsanwältin/Rechtsanwalt

PÖD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Heidelberg

Alter: 55

Beruf:  Heilpraktiker/-in

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Sie leben mit Ihrem Partner/Ihrer Partnerin im 
äußersten Nordwesten von Baden-Württemberg 
und arbeiten dort seit vielen Jahren in einem Se-
niorenheim. Sie genießen das Landleben und die 
viele Natur. Eher überraschend wurden Sie bei der 
letzten Wahl in den Landtag gewählt. Seitdem ha-
ben Sie sich in die unterschiedlichsten Themen ein-
gearbeitet, so auch in die Thematik des Freiwilligen 
Polizeidienstes. Ihnen ist dabei besonders wichtig, 

Sie sitzen schon seit drei Legislaturperioden 
für die PÖD im Landtag. Zuvor haben Sie in einem 
kleinen Dorf in Ihrem Wahlkreis Ihre eigene Pra-
xis betrieben, diese aus Zeitgründen jedoch schon 
vor Jahren an einen Nachfolger/eine Nachfolgerin 
übergeben. Somit können Sie Ihre komplette Zeit 
für die Arbeit im Landtag verwenden. Der Freiwil-
lige Polizeidienst beschäftigt Sie und Ihre Fraktion 

dass potenzielle Extremistinnen und Extremisten 
von Dienst ausgeschlossen werden und dass die 
Freiwilligen eine deutlich bessere Ausbildung so-
wie regelmäßig Trainings zur Sensibilisierung für 
Diskriminierung erhalten. Weiter ist das Tragen von 
Schusswaffen für Sie ein sensibles Thema. Soll-
te der Gesetzentwurf den Freiwilligen erlauben, 
Schusswaffen zu tragen, können Sie ihm unmöglich 
zustimmen!

schon sehr lange. Sie können sich eine Wiederein-
führung des Dienstes in einer reformierten Varian-
te durchaus vorstellen. Wichtig ist Ihnen, dass die 
Freiwilligen deutlich besser ausgebildet werden 
und keine Streifendienste mehr übernehmen dür-
fen. Prinzipiell sind Sie jedoch kompromissbereit, 
solange die anderen Fraktionen Ihnen nicht zu viele 
Zugeständnisse abverlangen. 

PÖD-Rolle 9 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Weinheim

Alter: 50

Beruf:  Altenpfleger/-in

PÖD-Rolle 10 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Konstanz

Alter: 62

Beruf:  Zahnarzt/Zahnärztin

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Sie leben mit Ihrer Familie nun schon lange auf 
dem Land und genießen die dortige Ruhe und Natur. 
Seit Jahren setzen Sie sich in Ihrer Heimat für mehr 
Naturschutz ein. Ihr Engagement, unter anderem 
bei der PÖD, brachte Sie schließlich in den Landtag. 
Seitdem befassen Sie sich auch mit anderen The-
men, wie zum Beispiel mit der Inneren Sicherheit 
und dem Freiwilligen Polizeidienst. Persönlich se-

Bekannt waren Sie eigentlich als Autor/-in von 
Kriminalromanen, bis Sie bei der vorletzten Wahl in 
den Landtag von Baden-Württemberg gewählt wur-
den. Seitdem kommen Sie zwar kaum noch zum 
Schreiben, aber die abwechslungsreiche Arbeit im 
Landtag gefällt Ihnen. In letzter Zeit haben Sie sich 
viel mit der Polizei und auch der Wiedereinführung 
eines freiwilligen Polizeidienstes beschäftigt. Ob 
die Freiwilligen Uniform tragen oder nicht, ist für 

hen Sie die Wiedereinführung wie der Großteil Ihrer 
Partei: Die Wiedereinführung muss in einer deutlich 
veränderten Form als bisher geschehen, das heißt 
mehr Ausbildung und weniger Befugnisse für die 
Freiwilligen. Sollte jedoch eine Mehrheit auf dem 
Tragen von Schusswaffen beharren, sehen Sie sich 
notfalls gezwungen, gegen den Gesetzentwurf zu 
stimmen.

Sie eher zweitrangig. Viel wichtiger ist, dass die 
Freiwilligen eine solide Ausbildung erhalten und 
dass genau festgelegt ist, welche Befugnisse sie 
haben. Streifendienst von Freiwilligen halten Sie 
für problematisch; lieber sollten die Freiwilligen 
„vollzugsfremde“ Aufgaben übernehmen. Was ge-
nau zu diesem Aufgabenspektrum gehört, müsste 
aber noch klarer geregelt werden.

PÖD-Rolle 11 

Name: ____________________________________ 

Partei: PÖD 

Wahlkreis: Vaihingen 

Alter: 53 

Beruf:  Sachbearbeiter/-in 

PÖD-Rolle 12 

Name: ____________________________________ 

Partei: PÖD 

Wahlkreis: Ulm 

Alter: 65 

Beruf:  Autor/-in 

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Vor Ihrer Wahl in den Landtag waren Sie selb-
ständiger Steuerberater/selbständige Steuerbe-
raterin. Trotz der vielen Arbeit als Selbständige/-r 
haben Sie Zeit gefunden, sich in der PÖD zu enga-
gieren, und wurden bei der letzten Wahl direkt in 
den Landtag gewählt. Inzwischen haben Sie sich 
in die verschiedensten Thematiken eingelesen, so 
auch in die Debatte um den Freiwilligen Polizei-

dienst. Für Sie ist eine Wiedereinführung nur dann 
möglich, wenn der komplette Dienst tiefgreifend 
reformiert wird. So sind das Tragen von Schuss-
waffen oder das Durchführen von Durchsuchungen 
Punkte, denen Sie unmöglich zustimmen können. 
Prinzipiell sehen Sie den Freiwilligen Polizeidienst 
als eine Möglichkeit an, die Polizei in ihrer Arbeit zu 
entlasten. 

PÖD-Rolle 13

Name: ____________________________________ 

Partei: PÖD 

Wahlkreis: Heilbronn 

Alter: 54 

Beruf: Steuerberater/-in 

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Seit über 30 Jahren sind Sie Mitglied der PCD 
und sitzen schon seit zwei Legislaturperioden für 
die Partei im Landtag. Sie wissen genau, dass das 
Thema Innere Sicherheit ein Kernthema der PCD 
ist, das die Bevölkerung beschäftigt. Der Freiwillige 
Polizeidienst hat in Baden-Württemberg eine lange 
Tradition und hat sich als Ergänzung zur regulären 
Polizei bewährt. Er sollte daher in seiner ursprüng-
lichen Form fortgeführt werden. Um eine wirkliche 

Vor Ihrer Tätigkeit als Abgeordnete/-r im Land-
tag waren Sie Journalist/-in bei einer großen Ta-
geszeitung. Schon damals haben Sie viel über in-
nenpolitische Themen wie fehlendes Personal bei 
der Polizei berichtet. Sie finden daher, dass der 
Freiwillige Polizeidienst eine gute Möglichkeit ist, 
die reguläre Polizei zu entlasten. Generell haben 

Entlastung bei der Polizei zu erreichen, ist es un-
erlässlich, dass die Freiwilligen auch im Streifen-
dienst unterstützen und dieselbe Ausrüstung ha-
ben wie reguläre Polizistinnen und Polizisten. Um 
möglichst viele Bürger/-innen für den Freiwilligen 
Polizeidienst zu gewinnen, sollte die Ausbildungs-
zeit nicht zu lang sein; das könnte sonst auf poten-
zielle Berwerber/-innen abschreckend wirken.

Sie höchstes Vertrauen in die Arbeit der Polizei und 
möchten diese so gut wie möglich unterstützen. Die 
Entlastung durch Freiwillige halten Sie für einen 
guten Weg, um der Polizei unter die Arme zu grei-
fen. Ob im Streifendienst, in der Verwaltung oder 
bei der Verkehrssicherung: Es gibt viele Möglich-
keiten, die Freiwilligen sinnvoll einzusetzen. 

PCD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Tuttlingen-Donaueschingen

Alter: 57

Beruf: Schuldirektor/-in

PCD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Geislingen

Alter: 41

Beruf: Journalist/-in

Rollenprofile PCD 

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Sie gehören zu den relativ jungen Abgeordneten 
Ihrer Fraktion, wodurch Sie manchmal eine etwas 
andere Sicht auf die Positionen Ihrer Partei haben. 
Generell befürworten Sie die Fortführung des Frei-
willigen Polizeidienstes und auch die Position Ihrer 
Partei, die Freiwilligen weiter im Streifendienst 
einzusetzen. Was die Länge der Ausbildung angeht, 

Sie sind zunehmend besorgt, was die Sicher-
heitslage in Baden-Württemberg angeht. Sie haben 
zwar größtes Vertrauen in die Arbeit der Polizei, 
wissen aber auch, dass es immer mehr Aufgaben 
gibt, die die Polizei übernehmen muss. Neben einer 
Aufstockung des Polizeipersonals fordern Sie und 
die PCD die Fortführung des Freiwilligen Polizei-
dienstes. Ohne die Freiwilligen würde der Polizei 
noch mehr Personal fehlen, welches sie ohnehin 
dringend braucht. Dabei ist Ihnen und der Partei 
wichtig, dass die Freiwilligen dieselben Rechte und 

sind Sie jedoch der Meinung, dass die Freiwilligen 
deutlich besser ausgebildet werden müssen. Als 
Psychologe/Psychologin wissen Sie, dass die Ar-
beit der Polizei sehr belastend und gefährlich sein 
kann. Aus diesem Grund müssen die Freiwilligen 
gut ausgebildet werden, um gefährliche Situationen 
professionell entschärfen zu können. 

dieselbe Ausrüstung haben wie reguläre Polizis-
tinnen und Polizisten. Nur so kann der Freiwillige 
Polizeidienst eine wirkliche Entlastung für die Po-
lizei sein. Als Partei der Mitte fordern Sie außer-
dem, Extremistinnen und Extremisten konsequent 
auszuschließen. Aus diesem Grund lehnen Sie auch 
eine Zusammenarbeit mit der PAD ab. Sollte eine 
Mehrheit nur mit den Stimmen der PAD möglich 
sein, so lehnen Sie den Vorschlag lieber ab. Demo-
kratie muss auch ohne radikale Kräfte in Parlamen-
ten möglich sein. 

PCD-Rolle 3

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Balingen

Alter: 36

Beruf: Psychologe/Psychologin

PCD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Neckar-Odenwald

Alter: 49

Beruf: Rechtsanwältin/Rechtsanwalt

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Als langjähriges Mitglied der PCD und des Land-
tags gehören Sie zu den erfahrensten Abgeordne-
ten Ihrer Partei. Sie als Expertin/Experte für Wirt-
schaftspolitik wissen, dass die Abschaffung des 
Freiwilligen Polizeidienstes die Polizei nicht wie 
erhofft gestärkt hat. Stattdessen bekommt die Po-
lizei immer mehr Aufgaben, während das Personal 
nur langsam aufgestockt wird. Der Fehler der frü-
heren PÖD-PSD-Regierungskoalition, den Freiwilli-
gen Polizeidienst abzuschaffen, muss schleunigst 
rückgängig gemacht werden. Die Freiwilligen sind 

Seit Ihrem Studium haben Sie sich in der PCD 
engagiert und sind seit dieser Legislaturperiode 
erstmals Mitglied des Landtags von Baden-Würt-
temberg. Die Diskussionen um die Abschaffung des 
Freiwilligen Polizeidienstes haben Sie schon da-
mals mit Unverständnis verfolgt. Sie sehen es wie 
der Großteil Ihrer Partei: Die Abschaffung war ein 
Fehler, der schnellstmöglich rückgängig gemacht 
werden muss. Der Freiwillige Polizeidienst hat in 

eine ideale Möglichkeit, die Polizistinnen und Poli-
zisten schnell und kostengünstig zu entlasten. Da-
bei haben die PCD und Sie größtes Vertrauen in die 
Bürger/-innen, diese Aufgabe verantwortungsvoll 
auszuüben, solange Extremistinnen und Extremis-
ten konsequent vom Dienst ausgeschlossen wer-
den. Der Freiwillige Polizeidienst ist allerdings nur 
dann eine wirkliche Entlastung, wenn die Freiwil-
ligen dieselben Rechte wie reguläre Polizistinnen 
und Polizisten haben. Nur so werden die Freiwilli-
gen in der Bevölkerung auch ernst genommen.

Baden-Württemberg eine lange Tradition und hat 
sich in all den Jahren bewährt. Die Anzahl der Frei-
willigen sollte Ihrer Meinung nach wieder deutlich 
erhöht werden. Damit der Dienst für Bürger/-innen 
aber auch wirklich attraktiv ist, muss die Ausbildung 
der Freiwilligen möglichst gering gehalten werden. 
Ebenso sollten die Freiwilligen auch Verwaltungstä-
tigkeiten ausüben dürfen. Auf diese Weise kann die 
Polizei effektiv entlastet werden. 

PCD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Waldshut

Alter: 62

Beruf: Unternehmer/-in

PCD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Calw

Alter: 50

Beruf: Berater/-in

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Als älteste/-r Abgeordnete/-r der PCD haben Sie 
im Landtag schon viele Debatten miterlebt und wis-
sen damit um die Wichtigkeit von Kompromissen. 
Sie sind zwar, was die Wiedereinführung des Frei-
willigen Polizeidienstes angeht, derselben Meinung 
wie der Großteil Ihrer Partei, glauben aber, dass 
eine langfristige Lösung nur in Zusammenarbeit 
mit den anderen Fraktionen gelingen kann. Ob bei-
spielsweise die Freiwilligen Uniform oder Schuss-

Sie sind bereits seit vielen Jahren Mitglied der 
PCD, aber erst bei der letzten Wahl in den Land-
tag eingezogen. Zuvor waren Sie Journalist/-in 
für eine lokale Tageszeitung und haben dadurch 
viele politische Entscheidungen verfolgt und darü-
ber berichtet, so auch 2011 über die Entscheidung 
zur Abschaffung des Freiwilligen Polizeidienstes. 
Bereits damals hielten Sie diese Entscheidung für 
einen Fehler; umso mehr setzen Sie sich deshalb 
für dessen Erhalt ein. Selbstverständlich sollten 

waffen tragen, ist für Sie nicht entscheidend. Einzig 
und allein die Wiedereinführung und eine effektive 
Entlastung der Polizei ist Ihnen wichtig. Sollten aus 
den anderen Fraktionen konstruktive Vorschläge 
kommen, sind Sie stets für einen guten Kompro-
miss zu haben. Der Ausschluss von Extremistinnen 
und Extremisten ist jedoch nicht verhandelbar; die-
se müssen konsequent aus dem freiwilligen und 
regulären Polizeidienst ausgeschlossen werden. 

die Freiwilligen mit regulären Polizistinnen und 
Polizisten auf Streife gehen dürfen und zu ihrem 
eigenen Schutz auch Waffen tragen. Sie vertrauen 
den Bürgerinnen und Bürgern dabei voll und ganz. 
Die Forderung anderer Parteien nach Antidiskri-
minierungstrainings halten Sie für einen General-
verdacht gegen die Polizei. Die PCD steht unter-
stützend hinter den Polizistinnen und Polizisten, 
die tagtäglich hervorragende Arbeit leisten. 

PCD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Hohenlohe 

Alter: 67

Beruf: Rentner/-in

PCD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Wiesloch

Alter: 58

Beruf: Journalist/-in

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Sie gehören mit drei Legislaturperioden in 
Folge zu den erfahrensten Abgeordneten der 
PCD im Landtag. Schon immer war der PCD und 
Ihnen das Thema der Inneren Sicherheit enorm 
wichtig. Baden-Württemberg braucht nicht we-
niger, sondern mehr freiwillige Bürgerinnen und 
Bürger, die sich für die Sicherheit der Menschen 
einsetzen. Deshalb plädieren Sie dafür, den Frei-

Vor Ihrer Wahl in den Landtag waren Sie bei ei-
nem mittelständischen Automobilzulieferer in der 
Buchhaltung tätig. Ihr langjähriges Engagement 
bei der PCD hat Sie erst in den Gemeinderat und 
schließlich in den Landtag von Baden-Württemberg 
geführt. Sie sehen die PCD als Partei der Mitte, die 
eine große Breite der Bevölkerung anspricht. Hier-
für sind Kompromisse unabdingbar. Nach diesem 
Grundsatz gehen Sie auch in der Debatte um den 

willigen Polizeidienst wieder einzuführen. Die 
Freiwilligen sollen dabei auch verwaltungstech-
nische Aufgaben übernehmen dürfen, aber auch 
wie bisher mit regulären Polizistinnen und Po-
lizisten auf Streife gehen. Wichtig ist, dass der 
Aufwand für Ausbildung möglichst gering gehal-
ten wird, sonst finden sich womöglich nicht genü-
gend Freiwillige.

Freiwilligen Polizeidienst vor. Sie sind klar für eine 
Wiedereinführung, bei der die Freiwilligen Uniform 
und Waffe tragen sowie auch auf Streife gehen dür-
fen. Bei Fragen der Ausbildung können Sie sich vor-
stellen, sich mit den anderen Fraktionen auf einen 
Kompromiss zu einigen, solange der Freiwillige 
Polizeidienst wiedereingeführt wird. Sie sind offen 
für kreative Vorschläge, die der Polizei und damit 
Baden-Württemberg helfen. 

PCD-Rolle 9 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Aalen

Alter: 64

Beruf: Elektroingenieur/-in

PCD-Rolle 10 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Böblingen

Alter: 59

Beruf: Bürokaufmann/Bürokauffrau

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Sie waren über 20 Jahre lang Lehrer/-in für 
Sport und Physik an einem örtlichen Gymnasium, 
bis Sie schließlich in den Landtag gewählt wurden. 
Das Unterrichten und der Umgang mit Schülerinnen 
und Schülern fehlt Ihnen gelegentlich, aber auch die 
Arbeit im Landtag gefällt Ihnen sehr gut. In letzter 
Zeit haben Sie in der Fraktion viel über den Freiwil-
ligen Polizeidienst diskutiert. Sie sehen es wie der 
Großteil Ihrer Fraktion: Die Freiwilligen leisten ei-

Lange haben Sie als Richter/-in am Amtsgericht 
gearbeitet. Obwohl Ihnen die Arbeit gut gefallen 
hat, haben Sie sich vor der letzten Wahl entschie-
den, für den Landtag zu kandidieren. Ihr Wissen im 
Bereich Justiz und Innere Sicherheit wollen Sie nun 
in Ihre Arbeit einbringen. Der Freiwillige Polizei-
dienst ist ein Thema, mit dem sich die PCD schon 
länger beschäftigt. Sie sprechen sich dabei klar für 

nen wichtigen Beitrag zur Sicherheit in Baden-Würt-
temberg und die Abschaffung des Dienstes war ein 
großer Fehler. Ihr Ziel ist es, den Freiwilligen Poli-
zeidienst wieder einzuführen. Dabei sollen die Frei-
willigen bereits nach kurzer Ausbildung aktiv wer-
den; so hoffen Sie möglichst viele Bürgerinnen und 
Bürger für den Dienst zu gewinnen. Einzig Extremis-
tinnen und Extremisten sollten schon bei einem Ver-
dachtsfall vom Dienst ausgeschlossen werden.

die Freiwilligen aus. Damit diese auch wirklich ei-
nen effektiven Beitrag leisten können, muss es ih-
nen aber gestattet sein, auf Streife zu gehen und 
gegebenenfalls auch Personen festzunehmen. Eine 
Erweiterung der Befugnisse, sodass die Freiwilli-
gen auch Verwaltungstätigkeiten übernehmen dür-
fen, halten Sie ebenso für sinnvoll. Auf diese Weise 
kann die Polizei effektiv entlastet werden. 

PCD-Rolle 11 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Bietigheim-Bissingen

Alter: 60

Beruf: Gymnasiallehrer/-in

PCD-Rolle 12 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Ettlingen

Alter: 63

Beruf: Richter/-in

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Sie leben mit Ihrem Partner/Ihrer Partnerin und 
Ihren drei Kindern in der Nähe von Biberach. Vor der 
Wahl in den Landtag in der letzten Legislaturperiode 
waren Sie Kfz-Mechaniker/-in in einer kleinen Au-
towerkstatt. Sie genießen die abwechslungsreiche 
Arbeit im Landtag und die freundliche Atmosphä-
re in der Fraktion. Schon lange kritisieren die PCD 
und Sie jedoch die Abschaffung des Freiwilligen 
Polizeidienstes. Damit wurde der Polizei nachhaltig 

geschadet, was man auch daran erkennt, dass die 
Polizistinnen und Polizisten immer mehr Überstun-
den leisten müssen. Freiwillige, die fast alle Aufga-
ben der regulären Polizei übernehmen dürfen, sind 
ein wirksames Mittel zur Entlastung der Polizei. Da 
dies jedoch ein sehr verantwortungsvoller Dienst 
ist, sollten schon potenzielle Extremistinnen und 
Extremisten konsequent ausgeschlossen werden. 

PCD-Rolle 13

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Biberach

Alter: 49

Beruf: Kfz-Mechaniker/-in

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Bevor Sie in den Landtag eingezogen sind, wa-
ren Sie Geschäftsführer/-in eines kleinen, aber 
erfolgreichen Unternehmens. Bei der PSD sind 
Sie schon seit über 20 Jahren Mitglied. Die Ab-
schaffung des Freiwilligen Polizeidienstes war 
eine richtige Entscheidung der damaligen PÖD-
PSD-Koalition. Aus Ihrer Sicht wäre eine Wie-
dereinführung oder Neuauflage des Dienstes ein 

Schon seit über 20 Jahren sitzen Sie für die 
PSD im Landtag von Baden-Württemberg. Unter 
der PÖD-PSD-Regierung haben Sie 2011 für die 
Abschaffung des Freiwilligen Polizeidienstes ge-
stimmt und halten das nach wie vor für die richti-
ge Entscheidung. Durch Ihre langjährige Erfahrung 
in der Parlamentsarbeit wissen Sie aber auch, 
dass Kompromisse manchmal zielführender sind 
als bloßes Beharren auf der eigenen Meinung. Sie 

Fehler. Insbesondere würde die Glaubwürdigkeit 
der PSD nachhaltig beschädigt, sollte sie für eine 
Wiedereinführung stimmen. Statt potenziell ge-
fährliche Aufgaben an schlecht ausgebildete 
Freiwillige abzugeben, wäre es wichtig, die Poli-
zei mit mehr gut ausgebildetem Personal auszu-
statten. Nur so kann langfristig die Sicherheit der 
Bevölkerung gewährleistet werden. 

könnten sich deshalb als Kompromiss vorstellen, 
den Freiwilligen Polizeidienst als Übergangslösung 
weiterlaufen zu lassen, bis das Land ausreichend 
neue Polizistinnen und Polizisten ausgebildet und 
eingestellt hat. Die Freiwilligen müssten dann aber 
besser ausgebildet werden und sollten regulären 
Polizeikräften nicht gleichgestellt sein. Eine gene-
relle Fortführung oder eine Neuauflage des Diens-
tes lehnen Sie dennoch weiter strikt ab. 

PSD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Backnang

Alter: 56

Beruf: Geschäftsführer/-in

PSD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Schwetzingen

Alter: 61

Beruf: Gymnasiallehrer/-in

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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Sie sind verhältnismäßig jung und bei der letzten 
Wahl in den Landtag von Baden-Württemberg einge-
zogen. Zuvor waren Sie einige Jahre lang Richter/ 
-in am Amtsgericht. Zwar mochten Sie Ihren Beruf 
sehr, aber die Möglichkeit, selbst an der Entstehung 
von Gesetzen mitzuwirken, war schon lange ihr 
Traum. Als Richter/-in wissen Sie, dass Strafverfol-

In Ihrem Wahlkreis Heidenheim im Osten von 
Baden-Württemberg haben Sie einen kleinen Bau-
ernhof, der ein Familienbetrieb ist. Da Sie nun 
Abgeordnete/-r sind, haben Ihre Kinder den Hof 
übernommen. Als Expertin/Experte für die Entwick-
lung des ländlichen Raums und die Landwirtschaft 
haben Sie sich in Ihrer Fraktion einen guten Ruf er-
arbeitet. Das Thema Innere Sicherheit gehört zwar 
nicht zu Ihrem Fachgebiet, aber dennoch finden Sie 

gung ein sehr komplexes Thema ist. Gerade deshalb 
sollten nur gut ausgebildete Polizistinnen und Poli-
zisten diese Tätigkeit ausüben. Dass der Freiwillige 
Polizeidienst abgeschafft wurde, halten Sie nach 
wie vor für richtig. Es muss andere Möglichkeiten 
geben, die Polizei zu entlasten, als Freiwillige in po-
tenziell gefährliche Situationen zu schicken. 

die Abschaffung des Freiwilligen Polizeidienstes 
durch die PSD richtig. Die Polizistinnen und Polizis-
ten sollten eine möglichst gute Ausbildung haben, 
um auf alle Situationen vorbereitet zu sein. Nur un-
ter sehr strengen Auflagen könnten Sie sich den 
Freiwilligen Polizeidienst als Übergangslösung vor-
stellen. Freiwillige sollten auf keinen Fall Schuss-
waffen tragen dürfen. Das ist für Sie eine rote Linie, 
die nicht überschritten werden darf. 

PSD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Mannheim I

Alter: 44

Beruf: Richter/-in

PSD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Heidenheim

Alter: 56

Beruf: Landwirt/-in

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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Vor Ihrer Wahl in den Landtag waren Sie 
Professor/-in für Wirtschaftswissenschaften an ei-
ner Fachhochschule. In der PSD sind Sie schon seit 
über 20 Jahren Mitglied und freuen sich, seit dieser 
Legislaturperiode Ihre Partei und Ihren Wahlkreis 
im Landtag zu vertreten. An der Entscheidung, den 
Freiwilligen Polizeidienst abzuschaffen, waren Sie 
zwar nicht persönlich beteiligt, halten sie aber für 
richtig. Die Freiwilligen würden als billige „Ersatz-

Mit Ihren 70 Jahren gehören Sie zu den ältesten 
Abgeordneten Ihrer Fraktion. Die Erfahrung, die Sie 
mitbringen, möchten Sie gerne einbringen. So sind 
Sie der Überzeugung, dass bei komplizierten Sach-
lagen Kompromisse oft zielführender sind als bloßes 
Beharren auf der eigenen Meinung. Beim Freiwilligen 
Polizeidienst ist es ähnlich: Prinzipiell halten Sie des-
sen Abschaffung zwar für richtig, sehen aber aktuell 

polizistinnen und -polizisten“ eingesetzt, um die 
gravierenden Personalprobleme der Polizei zu ver-
decken. Ziel sollte es eher sein, die Polizei mit gut 
ausgebildeten Fachkräften auszustatten. Sie könn-
ten sich höchstens vorstellen, dem Freiwilligen Po-
lizeidienst für etwa drei Jahre als Übergangslösung 
zuzustimmen. In dieser Zeit sollen genug reguläre 
Polizistinnen und Polizisten ausgebildet werden, 
um die Freiwilligen zu ersetzen. 

keine Mehrheit im Landtag für diese Position. Deshalb 
wäre für Sie ein Kompromiss vorstellbar, in dem der 
Freiwillige Polizeidienst eine Übergangslösung ist. 
Die Freiwilligen sollten nicht dieselben Rechte haben 
wie reguläre Polizistinnen und Polizisten; bei Fragen 
zu Uniformen oder Ausbildung sind Sie jedoch offen 
für kreative Ideen. Wichtig ist Ihnen jedoch auch, nicht 
zu viele Ihrer Positionen aufzugeben. 

PSD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Freiburg II

Alter: 51

Beruf: Professor/-in

PSD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Kirchheim

Alter: 70

Beruf: Rentner/-in

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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Vor Ihrer Wahl in den Landtag waren Sie als 
Chirurg/-in im Klinikum Esslingen tätig. Sie moch-
ten Ihre Arbeit dort; als Sie jedoch vor der letzten 
Wahl die Möglichkeit bekamen, für den Landtag zu 
kandidieren, wollten Sie diese Chance nutzen. Die 
Vielseitigkeit der Arbeit im Landtag fasziniert Sie 
besonders. In den letzten Wochen haben Sie sich 
viel mit der Thematik des Freiwilligen Polizeidiens-
tes auseinandergesetzt. Sie sehen es wie der Groß-

Mit 35 Jahren sind Sie der/die jüngste Abge-
ordnete der PSD im Landtag. Ihnen ist es deshalb 
wichtig, die Interessen der jüngeren Generation 
mit in die Diskussionen einzubringen. Ihrer Mei-
nung nach sollte es Ziel sein, den regulären Poli-
zeidienst für junge Menschen attraktiv zu gestal-
ten. Nur so lassen sich langfristig die personellen 
Probleme der Polizei lösen. Hierzu gehört neben 

teil Ihrer Partei: Die Abschaffung des Freiwilligen 
Polizeidienstes war und ist richtig. Sollte die PSD 
nun für eine Wiedereinführung stimmen, würde das 
die Glaubwürdigkeit der Partei immens beschädi-
gen. Stattdessen sollte die PSD sich dafür einsetz-
ten, dass die Polizei personell verstärkt wird. Eine 
gute Ausbildung ist für Polizistinnen und Polizisten 
enorm wichtig, denn nur so können sie professio-
nell mit gefährlichen Situationen umgehen. 

einer guten Ausbildung und Ausrüstung auch die 
Garantie, nicht ständig Überstunden machen zu 
müssen. Freiwillige Polizistinnen und Polizis-
ten sehen Sie zum einen deshalb sehr skeptisch, 
weil ihnen die nötige Ausbildung fehlt, und zum 
anderen, weil ihr Einsatz nur die Symptome und 
nicht die Ursache der Probleme bei der Polizei be-
kämpft. 

PSD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Esslingen

Alter: 49

Beruf: Arzt/Ärztin

PSD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Tübingen

Alter: 35

Beruf: Ingenieur/-in

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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Rollenprofile PLD

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B2.2 Rollenprofile

Seit nunmehr drei Legislaturperioden sind Sie 
Mitglied im baden-württembergische Landtag und 
damit eine/-r der erfahrensten Abgeordneten. Viele 
Ihrer Kolleginnen und Kollegen im Parlament ver-
trauen auf Ihre Erfahrung. Die Entscheidung der 
damaligen Landesregierung, 2011 den Freiwilligen 
Polizeidienst abzuschaffen und die Polizei zu re-
formieren, hat nicht die versprochenen Ergebnisse 
geliefert. Sie können sich gut vorstellen, den Frei-

Vor Ihrer Wahl in den Landtag waren Sie erfolg-
reiche Unternehmerin/erfolgreicher Unternehmer 
in der Automobilindustrie. Ihre Expertise aus der 
Wirtschaft wollen Sie in Ihre Arbeit im Landtag ein-
bringen. Eines Ihrer Anliegen ist es deshalb, die Poli-
zeiarbeit effizienter zu gestalten. Neben der Einstel-
lung von weiteren Polizistinnen und Polizisten muss 
deren Arbeit erleichtert werden. Dies kann beispiels-

willigen Polizeidienst fortzuführen, allerdings nicht 
in seiner bisherigen Form. Die Freiwilligen sollten 
nicht wie reguläre Polizistinnen und Polizisten auf 
Streife gehen, sondern die Polizei entlasten, indem 
sie auf Stadtfesten etc. eingesetzt werden. Weiter 
können Sie sich vorstellen, dass die Freiwilligen 
enger mit den kommunalen Vollzugsdiensten zu-
sammenarbeiten, beispielsweise auch durch eine 
gemeinsame Ausbildung.

weise dadurch geschehen, dass Freiwillige im Rah-
men des Freiwilligen Polizeidienstes „vollzugsfrem-
de“ Aufgaben übernehmen. Ein großer Vorteil der 
Freiwilligen ist, dass sie das Land verhältnismäßig 
wenig Geld kosten. Eine Fortführung des Freiwilli-
gen Polizeidienstes sollte zwar nicht um jeden Preis 
angestrebt werden; Sie sehen in ihm jedoch großes 
Potenzial für eine effektive Entlastung der Polizei. 

PLD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Schwäbisch Hall

Alter: 54

Beruf: Rechtsanwalt/Rechtsanwältin 

PLD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Freudenstadt

Alter: 46

Beruf: Unternehmer/-in

PLD
Partei der Liberalen Demokratie

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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Nach dem Studium sind Sie in die Landeshaupt-
stadt gezogen, um dort eine Stelle bei einer großen 
Unternehmensberatung anzutreten. Seitdem leben 
Sie mit Ihrer Familie in Stuttgart und fühlen sich 
dort sehr wohl. Ihre Wahl in den Landtag kam un-
verhofft, aber Ihnen gefällt die Arbeit im Parlament. 
Die Thematik des Freiwilligen Polizeidienstes be-
schäftigt Ihre Fraktion schon lange. Darüber, ob die-

Nach dem Medizinstudium in Berlin sind Sie 
wieder in Ihre Heimat zurückgekehrt und betreiben 
nun eine Praxis in Villingen-Schwenningen. Obwohl 
Sie mit Ihrer Arbeit schon sehr ausgelastet waren, 
haben Sie sich in der PLD engagiert und wurden 
bei der letzten Wahl in den Landtag gewählt. Mit 
der Position der PLD zum Freiwilligen Polizeidienst 
stimmen Sie überein. Sie sehen sich aber auch als 
pragmatische Politikerin/pragmatischen Politiker, 
die/der Kompromisse für einen zielführenderen 
Weg hält. So sind Sie bei den Themen Schusswaf-

ser Dienst überhaupt fortgeführt werden soll, sind 
Sie sich bisher nicht einig. Sie glauben nicht daran, 
dass die Freiwilligen die Polizei spürbar entlasten 
können. Sollte jedoch ein vielversprechender Vor-
schlag vorgebracht werden, wären Sie geneigt, die-
sem zuzustimmen. Denn bei einem ist sich die PLD 
durchaus einig: Die Polizei muss wieder mehr Zeit 
für ihre eigentlichen Aufgaben haben.

fen und Ausbildung der Freiwilligen kompromiss-
bereit, solange das eigentliche Ziel der PLD, die 
Entlastung der Polizei, erreicht wird. Beim Thema 
Ausschluss von Extremismusverdachtsfällen sind 
Sie dafür, jeden Fall einzeln und sehr genau zu prü-
fen. Personen schon beim geringsten Verdacht auf 
Extremismus auszuschließen, halten Sie für wenig 
zielführend. Sollten nach der Prüfung allerdings 
weiter Zweifel bestehen, so ist es Ihrer Meinung 
nach besser, die betreffenden Personen vom Dienst 
auszuschließen. 

PLD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Stuttgart II

Alter: 60

Beruf: Unternehmensberater/-in 

PLD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Villingen-Schwenningen

Alter: 51

Beruf: Ärztin/Arzt 

PLD
Partei der Liberalen Demokratie

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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Schon während Ihres Studiums haben Sie sich 
in der PLD engagiert und wurden bei der letzten 
Wahl auf Anhieb in den Landtag gewählt. Aus ak-
tuellem Anlass haben Sie sich bereits viel mit der 
Thematik des Freiwilligen Polizeidienstes ausei-
nandergesetzt. Die Polizei muss endlich effektiv 
entlastet werden, sodass sie wieder ihren eigent-
lichen Aufgaben nachgehen kann. Der Freiwillige 
Polizeidienst kann aus Ihrer Sicht eine Möglichkeit 

Sie betreiben in Ihrer Heimatstadt Nürtingen ei-
nen mittelständischen Handwerksbetrieb in zwei-
ter Generation. Nach Ihrer Wahl in den Landtag hat 
zwar Ihre Tochter den Betrieb übernommen, den-
noch lassen Sie es sich nicht nehmen, ab und zu 
selbst mit anzupacken. Seit Sie Mitglied des Land-
tags sind, haben Sie sich mit den unterschiedlichs-
ten Themen auseinandergesetzt, so auch mit der 
Thematik des Freiwilligen Polizeidienstes. Ihnen ist 
dabei wichtig, dass Streifendienst nur von regulären 

sein, das zu erreichen. Allerdings warnen Sie sehr 
davor, die Wirkung der Freiwilligen zu überschät-
zen. Diese können zwar „vollzugsfremde“ Aufga-
ben übernehmen oder bei Stadtfesten zum Einsatz 
kommen, jedoch muss die Polizei im Allgemeinen 
gestärkt werden. Der Freiwillige Polizeidienst kann 
eine Möglichkeit dafür sein. Zustimmen können Sie 
dem aber nur, wenn die regulären Polizistinnen und 
Polizisten effektiv entlastet werden. 

Polizistinnen und Polizisten durchgeführt werden 
darf. Eine prinzipielle Fortsetzung des Freiwilligen 
Polizeidienstes können Sie sich vorstellen, sofern 
die Polizei dadurch wirklich entlastet wird. Ob die 
Freiwilligen Schusswaffen tragen dürfen oder nicht 
und ob schon ein vager Extremismusverdacht zum 
Ausschluss aus dem Dienst führen sollte, ist Ihnen 
dabei nicht allzu wichtig. Das sind lediglich Details. 
Der PLD und Ihnen geht es darum, die eigentlichen 
Probleme der Polizei zu lösen. 

PLD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Bodensee

Alter: 42

Beruf: Professor/-in

PLD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Nürtingen 

Alter: 58

Beruf: Handwerksmeister/-in

PLD
Partei der Liberalen Demokratie

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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Sie betreiben im Remstal bei Stuttgart ein Wein-
gut und produzieren dort Ihren eigenen Wein. Seit 
der letzten Legislaturperiode gehören Sie außer-
dem dem Landtag an. Seither haben Ihre Fraktion 
und Sie sich viel mit dem Freiwilligen Polizeidienst 
auseinandergesetzt. Prinzipiell könnten Sie sich 
eine Fortführung des Dienstes vorstellen, wenn 
dadurch die Polizei wirklich entlastet würde. Das 
kann aus Ihrer Sicht aber nur geschehen, wenn die 
Freiwilligen „vollzugsfremde“ Aufgaben überneh-

Sie gehören mit Ihren 48 Jahren zu den jüngeren 
Abgeordneten Ihrer Fraktion, obwohl Sie nun schon 
die zweite Legislaturperiode Mitglied des Landtags 
sind. Schon lange befasst sich Ihre Faktion mit der 
Thematik des Freiwilligen Polizeidienstes. Dass die 
Entlastung der Polizei Priorität hat, ist für Sie und 
Ihre Partei ein wichtiges Anliegen. Wenn es den 
Freiwilligen erlaubt wird, „vollzugsfremde“ Aufga-
ben zu übernehmen oder bei Stadtfesten für die Si-
cherheit zu sorgen, können Sie sich die Fortführung 
des Freiwilligen Polizeidienstes durchaus vorstel-

men. Streifendienste kommen für Sie überhaupt 
nicht in Frage. Ihnen ist es wichtig, dass Extremis-
tinnen und Extremisten konsequent aus dem Dienst 
ausgeschlossen werden. Hier muss das Land klare 
Haltung zeigen und sich für die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung einsetzen. Dennoch sollte 
in jedem Verdachtsfall einzeln geprüft werden, ob 
die Person als Extremist/-in einzustufen ist oder 
nicht. Ein bloßer Verdacht darf in einem Rechts-
staat noch kein Ausschlussgrund sein. 

len. Wichtig ist Ihnen aber auch, an die Bevölkerung 
zu appellieren, nicht für jeden unwichtigen Fall die 
Polizei zu rufen. Außerdem wäre eine Stärkung der 
kommunalen Vollzugsdienste eine Option, sodass 
diese „unwichtige“ Fälle bearbeiten könnten. Weiter 
sollte man über eine gemeinsame Ausbildung der 
Freiwilligen und der Bediensteten der kommunalen 
Vollzugsdienste nachdenken. Eine bessere Ausbil-
dung der Freiwilligen würde es auch erlauben, dass 
sie weitere Aufgaben übernehmen und Demokratie 
erleben könnten. 

PLD-Rolle 7

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Waiblingen

Alter: 50

Beruf: Winzer/-in

PLD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Bretten

Alter: 48

Beruf: Informatiker/-in

PLD
Partei der Liberalen Demokratie

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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Kurz nach der Gründung sind Sie Mitglied der 
PAD geworden und haben dort schnell Karriere 
gemacht. Inzwischen sind Sie eine/-r der erfah-
rensten Abgeordneten der PAD. Einer der Gründe 
für Ihren Eintritt in die PAD war, dass Sie verärgert 
darüber waren, wie sehr die anderen Parteien das 
Thema der Inneren Sicherheit in den letzten Jah-
ren vernachlässigt haben. Der Freiwillige Polizei-
dienst ist eine wichtige und sinnvolle Maßnahme, 

Vor dem Eintritt in die PAD und der Wahl in den 
Landtag waren Sie Lehrer/-in an einer Realschule 
in der Nähe von Eppingen, wo Sie immer noch mit 
Ihrer Familie wohnen. Neben der Bildungspolitik 
liegt Ihnen auch die Innere Sicherheit in Baden-
Württemberg am Herzen. Schließlich wollen Sie, 
dass Ihre Familie sich in ihrer Heimat sicher füh-
len kann. Der Freiwillige Polizeidienst ist für Sie 
eine sinnvolle Möglichkeit, das Sicherheitsgefühl 

um die personellen Engpässe bei der Polizei aus-
zugleichen. Für diese Engpässe machen Sie die 
PÖD und die PSD verantwortlich. Sie lassen kei-
ne Möglichkeit ungenutzt, die beiden Parteien für 
die Abschaffung des Freiwilligen Polizeidienstes 
zu kritisieren.  Weiter sollte jede deutsche Staats-
bürgerin und jeder deutsche Staatsbürger die 
Möglichkeit haben, einen Beitrag zur Sicherheit 
Deutschlands zu leisten.

der Bevölkerung zu erhöhen. Dafür müssen die 
Freiwilligen aber natürlich auch auf Streife ge-
hen dürfen. Prinzipiell haben Sie kein Problem 
damit, wenn Menschen ohne deutsche Staatsbür-
gerschaft als Freiwillige die Polizei unterstützen, 
können aber die Bedenken innerhalb Ihrer Partei 
verstehen. Wichtig ist Ihnen jedoch in erster Linie, 
dass die Polizei durch möglichst viele Freiwillige 
entlastet wird. 

PAD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Bruchsal

Alter: 53

Beruf: Steuerberater/-in

PAD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Eppingen

Alter: 48

Beruf: Wirtschaftsingenieur/-in

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B2.2 Rollenprofile
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Vor einigen Jahren haben Sie sich selbständig 
gemacht und haben seitdem einen kleinen Hand-
werksbetrieb mit fünf Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern. In die PAD sind Sie eingetreten, weil Sie 
mit der Politik in Baden-Württemberg unzufrieden 
waren. Ob Bildungspolitik, Wirtschaft oder Inne-
re Sicherheit – die anderen Parteien haben schon 
seit Jahren kein richtiges Konzept mehr. Besonders 
deutlich wird das beim Thema Freiwilliger Polizei-

Nach dem Jurastudium sind Sie mit Ihrer Part-
nerin/Ihrem Partner nach Pforzheim gezogen und 
haben dort Ihre eigene Kanzlei eröffnet, die Sie 
bis heute betreiben. Von Berufs wegen kennen 
Sie sich bereits gut mit dem Thema der Inneren 
Sicherheit aus. Sie halten die Abschaffung des 
Freiwilligen Polizeidienstes für einen Fehler, den 
man so schnell wie möglich rückgängig machen 
sollte. Die Freiwilligen sind eine gute Möglichkeit, 

dienst. Obwohl die Polizei personell stark unterbe-
setzt ist, haben PÖD und PSD den Freiwilligen Poli-
zeidienst faktisch abgeschafft. Ihrer Meinung nach 
sollte der Dienst nicht nur weitergeführt, sondern 
sogar gestärkt werden. Es braucht mehr Freiwilli-
ge, um die Polizei effektiv zu entlasten. Dafür soll-
te das Land Baden-Württemberg den Freiwilligen 
Polizeidienst gezielt bewerben, um möglichst viele 
Bürger/-innen dafür zu gewinnen. 

die Polizei bei ihren Aufgaben zu entlasten, vor-
ausgesetzt, sie haben dieselben Rechte wie regu-
läre Polizistinnen und Polizisten. „Bürger/-innen 
in Uniform“ erhöhen außerdem die Akzeptanz der 
Polizei in der Bevölkerung. Ihnen ist jedoch wich-
tig, dass die Freiwilligen die deutsche Staatsan-
gehörigkeit besitzen. Die Ausübung einer so wich-
tigen hoheitlichen Aufgabe durch Nichtdeutsche 
sehen Sie sehr kritisch. 

PAD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Singen

Alter: 42

Beruf: Handwerksmeister/-in

PAD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Pforzheim

Alter: 50

Beruf: Rechtsanwältin/Rechtsanwalt
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Seit über 30 Jahren sind Sie glücklich verhei-
ratet, haben drei Kinder und leben in Schwäbisch 
Gmünd. In der PAD haben Sie nach langem Suchen 
Ihre politische Heimat gefunden. Bei den aller-
meisten Themen sind Sie mit Ihrer Partei einer 
Meinung. Auch was den Freiwilligen Polizeidienst 
angeht, sind Sie für eine Fortführung. Nur so kann 
die Polizei langfristig gestärkt werden. Dass die 
Freiwilligen dieselben Rechte haben sollten wie 

Sie sind bereits seit der Gründung Mitglied der 
PAD. Das Thema Innere Sicherheit ist nicht nur 
Kernthema der PAD, sondern liegt Ihnen auch per-
sönlich sehr am Herzen. Als ehemalige Polizistin/ 
ehemaliger Polizist befürworten Sie eine Fortfüh-
rung bzw. Wiedereinführung des Freiwilligen Po-
lizeidienstes. Sie wissen aus eigener Erfahrung, 
dass die Polizei personell unterbesetzt ist und zu-

reguläre Polizistinnen und Polizisten, ist für Sie 
selbstverständlich. Auch Ausländer/-innen könn-
ten Ihrer Ansicht nach freiwilligen Polizeidienst 
leisten, sofern sie sich an die Gesetze in Deutsch-
land halten. Wichtig ist Ihnen jedoch auch, dass die 
Fraktion in dieser Frage geschlossen auftritt. Sie 
wollen der Bevölkerung zeigen, dass die PAD sich 
in Fragen der Inneren Sicherheit einig ist. 

nehmend umfangreichere Aufgaben übernehmen 
muss. Freiwillige haben die Polizei bei ihrer Arbeit 
unterstützt und entlastet. Sie sehen keinen Grund, 
warum das nicht weitergeführt werden sollte. Da-
mit die Freiwilligen eine wirkliche Entlastung dar-
stellen, müssen sie jedoch unbedingt dieselben 
Rechte wie reguläre Polizistinnen und Polizisten 
haben und auch Schusswaffen tragen dürfen.

PAD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Schwäbisch Gmünd

Alter: 61

Beruf: Unternehmer/-in

PAD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Hechingen-Münsingen

Alter: 57

Beruf: Personenschützer/-in
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Sie leben mit Ihrer Partnerin/Ihrem Partner im 
Norden von Baden-Württemberg und haben sich dort 
den Traum eines eigenen Hauses verwirklicht. Sie 
waren lange politisch nicht sehr aktiv, haben dann 
aber in der PAD Ihre politische Heimat gefunden. 
Seitdem engagieren Sie sich in der PAD und sind bei 
der letzten Wahl in den Landtag gewählt worden. 
Schon immer war Ihnen das Thema Innere Sicher-
heit wichtig, weshalb Sie sich insbesondere mit dem 
Freiwilligen Polizeidienst befasst haben. Für Sie ist 
es klar, dass dieser Dienst fortgeführt werden muss. 

Sie leben mit Ihrer Partnerin/Ihrem Partner 
und Ihren zwei Kindern schon lange in Rottweil 
und fühlen sich dort sehr wohl. Seit dieser Le-
gislaturperiode sind Sie außerdem Mitglied des 
Landtags. Sie sehen sich selbst als moderate Kraft 
innerhalb der PAD und versuchen durch seriöses 
Auftreten auch für bürgerliche Schichten wählbar 
zu sein. Auch wenn Sie inhaltlich beim Freiwilligen 

Die Freiwilligen leisten wichtige Arbeit und entlas-
ten die regulären Polizistinnen und Polizisten. Das 
Tragen von Schusswaffen halten Sie für sinnvoll 
und wichtig für die Ausübung des Dienstes. Den Vor-
schlag, eine Person bereits beim Verdacht auf Ex-
tremismus vom Dienst auszuschließen, halten Sie 
rechtlich für problematisch und unverhältnismäßig. 
Ein Verdacht muss gut begründet sein; andernfalls 
könnte schon das reine Äußern von Kritik an der Re-
gierung zu einem Ausschluss aus dem Freiwilligen 
Polizeidienst führen. 

Polizeidienst mit der Position Ihrer Partei über-
einstimmen, halten Sie es für wenig zielführend, 
die Diskussion um den Ausschluss von Nichtdeut-
schen aus dem Dienst in die Öffentlichkeit zu tra-
gen. Die PAD soll als eine Partei wahrgenommen 
werden, die sich um die Sicherheit der Bevölke-
rung kümmert und die Polizei stärkt. 

PAD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Neckarsulm

Alter: 69

Beruf: Rentner/-in

PAD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Rottweil

Alter: 55

Beruf: Apotheker/-in
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B3 Arbeitsauftrag Abgeordnete

Arbeitsauftrag für Abgeordnete des baden-württembergischen Landtags

Sie als Abgeordnete bzw. Abgeordneter gehören einer Fraktion an. Allerdings sind Sie im Zweifel nur 
an Ihr eigenes Gewissen gebunden, denn wie alle Abgeordneten besitzen Sie ein freies Mandat. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

1. Stellen Sie sich kurz mit Namen vor.

2.  Wählen Sie einen Fraktionsvorsitzenden oder eine Fraktionsvorsitzende, der 
bzw. die die Fraktion nach außen vertritt und die Fraktionssitzungen leitet.

3.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

4.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Ein Fraktionsmitglied trägt die Stellungnahme im Plenum vor, 
damit die anderen Fraktionen Ihre Sicht kennenlernen.

5.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied gehört einem Ausschuss an. Entscheiden 
Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht.

6.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss

7.  Setzen Sie sich mit den anderen Fraktionsmitgliedern zusammen, die im 
selben Ausschuss sitzen. Bereiten Sie den Ausschuss gemeinsam inhaltlich 
vor. Dafür müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren 
Sie diese Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im 
Szenario. 

ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Nehmen Sie gemeinsam mit allen anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. 
Achten Sie auf die Argumente der anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen.
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Platz für Notizen:

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

1.  Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und 
die Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte?  
Welche der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt. 

4.  Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält. 

ZWEITE BERATUNG 
(Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B3 Arbeitsauftrag Abgeordnete
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B4.1 Arbeitsauftrag Landtagspräsident/-in

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie nehmen zu Beginn der Sitzung als Abgeordnete/-r teil. 

1. Stellen Sie sich kurz mit Namen vor. 

2.  Wählen Sie einen Fraktionsvorsitzenden oder eine Fraktionsvorsitzende, der 
bzw. die die Fraktion nach außen vertritt und die Fraktionssitzungen leitet.

 
3.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 

oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

4.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Ein Fraktionsmitglied trägt die Stellungnahme im Plenum vor, 
damit die anderen Fraktionen Ihre Sicht kennenlernen.

5.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied gehört einem Ausschuss an. Entscheiden 
Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht.

6.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

7.  Setzen Sie sich mit den anderen Fraktionsmitgliedern zusammen, die im 
selben Ausschuss sitzen. Bereiten Sie den Ausschuss gemeinsam inhaltlich 
vor. Dafür müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren 
Sie diese Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im 
Szenario.

Sie müssen die Fraktionssitzung während der 7. Aufgabe verlassen, um sich 
auf die anstehende erste Beratung vorzubereiten. Lesen Sie dazu das entspre-
chende Redemanuskript, das Sie von der Landtagsverwaltung erhalten, und 
prüfen Sie, ob alle Textlücken ausgefüllt und unnötige Doppelformulierungen 
durchgestrichen sind. Das trägt zu einem flüssigen Vortrag der Rede bei.

Arbeitsauftrag für den Präsidenten bzw. die Präsidentin des baden-württembergi-
schen Landtags

Als Landtagspräsident/-in leiten Sie die Plenarsitzungen des Landtags. Sie eröffnen und schließen 
die Sitzungen. Außerdem erteilen oder entziehen Sie den Abgeordneten das Wort. Dabei ist es wichtig, 
dass Sie diese Aufgaben unparteiisch wahrnehmen und keine Fraktion bevorzugen oder benachteiligen. 
Außerhalb Ihrer Funktion als Landtagspräsident/-in sind Sie ganz normale/-r Abgeordnete/-r. Im Zwei-
fel sind Sie nur an Ihr eigenes Gewissen gebunden, denn wie alle Abgeordneten besitzen Sie ein freies 
Mandat.

Die Verwaltung des Landtags unterstützt Sie jederzeit bei Ihren Aufgaben!

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Leiten Sie die erste Plenarsitzung anhand des entsprechenden Redemanu-
skriptes.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Vertreten Sie die Position 
Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre Ziele in die Empfehlung bzw. 
Beschlussempfehlung einzubringen.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Zunächst nehmen Sie als Abgeordnete/-r an dieser Sitzung teil. 

1.  Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und 
die Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte? Wel-
che der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung nicht gut, können Sie einen 
Änderungsantrag einbringen. Dafür können Sie mit anderen Fraktionen zu-
sammenarbeiten. Über die Änderungsanträge wird im Plenum abgestimmt. 

4.  Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält. 

Sie müssen die Fraktionssitzung einige Minuten vor Ende der Sitzung verlas-
sen, um sich auf die zweite Plenarsitzung vorzubereiten. Lesen Sie dazu das 
entsprechende Redemanuskript und prüfen Sie, ob alle Textlücken ausgefüllt 
und unnötige Doppelformulierungen durchgestrichen sind.

ZWEITE  BERATUNG 
(Plenum) 

Leiten Sie die zweite Beratung anhand des entsprechenden Redemanuskripts 
und der darin enthaltenen Regieanweisungen. Auch Sie haben bei den Abstim-
mungen eine Stimme.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B4.1 Arbeitsauftrag Landtagspräsident/-in

Platz für Notizen:



86 Die Gesetzgebung im Landtag

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B4.2 Redemanuskript Landtagspräsident/-in 1. Beratung

 Rede 1

Landtag von Baden-Württemberg

1. Beratung 

Redemanuskript Landtagspräsident/-in

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich begrüße Sie herzlich zur heutigen Plenarsitzung des Landtags von Baden-Württemberg. Heute 
befassen wir uns mit einem Gesetzentwurf der ____________. Der entsprechende Entwurf ist Ihnen 
zugegangen.

Wir beginnen jetzt mit dem ersten und zugleich einzigen Punkt der heutigen Tagesordnung:
„Erste Beratung des von der ____________ eingebrachten Gesetzentwurfs zur Änderung des Geset-
zes über den Freiwilligen Polizeidienst (FPolDG) in Baden-Württemberg“

Bevor der Gesetzentwurf an die zuständigen Ausschüsse überwiesen wird, wird er ein erstes Mal 
im Plenum diskutiert. Zunächst stellt ihn eine Vertreterin/ein Vertreter der ____________ vor, die den 
Gesetzentwurf (mit) eingebracht hat. Frau/Herr _____________________________, Sie haben für vier 
Minuten das Wort.
(Rede)

Meine Damen und Herren, nun können alle anderen Fraktionen Stellung zum Gesetzentwurf be-
ziehen. Für diese Aussprache hat das Präsidium eine Redezeit von vier Minuten je Fraktion festgelegt. 
Zunächst hat für die Fraktion der _____ die/der Abgeordnete _______________________ das Wort. 
(Rede)
Für die Fraktion der PSD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________.  
(Rede)
Für die Fraktion der PLD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)
Für die Fraktion der PAD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)

Ich schlage nun eine Überweisung an die Ausschüsse zur weiteren Befassung vor. Dies sind feder-
führend der Ausschuss des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen und in mitberatender Funkti-
on der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Integration.
(Kurz warten) 
Hierzu sehe ich keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.
Damit schließe ich die erste Beratung des Gesetzentwurfs zur Änderung des Gesetzes über den Frei-
willigen Polizeidienst in Baden-Württemberg.

Ich danke Ihnen allen für die gute Zusammenarbeit während der Plenarsitzung und wünsche er-
giebige Beratungen in den Ausschüssen.
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B4.2 Redemanuskript Landtagspräsident/-in 2. Beratung

 Rede 2/Seite 1

Landtag von Baden-Württemberg

2. Beratung 

Redemanuskript Landtagspräsident/-in

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich begrüße Sie zu unserer heutigen Plenardebatte. Ich rufe den ersten und einzigen Tagesord-
nungspunkt auf: „Zweite Beratung des von der ____________ eingebrachten Gesetzentwurfs zur Än-
derung des Gesetzes über den Freiwilligen Polizeidienst (FPolDG) in Baden-Württemberg“

Ich bitte die Vorsitzende/den Vorsitzenden des federführenden Ausschusses des Inneren, für Digi-
talisierung und Kommunen, uns die Beschlussempfehlung des Ausschusses vorzutragen. Frau/Herr 
___________________, Sie haben für vier Minuten das Wort. 
(Rede)

Ich bitte nun die Fraktionen zur Aussprache über diesen Gesetzentwurf. Für diese Aussprache hat 
das Präsidium eine Redezeit von drei Minuten je Fraktion festgelegt. 

Zunächst hat das Wort die/der Abgeordnete ________________ für die Fraktion der PÖD. 
(Rede)
Für die Fraktion der PCD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________.
(Rede)
Für die Fraktion der PSD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)
Für die Fraktion der PLD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)
Für die Fraktion der PAD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)

Jetzt werden wir nacheinander über die vorliegenden Änderungsanträge abstimmen. Sie können 
den Änderungsanträgen entweder zustimmen, sie ablehnen oder sich enthalten. Heben Sie dafür 
bitte jeweils eine Hand. Sie haben bei jedem Änderungsantrag jeweils eine Stimme. 

Änderungsantrag der ____-Fraktion. 
(Änderungsantrag vorlesen)
Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? 
(Kurz warten und Stimmen zählen)
Wer stimmt dagegen? 
(Kurz warten und Stimmen zählen)
Wer enthält sich? 
(Kurz warten und Stimmen zählen)
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B4.2 Redemanuskript Landtagspräsident/-in 2. Beratung

 Rede 2/Seite 2

Landtag von Baden-Württemberg

2. Beratung (Forts.)  

____ Abgeordnete haben dafür gestimmt, ____ dagegen, ____ haben sich enthalten. Damit ist der  
Änderungsantrag der _____-Fraktion (nicht) angenommen. 
(Dieses Verfahren für alle Änderungsanträge wiederholen)

Nun kommen wir zur Abstimmung über das gesamte Gesetz in der vom federführenden Aus-
schuss vorgelegten Form (inklusive der soeben angenommenen Änderungsanträge).
Wer stimmt für das gesamte Gesetz inklusive aller angenommenen Änderungen? 
(Kurz warten und Stimmen zählen) 
Wer stimmt dagegen? 
(Kurz warten und Stimmen zählen) 
Wer enthält sich? 
(Kurz warten und Stimmen zählen) 
____ Abgeordnete haben für das Gesetz gestimmt, ____ dagegen, ____ haben sich enthalten.

Somit ist das Gesetz (nicht) angenommen. Die heutige Plenarsitzung ist damit beendet. Sehr ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bedanke mich bei Ihnen für die aktive Teilnahme und konstrukti-
ve Mitarbeit. Ich erkläre die Simulationsphase des Planspiels für beendet. 
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.1 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r PÖD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion  

Sie sind Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Ihre Fraktion stellt den bzw. die Vorsitzende des federführenden Ausschus-
ses des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen. Einigen Sie sich demo-
kratisch, wer diese wichtige moderierende Aufgabe übernehmen darf. Teilen 
Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

6.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Fraktions-
vorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE BERATUNG 
(Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.1 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r PÖD-Fraktion

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.2 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r PCD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PCD-Fraktion 

Sie sind Vorsitzende/-r der PCD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Ihre Fraktion stellt den bzw. die Vorsitzende des mitberatenden Ausschus-
ses für Soziales, Gesundheit und Integration. Einigen Sie sich demokratisch, 
wer diese wichtige moderierende Aufgabe übernehmen darf. Teilen Sie den 
Namen der Landtagsverwaltung mit.

6.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Fraktions-
vorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE BERATUNG 
(Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab. 

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.2 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r PCD-Fraktion

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.3 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r PSD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PSD-Fraktion

Sie sind Vorsitzende/-r der PSD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Fraktions-
vorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE BERATUNG 
(Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.3 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r PSD-Fraktion

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.4 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r PLD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PLD-Fraktion

Sie sind Vorsitzende/-r der PLD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Fraktions-
vorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE BERATUNG 
(Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.4 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r PLD-Fraktion

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.5 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r PAD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PAD-Fraktion

Sie sind Vorsitzende/-r der PAD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Fraktions-
vorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE BERATUNG 
(Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.5 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r PAD-Fraktion
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Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des mitberatenden Ausschusses

Sie sind Vorsitzende/-r des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Integration.
Die Ausschüsse sind Expertengruppen, in denen Abgeordnete über spezielle Themenbereiche diskutieren. 
Der Gesetzentwurf wird dabei inhaltlich diskutiert und die Argumente aller Fraktionen abgewogen. Das Ziel 
ist es, eine mehrheitliche Empfehlung für den federführenden Ausschuss abzugeben.

Sie übernehmen dabei die Moderation. Leiten Sie den Ausschuss daher möglichst neutral. Sie achten dar-
auf, dass die Abgeordneten fair zu Wort kommen und sich gegenseitig aussprechen lassen. Als Vermittler/-in 
sorgen Sie dafür, dass alle relevanten Aspekte diskutiert werden. Gegebenenfalls schlagen Sie Kompromisse 
vor. Sie sind dafür verantwortlich, dass der Ausschuss seine Empfehlung pünktlich vorlegt.

Beachten Sie, dass Sie als Ausschussvorsitzende/-r auch gleichzeitig Abgeordnete/-r, Partei- und Frak-
tionsmitglied sind.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie nehmen als Fraktionsmitglied an der Sitzung teil.

ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Nehmen Sie gemeinsam mit allen anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. 
Notieren Sie sich die wichtigsten Punkte aus den Reden der anderen Fraktio-
nen. Als Ausschussvorsitzende/-r ist es Ihnen wichtig, alle Argumente (auch 
unabhängig von Ihrer Partei) zu kennen und stets nach Kompromissen zu 
suchen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Sie leiten die Ausschusssitzung. Sie rufen die Ausschussmitglieder nach einem 
Handzeichen auf. Eventuell kann Ihnen eine Liste der Wortmeldungen helfen, 
den Überblick zu behalten. Achten Sie darauf, dass alle Fraktionen gleichbe-
rechtigt zu Wort kommen. Teilen Sie sich die Zeit so ein, dass Ihr Ausschuss 
pünktlich eine Empfehlung abgeben kann. Nutzen Sie die entsprechende Vor-
lage, um sich während der Sitzung Notizen zu den Positionen der unterschied-
lichen Fraktionen zu machen. Das erleichtert Ihnen nachher die Abstimmung 
über eventuelle Änderungen des Gesetzentwurfs. 

Die Ausschusssitzung läuft folgendermaßen ab:

1. Sie begrüßen alle Kolleginnen und Kollegen zur Ausschusssitzung.

2.  Die Fraktionen können kurz ihre Positionen vorstellen. Sind sie für oder 
gegen den Gesetzentwurf? Welche Punkte sind der jeweiligen Fraktion 
besonders wichtig? Das bleibt zunächst unkommentiert. Sie können dadurch 
mögliche Diskussionspunkte erkennen und sich notieren.

3.  Über den Gesetzentwurf wird inhaltlich diskutiert. Welche Aspekte sollten 
wegfallen, neu hinzukommen oder verändert werden? Achten Sie darauf, 
dass Sie hauptsächlich über Aspekte diskutieren, für die Ihr Ausschuss 
zuständig ist (siehe Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario). Zum Ab-
schluss jeden Aspekts führen Sie eine Abstimmung durch.

4.  Verfassen Sie eine Empfehlung. Darin soll die mehrheitliche Meinung der 
Ausschussmitglieder deutlich werden. Begründen Sie die Ansichten des 
Ausschusses, damit Ihre Kolleginnen und Kollegen, die an der Sitzung nicht 
teilgenommen haben, die Empfehlung nachvollziehen können.

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie zusätzlich folgende Aufgaben:

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.6 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r mitberatender Ausschuss
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ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

1.  Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und die 
Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschus-
ses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür können 
Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Änderungsanträge 
wird im Plenum abgestimmt. 

4.  Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält.

ZWEITE BERATUNG 
(Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den  
Gesetzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.6 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r mitberatender Ausschuss

Platz für Notizen:
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ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie nehmen als Fraktionsmitglied an der Sitzung teil.

ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Nehmen Sie gemeinsam mit allen anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. 
Notieren Sie sich die wichtigsten Punkte aus den Reden der anderen Fraktio-
nen. Als Ausschussvorsitzende/-r ist es Ihnen wichtig, alle Argumente (auch 
unabhängig von Ihrer Partei) zu kennen und stets nach Kompromissen zu 
suchen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Sie leiten die Ausschusssitzung. Sie rufen die Ausschussmitglieder nach einem 
Handzeichen auf. Eventuell kann Ihnen eine Liste der Wortmeldungen helfen, 
den Überblick zu behalten. Achten Sie darauf, dass alle Fraktionen gleichbe-
rechtigt zu Wort kommen. Teilen Sie sich die Zeit so ein, dass Ihr Ausschuss 
pünktlich eine Beschlussempfehlung abgeben kann. Nutzen Sie die entspre-
chende Vorlage, um sich während der Sitzung Notizen zu den Positionen der 
unterschiedlichen Fraktionen zu machen; das erleichtert Ihnen nachher die 
Abstimmung über eventuelle Änderungen des Gesetzentwurfs.

Die Ausschusssitzung läuft folgendermaßen ab:

1. Sie begrüßen alle Kolleginnen und Kollegen zur Ausschusssitzung.

2.  Die Fraktionen können kurz ihre Positionen vorstellen. Sind sie für oder 
gegen den Gesetzentwurf? Welche Punkte sind der jeweiligen Fraktion 
besonders wichtig? Das bleibt zunächst unkommentiert. Sie können dadurch 
mögliche Diskussionspunkte erkennen und sich notieren.

3.  Informieren Sie Ihren Ausschuss über die Empfehlung des mitberatenden 
Ausschusses. Wie wurde diese Empfehlung begründet?

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.7 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r federführender Ausschuss

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie zusätzlich folgende Aufgaben:

Sie sind Vorsitzende/-r des  Ausschusses des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen.
Die Ausschüsse sind Expertengruppen, in denen Abgeordnete über spezielle Themenbereiche diskutie-
ren. Der Gesetzentwurf wird dabei inhaltlich diskutiert und die Argumente aller Fraktionen abgewogen. 
Das Ziel ist es, eine mehrheitliche Beschlussempfehlung für die zweite Beratung im Plenum abzugeben.

Sie übernehmen dabei die Moderation. Leiten Sie den Ausschuss daher möglichst neutral. Sie ach-
ten darauf, dass die Abgeordneten fair zu Wort kommen und sich gegenseitig aussprechen lassen. Als 
Vermittler/-in sorgen Sie dafür, dass alle relevanten Aspekte diskutiert werden. Gegebenenfalls schlagen 
Sie Kompromisse vor. Sie sind dafür verantwortlich, dass der Ausschuss seine Beschlussempfehlung 
pünktlich vorlegt.

Beachten Sie, dass Sie als Ausschussvorsitzende/-r auch gleichzeitig Abgeordnete/-r, Partei- und 
Fraktionsmitglied sind.

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des federführenden Ausschusses
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.7 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r federführender Ausschuss

AUSSCHUSSSITZUNG
(Fortsetzung)

4.  Über den Gesetzentwurf wird inhaltlich diskutiert. Welche Aspekte sollten 
wegfallen, neu hinzukommen oder verändert werden? Achten Sie darauf, 
dass Sie hauptsächlich über Aspekte diskutieren, für die Ihr Ausschuss zu-
ständig ist (siehe Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario). Berücksichti-
gen Sie die Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses. Zum Abschluss 
jeden Aspekts führen Sie eine Abstimmung durch. 

5.  Verfassen Sie eine Beschlussempfehlung. Darin soll die mehrheitliche 
Meinung der Ausschussmitglieder deutlich werden. Begründen Sie die 
Ansichten des Ausschusses, damit Ihre Kolleginnen und Kollegen, die an der 
Sitzung nicht teilgenommen haben, die Empfehlung nachvollziehen können.

6.  Als Ausschussvorsitzende/-r müssen Sie die Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses in der zweiten Beratung vorstellen. Notieren Sie 
sich wichtige Punkte oder schreiben Sie bis zur zweiten Beratung eine Rede.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

1.  Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und die 
Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung nicht gut, können Sie einen Än-
derungsantrag einbringen. Dafür können Sie mit anderen Fraktionen zusam-
menarbeiten. Über die Änderungsanträge wird im Plenum abgestimmt. 

4.  Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält. 

ZWEITE BERATUNG 
(Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Als Vorsitzende/-r des 
federführenden Ausschusses stellen Sie die Beschlussempfehlung Ihres Aus-
schusses vor. Sie stimmen über den Gesetzentwurf und mögliche Änderungs-
anträge mit ab.

Platz für Notizen:
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.1 Vorlage Notizen Ausschussvorsitzende/-r

Vorlage Notizen Ausschussvorsitzende/-r

D
IS

K
U

S
S

IO
N

S
TH

EM
A

P
S

D
P

Ö
D

P
LD

P
CD

PA
D

Hinweis: Die Reihenfolge der Fraktionen gibt die Sitzordnung im Ausschuss aus Sicht des Vorsitzes von links nach rechts vor.
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Vorlage Empfehlung des mitberatenden Ausschusses
 
Der mitberatende Ausschuss schlägt dem federführenden Ausschuss mehrheitlich folgende  
Änderungen des vorliegenden Gesetzentwurfs vor:

§___ Absatz (___) Satz ___ des vorliegenden Gesetzentwurfs soll
 nicht aufgenommen werden.
 in der folgenden veränderten Version aufgenommen werden:

  Folgende Formulierung soll zusätzlich in den Gesetzentwurf aufgenommen werden, und zwar 
als Absatz (___) Satz ___ in § ___:

Begründung:

§___ Absatz (___) Satz ___ des vorliegenden Gesetzentwurfs soll
 nicht aufgenommen werden.
 in der folgenden veränderten Version aufgenommen werden:

  Folgende Formulierung soll zusätzlich in den Gesetzentwurf aufgenommen werden, und zwar 
als Absatz (___) Satz ___ in § ___:

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.2 Vorlage Empfehlung mitberatender Ausschuss
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Begründung:

§___ Absatz (___) Satz ___ des vorliegenden Gesetzentwurfs soll
 nicht aufgenommen werden.
 in der folgenden veränderten Version aufgenommen werden:

  Folgende Formulierung soll zusätzlich in den Gesetzentwurf aufgenommen werden, und zwar  
als Absatz (___) Satz ___ in § ___:

Begründung:

______________________________________  ______________________________________
Datum, Ort        Ausschussvorsitzende/-r

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.2 Vorlage Empfehlung mitberatender Ausschuss
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Vorlage Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses
 
Der federführende Ausschuss des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen hat sich mit dem 
Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes über den Freiwilligen Polizeidienst (FPolDG) in Baden-
Württemberg befasst. 

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse des mitberatenden Ausschusses für Soziales, Gesundheit 
und Integration schlagen wir vor, 

 den Gesetzentwurf abzulehnen. 
 den Gesetzentwurf ohne Änderungen anzunehmen.
 den Gesetzentwurf in der folgenden Fassung anzunehmen:

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.3 Vorlage Beschlussempfehlung federführender Ausschuss

ENTWURF DER 
__________-FRAKTION 
(siehe Gesetzentwurf)

ÄNDERUNGEN IN DER AUSSCHUSSFASSUNG

§___ ABSATZ (___)
SATZ ___

§___ ABSATZ (___) 
SATZ ___
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______________________________________  ______________________________________
Datum, Ort        Ausschussvorsitzende/-r

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.3 Vorlage Beschlussempfehlung federführender Ausschuss

ENTWURF DER 
__________-FRAKTION 
(siehe Gesetzentwurf)

ÄNDERUNGEN IN DER AUSSCHUSSFASSUNG

§___ ABSATZ (___) 
SATZ ___

§___ ABSATZ (___) 
SATZ ___

§___ ABSATZ (___) 
SATZ ___
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.4 Vorlage Änderungsantrag

Vorlage Änderungsantrag
 
der _____-Fraktion

zum Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes über den Freiwilligen Polizeidienst (FPolDG) in  
Baden-Württemberg. 

§___ Absatz (___) Satz ___ des vorliegenden Gesetzentwurfs soll

 nicht aufgenommen werden.
 in der folgenden veränderten Version aufgenommen werden:

  Folgende Formulierung soll zusätzlich in den Gesetzentwurf aufgenommen werden, und zwar 
als Absatz (___) Satz ___ in § ___:

Begründung:

______________________________________  ______________________________________
Datum, Ort        Unterschrift Fraktionsvorsitz
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.5 Vorlage Liste angenommene Änderungen

Vorlage Liste der angenommenen Änderungen

Der Landtag von Baden-Württemberg hat am ________________ folgende Änderungen beschlossen: 
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7 Parteilogos
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7 Parteilogos
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7 Parteilogos
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7 Parteilogos
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7 Parteilogos
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B8 Namensschilder

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B8 Namensschilder
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Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B8 Namensschilder

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B8 Namensschilder

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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Handreichung zum Debriefing

Wie bereits unter „Didaktische und methodi-
sche Hinweise“ erläutert, besteht das Planspiel 
aus insgesamt drei Phasen und endet dement-
sprechend nicht mit dem Ende der Simulations-
phase. Die abschließende Auswertungsphase 
und insbesondere das Debriefing nehmen eine 
wichtige Rolle im Hinblick auf die Erreichung der 
Lernziele ein. Crookalls (1992) Bezeichnung des 
Debriefings als „wahrscheinlich wichtigster Teil 
eines Planspiels“ untermauert das. Diese Hand-
reichung dient der Unterstützung der Spielleitung 
beim Debriefing. Allerdings sollten die konkreten 
Inhalte des Debriefings sowie dessen Umfang vom 
Verlauf des Planspiels abhängig gemacht werden. 
Die Spielleitung soll im Debriefing moderierend 
tätig sein, den Teilnehmenden jedoch den Raum 
für ein induktives Lernen geben. Es ist wichtig, 
sich klarzumachen, dass in der Reflexion nicht alle 
Aspekte ausgewertet werden können. Daher ist es 
durchaus sinnvoll, vorab einen Fokus zu setzen, 
wobei die Dimensionen des Politischen (policy,  
polity, politics) helfen können.

Das Debriefing sollte nicht in derselben Sitz-
ordnung durchgeführt werden wie der letzte Ab-
schnitt der Simulationsphase. Für das Debriefing 
eignet sich besonders ein Stuhlkreis, da hierbei 
ein Unterrichtsgespräch gut moderiert werden 
kann und die Teilnehmenden sich gegenseitig in 
die Augen sehen können. Ausgehend von dieser 
Situation kann das Debriefing durch auflockern-
de Methoden (Positionslinie, Positionierung in den 
vier Ecken, Daumenabfrage etc.) ansprechender 
gestaltet werden.

Das Debriefing kann in mehrere Phasen unter-
teilt werden, die nicht immer völlig trennscharf 
sein müssen. Die folgende Unterteilung orientiert 
sich an der Phasierung, die der Dachverband zur 
Förderung der Planspielmethode im deutschspra-
chigen Raum, SAGSAGA (Swiss Austrian German 
Simulation and Gaming Association), vorschlägt.

1. Rollendistanzierung
Ziel dieser Phase ist es, den Teilnehmenden 

zu verdeutlichen, dass die Simulationsphase nun 
beendet ist und sie nicht mehr in ihren Rollen als 
Politiker/-innen agieren. Zudem sollte hier noch-
mals für alle Teilnehmenden klargemacht werden, 
zu welchem Ergebnis das Planspiel geführt hat.

Methodisch kann das unterstützt werden, in-
dem die Teilnehmenden ihre Namensschilder 
abnehmen und zusammengeknüllt in einen Pa-
pierkorb werfen, den die Spielleitung herumreicht 
oder in die Mitte des Kreises stellt. Optional kann 
zudem die Rolle vom eigenen Körper „abgeschüt-
telt“ werden, indem die Teilnehmenden gemein-
sam ihre Beine, Arme und Hände ausschütteln.

Die Spielleitung sollte im weiteren Verlauf des 
Debriefings darauf achten, dass insbesondere 
in sprachlicher Hinsicht eine Trennung zwischen 
den Rollen der Simulationsphase und den „realen“ 
Teilnehmenden erfolgt.

2. Abfangen/Bündeln der Gefühle
Ziel dieser Phase ist es, zum einen eine Grund-

lage für das gesamte Debriefing zu schaffen und 
zum anderen den Teilnehmenden die Gelegenheit 
zu geben, mögliche (extreme) Gefühle während 
der Simulationsphase mit den anderen Teilneh-
menden zu teilen. Während der Simulationsphase 
werden die Teilnehmenden eventuell mit Situatio-
nen konfrontiert, die für sie neu sind oder eine be-
sondere Herausforderung darstellen. Damit eine 
sachliche Auswertung des Planspiels erfolgen 
kann, ist diese Phase sehr wichtig.

Methodisch eignet sich für diese Phase zum 
Beispiel die Durchführung eines Blitzlichts, bei 
dem der Reihe nach alle Teilnehmenden kurz die 
eigenen Gefühle darlegen. Folgende Ausgangsfra-
gen eignen sich dafür:

›  Wie geht es euch nach der Simulationsphase?
›  Wie habt ihr euch in eurer Rolle gefühlt?
›  Wie gut konntet ihr euch mit eurer Rolle identi-

fizieren? 
›  Wie zufrieden seid ihr persönlich, also außer-

halb eurer Rolle, mit dem Verlauf des Plan-
spiels? 
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3. Spielanalyse
Ziel dieser Phase ist es, konkreter als in der 

vorausgehenden Phase den Spielverlauf zu analy-
sieren und Revue passieren zu lassen.

Methodisch eignet sich hierfür ein Unterrichts-
gespräch, wobei möglicherweise das Schaubild 
zum Gesetzgebungsprozess nochmals zur Visua-
lisierung verwendet werden kann. Die Spielleitung 
kann in dieser Phase bereits einzelne Aspekte be-
sonders hervorheben (Phasen des Gesetzgebungs-
prozesses, Kommunikation innerhalb einer Frak-
tion, Kommunikation zwischen den Fraktionen, 
Meinungsbildungsprozess der Rolle etc.). Diese As-
pekte sollten sich an den übergeordneten Lernzie-
len orientieren. Folgende Ausgangsfragen können 
sich dementsprechend für diese Phase eignen:

›  Was ist nacheinander in der Simulationsphase 
passiert? In welchen Gruppen wurde diskutiert?

›  Wie hat sich der ursprüngliche Gesetzentwurf 
im Verlauf des Prozesses verändert?

›  Waren die Mitglieder der verschiedenen Fraktio-
nen immer derselben Meinung?

›  Welche Strategien haben die verschiedenen 
Fraktionen genutzt?

›  Wie haben sich einzelne Rollen dargestellt?
›  Hat sich der Fraktions- bzw. Ausschussvorsitz 

anders verhalten als die restlichen Rollen?
›  Haben sich die Fraktionen außerhalb von offizi-

ellen Sitzungen abgesprochen?
›  Wie wurden Diskussionen geführt (innerhalb der 

Fraktion, im Ausschuss, im Plenum)?
›  Welche Konflikte (inhaltliche, aber eventuell 

auch interpersonale) gab es im Spielverlauf? 
Wie wurden sie gelöst?

›  Welche Ziele haben die verschiedenen Fraktio-
nen verfolgt?

4. Spielreflexion
Das Ziel dieser Phase ist es, ausgehend von 

den Erkenntnissen der Spielanalyse einen Schritt 
weiterzugehen und Erklärungsmöglichkeiten für 
einzelne Geschehnisse des Spielverlaufs heraus-
zustellen. Zudem sollen der Spielverlauf sowie 
das Ergebnis anhand von Kriterien wie Gerechtig-
keit, Effizienz und Transparenz bewertet werden.

Auch hierfür eignet sich das Unterrichtsge-
spräch im Stuhlkreis, da diese Phase eng mit der 
Spielanalyse zusammenhängt. Folgende Fragen 
können je nach Fokus für diese Phase herangezo-
gen werden:

›  Wie lässt sich der Spielverlauf insgesamt erklären?
›  Wie erklärt ihr die besondere Stellung des Frak-

tions- bzw. Ausschussvorsitzes?
›  Wie bewertet ihr die Neutralität des Landtags-

präsidenten/der Landtagspräsidentin in den 
Plenarsitzungen?

›  Wie bewertet ihr das Ergebnis? War der Ent-
scheidungsfindungsprozess gerecht? Warum 
(nicht)? 

›  Wie hätte eine Entscheidung sonst getroffen 
werden können?

›  Wie bewertet ihr den Erfolg der verschiedenen 
Fraktionen?

›  Welche Auswirkungen hatten konkrete Äußerun-
gen oder Handlungen?

5. Transfer
Ziel dieser Phase des Debriefings ist es, das 

Planspiel samt seinen Inhalten und Prozessen 
mit der Realität in Verbindung zu setzen und die 
Grundlage für den Transfer zu schaffen. Allerdings 
ist zu beachten, dass die Teilnehmenden einen 
vollständigen Transfer möglicherweise nicht auf 
Anhieb leisten können. 

Methodisch eignet sich hierfür, insbesondere 
als Abgrenzung zu den vorausgegangenen Pha-
sen, eine Positionslinie. Dabei kann zunächst ab-
gefragt werden, für wie realistisch die Teilneh-
menden den Verlauf der Simulationsphase halten. 
Ausgehend davon können weitere Positionslinien 
oder ein Unterrichtsgespräch erfolgen. Dabei ist 
die Fokussetzung enorm wichtig, damit die Teil-
nehmenden nicht von Informationen überhäuft 
werden und das Planspiel demotiviert beenden. 
Folgende Fragen könnten dem Transfer dienen:

›  Welche Aspekte der Simulationsphase waren 
(un-)realistisch?

›  Interagieren Landtagsabgeordnete ähnlich wie 
ihr untereinander?
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›  Welche Parteien sind aktuell Teil der Regierung? 
Wer ist Ministerpräsident/-in? 

›  Wer ist aktuell Landtagspräsident/-in? Welche 
Aufgaben hat er/sie?

›  Welche Abgeordneten sind jeweils tatsächlich 
die Ausschussvorsitzenden? Welcher Fraktion 
gehören sie an? 

›  Wer hätte tatsächlich über einen solchen Ge-
setzentwurf verhandelt? Welche Akteure wären 
noch involviert gewesen?

›  Welche Rolle spielt die Opposition? 
›  Wäre ein solcher Gesetzentwurf tatsächlich 

denkbar?
›  Wie ist die aktuelle Debatte zu diesem Thema?
›  Welche Folgen hätte das Ergebnis in der Reali-

tät?
›  Wie ist das Verhältnis Bund/Länder bei Ent-

scheidungen?
›  Welche Veränderungsvorschläge hättet ihr für 

den Gesetzgebungsprozess im Landtag?
›  Wie hättet ihr persönlich über einen solchen 

Gesetzentwurf entschieden?

6. Konkreter Lerneffekt
Diese letzte Phase kann ergänzt werden, um 

den Teilnehmenden untereinander, aber auch der 
Spielleitung gegenüber ein Fazit zu ermöglichen 
und weitere Lernmöglichkeiten anzustoßen. Dabei 
kann jede/-r erneut in einem Blitzlicht den persön-
lichen Lerneffekt des Planspiels darstellen. Als 
Impuls können folgende Fragen dienen:

›  Was hast du heute gelernt?
›  Was nimmst du mit?
›  An welcher Stelle unterscheidet sich deine 

Vorstellung am stärksten vom tatsächlichen 
Prozess?

Besonderheiten des Szenarios

›  Das Szenario beschäftigt sich mit einem 
innenpolitischen Thema. Innenpolitik ist 
eines der Kernthemen der Landespolitik. 
In der Realität ist es häufig besonders 
schwer, Kompromisse in diesem The-
menfeld zu finden, da die Parteien unter 
Umständen maßgebliche Unterschiede im 
Profil verlieren, wenn sie sich in Kernthe-
men der Landespolitik auf einen Kompro-
miss einigen. Sie weichen dadurch gege-
benenfalls von einer selbst festgelegten 
„roten Linie“ ab. 
Im Debriefing kann besonders dafür 
sensibilisiert werden, indem beispiels-
weise die Kernthemen der Landespolitik 
gesammelt sowie die unterschiedlichen 
Positionen der Parteien dazu klargestellt 
werden.

›  Durch die Diskussion des Gesetzentwurfs 
stellen sich unterschiedliche Konfliktlini-
en heraus. Gab es einzelne Konfliktlinien 
(Paragrafen/Abschnitte/Sätze des Ge-
setzentwurfs), über die besonders lange 
diskutiert wurde? Warum?

›  Falls die den Gesetzentwurf einbringen-
de(n) Fraktion(en) in der Opposition sitzt/
sitzen: Für wie realistisch haltet ihr es, 
dass Gesetzentwürfe der Opposition im 
Landtag verabschiedet werden?
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Glossar

Ballistische Westen
Ballistische Westen sind schusshemmende Westen, die den Träger oder die Trägerin vor der tödlichen Wir-
kung insbesondere von Kleinkaliberschusswaffen oder Stichverletzungen schützen.

Basisdemokratie
Bei diesem alternativen Konzept zur repräsentativen Demokratie wird das Ziel verfolgt, eine direkte Par-
tizipation an politischen Entscheidungsprozessen zu ermöglichen. Neben den Parteien sollen sich auch 
andere Verbände oder Initiativen politisch beteiligen und Einfluss ausüben können.

Bürgerwehr
Ein freiwilliger Zusammenschluss von Bürgerinnen und Bürgern, die zur Gewährleistung der Sicherheit im 
öffentlichen Raum selbst auf Streife gehen. Die Mitglieder von Bürgerwehren fühlen sich von der Polizei 
nicht ausreichend vor Kriminalität geschützt.

Cyberkriminalität
Straftaten, die über das Internet begangen werden, bezeichnet man als Cyberkriminalität oder auch 
Computerkriminalität. Dabei handelt es sich zum Beispiel um das Ausspähen und Fälschen von Daten oder 
Betrug bei Online-Bezahldiensten.

Deeskalationstraining
In einem Deeskalationstraining lernen und üben die Teilnehmenden, Konflikten aktiv entgegen- und auf 
Konfliktparteien deeskalierend einzuwirken, sodass sie sich nicht zunehmend aufschaukeln. So soll das 
Verhindern eines Konfliktausbruchs erlernt werden.

Diskriminierung
Unter Diskriminierung versteht man die absichtliche oder unabsichtliche Ungleichbehandlung von Men-
schen, die in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe 
oder mit einem tatsächlichen oder zugeschriebenen Persönlichkeitsmerkmal steht, wie zum Beispiel 
Geschlecht, soziale Herkunft oder Religion.

Extremistische Gruppierungen/Extremisten und Extremistinnen 
Extremistisch werden politische Meinungen, Vereinigungen und Parteien genannt, wenn sie als verfas-
sungswidrig anzusehen sind, also als unvereinbar mit den Grundprinzipien der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung.

Freiheitliche demokratische Grundordnung
Dieser Begriff bezeichnet die demokratische Ordnung, Prinzipien und Grundwerte, die in Deutschland gel-
ten. Die freiheitliche demokratische Grundordnung umfasst zum Beispiel die Achtung der Menschenrechte, 
die Gewaltenteilung, die Chancengleichheit aller politischen Parteien und die Unabhängigkeit der Gerichte. 

Gewerkschaft
Eine Gewerkschaft ist der Zusammenschluss von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, um ihre Inter-
essen den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern gegenüber gemeinsam zu vertreten.
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Jedermannsrecht
Das Jedermannsrecht nach § 127 der Strafprozessordnung (StPO) erlaubt es jeder Person unter bestimm-
ten Voraussetzungen, eine andere Person festzunehmen. Das ist erlaubt, wenn der Täter/die Täterin auf 
frischer Tat ertappt wird und Fluchtgefahr besteht. Notwehr darf nur dann angewendet werden, wenn der 
Täter/die Täterin selbst massive Gewalt anwendet. Der Täter/die Täterin muss schnellstmöglich der Poli-
zei übergeben werden.

Kommunaler Vollzugsdienst
Der kommunale Vollzugsdienst ist eine Polizeibehörde der Gemeinde, die für bestimmte Bereiche des Poli-
zeirechts zuständig ist, allerdings örtlich beschränkt auf die jeweilige Gemeinde. 

Landesamt für Verfassungsschutz
Die Aufgabe des Verfassungsschutzes ist das Sammeln und Auswerten von Informationen über Perso-
nen und Gruppen, die die freiheitliche demokratische Grundordnung gefährden. Ergibt eine Prüfung  
einen Verdacht auf verfassungsfeindliche Bestrebungen, so bezeichnet man die Person oder Gruppe als 
Verdachtsfall.  

Legislaturperiode
Als Legislaturperiode wird der Zeitabschnitt zwischen zwei Wahlen bezeichnet. In Baden-Württemberg 
beträgt eine Legislaturperiode des Landtags fünf Jahre.

Nationalkonservativ
Dieser Begriff bezeichnet eine politische Richtung mit Fokus auf einer kulturellen und nationalen Identität 
sowie einer eher ablehnenden Haltung gegenüber Zuwanderung. 

Objektschutz
Der Begriff Objektschutz bezeichnet die Sicherung staatlicher Einrichtungen, Gebäude und Fahrzeuge 
gegen Einbruch und Sachbeschädigung. 

Öffentliche Sicherheit
Der Staat garantiert allen Bürgerinnen und Bürgern den Schutz ihres Eigentums; hierzu zählt auch ihr 
Leben. Des Weiteren schützt er die verfassungsmäßige Ordnung.

Polizeistrukturreform 2012
Gesetzesbeschluss der grün-roten Landesregierung, der die Polizei in Baden-Württemberg umstrukturie-
ren sollte. Ziel war es, Personal aus der Leitungsebene abzuziehen und der Polizei „vor Ort“ zur Verfügung 
zu stellen.

Polizeivollzugsdienst
Polizisten und Polizistinnen der uniformierten Polizei und der Kriminalpolizei gehören dem Polizeivoll-
zugsdienst an. Wenn von der „Polizei“ gesprochen wird, so ist meist der Polizeivollzugsdienst gemeint. 
Hiervon abzugrenzen ist die Polizeibehörde; zu ihr gehört beispielsweise das Landeskriminalamt (LKA).

Racial Profiling
Der Begriff „Racial Profiling“ wird verwendet, wenn davon gesprochen wird, dass Menschen ausschließlich 
aufgrund ihres physischen Erscheinungsbildes oder ethnischer Merkmale polizeilich kontrolliert werden.
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Solidarität
Sich solidarisch zu verhalten bedeutet, anderen (meist Schwächeren) zu helfen und im Gegenzug dann, 
wenn man selbst Hilfe braucht, ebenfalls Unterstützung erwarten zu können. Solidarität bezeichnet also 
das gegenseitige Füreinander-Eintreten in einer Gemeinschaft oder Gesellschaft.

Staatliches Gewaltmonopol
Das staatliche Gewaltmonopol ist die ausschließliche Befugnis des modernen Staates, Gewalt auf seinem 
Hoheitsgebiet auszuüben. Diese Befugnis wird von staatlichen Behörden, zum Beispiel der Polizei, ausgeübt.

Straftat
Eine Straftat ist eine Handlung, die gegen ein festgeschriebenes Gesetz verstößt, das eine Strafandrohung 
(Freiheits- oder Geldstrafe) beinhaltet. Der Täter/die Täterin bekommt einen Eintrag in das Bundeszentral-
register. Davon abzugrenzen sind Ordnungswidrigkeiten, die eine Geldbuße nach sich ziehen, aber keinen 
Eintrag ins Zentralregister. 
 
Streifendienst
Ist die Polizei ohne Hinweise auf eine Straftat im öffentlichen Raum unterwegs, bezeichnet man das als 
Streifendienst. Sein Ziel ist es, potenzielle Täterinnen und Täter von einer Straftat abzuhalten, das Sicher-
heitsgefühl der Bevölkerung zu erhöhen und allgemein die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten.

Terrorismus
Als Terrorismus wird die Anwendung von Gewalthandlungen zur Durchsetzung bestimmter politischer 
Ziele bezeichnet. Terrorismus möchte das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung stören.

„Vollzugsfremde“ Aufgaben im Polizeivollzugsdienst
Hierbei handelt es sich zum Beispiel um Verwaltungstätigkeiten, die Durchführung von Verkehrskontrollen 
sowie vorbeugende Aufgaben auf Dorffesten oder vor Flüchtlingsunterkünften. Diese Aufgaben müssen 
nicht zwingend von ausgebildeten Polizistinnen oder Polizisten ausgeübt werden.

Wertkonservativ
Der Begriff bezeichnet eine politische Richtung, die in der Gesellschaft vorherrschende Wertvorstellungen 
bewahren möchte. 
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